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Vorwort

Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

sexuelle Gewalt ist in Deutschland fir viele Tausend Kinder und Jugendliche
unertraglicher Alltag, mitten unter uns: in Familien, im sozialen Umfeld,
bei Freizeitaktivitaten, in Einrichtungen und mit stark steigender Tendenz
in digitalen Medien. Darauf haben wir, der Unabhangige Beauftragte fiir
Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs und das Bundesministerium fir
Familie, Senioren, Frauen und Jugend, vor zweieinhalb Jahren reagiert, in-
dem wir am 2. Dezember 2019 den Nationalen Rat gegen sexuelle Gewalt
an Kindern und Jugendlichen einberufen haben.

Seit diesem Tag haben seine Mitglieder mit Nachdruck das anspruchs-
volle Ziel verfolgt, konkrete MaRnahmen zu erarbeiten, um den Schutz von
Kindern und Jugendlichen vor sexueller Gewalt und Hilfen fiir Betroffene
nachhaltig zu verbessern. Der Nationale Rat hat sich dabei selbst als ein
Forum fiir den langfristigen und interdisziplindren Dialog zwischen Verant-
wortungstragerinnen und -tragern aus Politik und Gesellschaft verstanden.
Ein Ort, an dem Vertreterinnen und Vertreter aus Politik, Zivilgesellschaft,
Wissenschaft und Fachpraxis sowie Mitglieder des Betroffenenrates beim
Unabhangigen Beauftragten zusammenkommen, sich austauschen und ihr
Fachwissen biindeln.

Nach anderthalb Jahren liegen jetzt die ersten Ergebnisse vor. Sie zeigen:
Der Nationale Rat ist seinem Auftrag gerecht geworden. Die in den flinf
Arbeitsgruppen erarbeiteten MaRnahmen werden dazu beitragen, den Kampf
gegen sexuelle Gewalt und deren Folgen nachhaltig zu starken.

Mit der vorliegenden Gemeinsamen Verstandigung ebnen wir den Weg fir
ein dauerhaftes und vor allem aktiveres Handeln fiir den Schutz von Kindern
und Jugendlichen vor sexueller Gewalt: eine echte Verantwortungspartner-
schaft flr ein gutes Aufwachsen aller jungen Menschen in unserem Land.
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Diese Partnerschaft gilt es weiterhin mit Leben zu fillen. Auch in den
kommenden Jahren sollte der Nationale Rat dafiir unsere gemeinsame
Plattform sein.

Wir danken allen Beteiligten herzlich fiir ihr groRes Engagement und ihren
wertvollen Einsatz!

Christine Lambrecht Johannes-Wilhelm Rérig

Bundesministerin fiir Unabhéngiger Beauftragter fir

Familie, Senioren, Frauen und Jugend Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs
°
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1.

Sexuelle Gewalt
an Kindern und
Jugendlichen



Medial bekannt gewordene Fille von schwerster sexu-
eller Gewalt! und Ausbeutung von Kindern wie in
Staufen (2017), Liigde (2018), Bergisch-Gladbach
(2019) und Munster (2020) sind nur der 6ffentliche
Ausschnitt eines weltweiten Phdnomens von enor-
mem Ausmal} - auch in Deutschland. Viele tausende
Kinder und Jugendliche erleiden jedes Jahr sexuelle
Gewalt in ihren eigenen Familien, im sozialen Nahfeld,
durch Gleichaltrige und bei der Nutzung digitaler Me-
dien. Sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen
geschieht in unserer Mitte und in allen gesellschaftli-
chen Kontexten. Tater und Taterinnen gehen strate-
gisch und planvoll vor. Zunehmend spielen digitale
Medien und Technologien eine wichtige Rolle in Fillen
von sexueller Gewalt an Kindern und Jugendlichen. Al-
lein in den 6ffentlich bekannt gewordenen Fallen wur-
den unvorstellbar groRe Mengen an Daten sicherge-
stellt, welche die sexuelle Gewalt und ihre organisierte
Form dokumentieren. Dariiber hinaus sind durch die
vielfdltigen digitalen Interaktionsmdglichkeiten in den
letzten Jahren neue Risiken entstanden. Die Corona-
Pandemie hat wie ein Brennglas auf familidre Belas-
tungen gewirkt, familidre Isolationen verstarkt und
institutionelle Unterstiitzungsmoglichkeiten beein-
trachtigt. Dies zeigt sich in einem teilweise erhéhten
Beratungsbedarf auch zu sexueller Gewalt, bei bisher
kaum verdnderten offiziellen Statistiken.>

Sexuelle Gewalt kann jedem Kind und jeder und jedem
Jugendlichen angetan werden - unabhangig von Ge-
schlecht, Alter, sozialem oder kulturellem Hinter-
grund. Sie geht dabei oft mit weiteren physischen und
psychischen Gewaltformen einher und schlieft regel-
maRig den Missbrauch von vertrauensvollen Bindun-

gen oder Autoritat sowie die Ausnutzung der Hilflosig-
keit des Kindes ein. Es gibt besonders vulnerable
Gruppen, beispielsweise Kinder mit kognitiven, kor-
perlichen oder psychischen Beeintriachtigungen. Sie
sind besonders stark gefdhrdet, sexuelle Gewalt zu er-
leiden und damit allein zu bleiben.? Die Folgen von se-
xueller Gewalt in Kindheit und Jugend sind individuell
sehr unterschiedlich und kénnen viele Betroffene ein
Leben lang begleiten. Angebote der Unterstiitzung
missen daher die gesamte Lebensspanne und unter-
schiedliche Verarbeitungsphasen in den Blick nehmen.

Sexuelle Gewalt an Kindern und
Jugendlichen in Zahlen

Am héufigsten findet sexuelle Gewalt im nahen Um-
feld von Kindern und Jugendlichen statt: Etwas mehr
als die Halfte der Falle findet im sozialen Nahraum
statt, zum Beispiel durch Personen aus der Nachbar-
schaft oder aus Einrichtungen und Vereinen, also
durch Tater und Taterinnen, welche die Kinder und Ju-
gendlichen gut kennen. Und: Etwa ein Viertel der Ta-
ten ereignet sich im engsten Familienkreis. Mehr als
14.500 Straftaten des sexuellen Kindesmissbrauchs
wurden den Ermittlungsbehérden allein im Jahr 2020
gemeldet. Dazu kommen mehr als 1.500 Anzeigen se-
xuellen Missbrauchs von Schutzbefohlenen und Ju-
gendlichen sowie weit (ber 18.000 angezeigte Fille
von (sogenannter) Kinderpornografie mit deutlich
steigender Tendenz gegeniiber den Vorjahren. Die
Weltgesundheitsorganisation  (WHO) geht  fur
Deutschland von einer Million Kinder und Jugendli-
chen aus, die sexueller Gewalt ausgesetzt sind oder

In der Gemeinsamen Verstindigung des Nationalen Rates wird durchgéingig der Begriff ,sexuelle Gewalt“ verwendet. Diese Formulierung
stellt heraus, dass es sich um Gewalt handelt, die mit sexuellen Mitteln ausgeibt wird. In der Fachpraxis und Wissenschaft wird auch

der Begriff ,sexualisierte Gewalt“ verwendet. Dieser geht noch einen Schritt weiter und verdeutlicht, dass bei den Taten Sexualitit funk-
tionalisiert, also benutzt wird, um Gewalt auszuiiben. Mit der Verwendung des Begriffs ,sexuelle Gewalt“ schliefft der Nationale Rat die
Bedeutung von ,sexualisierter Gewalt” in der vorliegenden Gemeinsamen Verstindigung ein. Dariiber hinaus wird in Deutschland auch
der Begriff ,sexueller Missbrauch" in der breiten Offentlichkeit, in den Medien und von vielen Betroffenen verwendet. Auch das Straf-
gesetzbuch spricht von sexuellem Missbrauch, meint aber anders als der allgemeine Sprachgebrauch damit nur die strafbaren Formen

sexueller Gewalt.

http:/www.akjstat.tu-dortmund.de/themen/kinderschutzgefaechrdungseinschaetzungen/monitoring/8a-zusatzerhebun,

Fakten und Zahlen zu sexueller Gewalt an Kindern und Jugendlichen (UBSKM, 2021):
https://beauftragter-missbrauch.de/fileadmin/Content/pdf/Zahlen und Fakten/Fact Sheet Zahlen und Fakten UBSKM.pdf
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waren.* Das entspricht ein bis zwei Kindern in jeder
Schulklasse. Zudem werden die Auswirkungen sexuel-
ler Gewalt durch Anbahnung und Verbreitung im In-
ternet verstarkt. Das Dunkelfeld sexueller Gewalt ist
enorm groR. Die meisten Taten werden weder aufge-
deckt noch angezeigt.
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terten Zugang zu schnellen Hilfen in Traumaambulan-
zen sind bereits im Januar 2021 in Kraft getreten.

Das Gesetz zur Bekdmpfung sexualisierter Gewalt
gegen Kinder, das im Juni 2021 im Bundesgesetzblatt
verkiindet wurde, sieht eine deutliche Verscharfung
des Strafrechts, Erweiterungen bei den Ermittlungs-
befugnissen sowie MaRnahmen im Bereich der Pra-

Gesellschaftliche und politische
Verantwortung gegeniiber Kindern und
Jugendlichen

vention und der Qualifikation in der Justiz vor. Mit
weiteren Gesetzgebungsverfahren soll der Schutz von
Kindern und Jugendlichen vor sexueller Gewalt und

Kinder und Jugendliche vor sexueller Gewalt zu schiit-
zen, zahlt zu den grundlegenden Aufgaben des Staates
und der Gesellschaft. Die Bundesregierung hat in der
19. Legislaturperiode zahlreiche MaRnahmen zum
Schutz von Kindern und Jugendlichen unternommen.

Die Bundesregierung hat das Amt einer oder eines
Beauftragten fiir Fragen des sexuellen Kindesmiss-
brauchs und den das Amt begleitenden Betroffenen-
rat im Jahr 2018 verstetigt. Die Laufzeit der Unabhan-
gigen Kommission zur Aufarbeitung sexuellen
Kindesmissbrauchs wurde bis Ende 2023 verlidngert
und der Nationale Rat gegen sexuelle Gewalt an Kin-
dern und Jugendlichen wurde Ende 2019 konstituiert.
Damit sind starke Strukturen auf der Bundesebene
langfristig etabliert worden. Der Fonds Sexueller
Missbrauch hilft Betroffenen, die in ihrer Kindheit
oder Jugend sexuelle Gewalt im familidren Bereich er-
litten haben und noch heute unter deren Folgewirkun-
gen leiden, durch niedrigschwellige Unterstiitzungs-
leistungen.

Mit dem Gesetz zur Regelung des Sozialen Entscha-
digungsrechts (SER) wurde das Opferentschadigungs-
recht umfassend reformiert und in einem neuen Sozi-
algesetzbuch (SGB XIV), das weitestgehend im Januar
2024 in Kraft treten wird, geregelt. In dem neuen SGB
XIV werden die Bedarfe Betroffener sexueller Gewalt
besser beriicksichtigt. Regelungen fiir einen erleich-

Ausbeutung durch die Strafbarkeit des Betreibens kri-
mineller Handelsplattformen im Internet und der Ver-
breitung und des Besitzes von Anleitungen zu sexuel-
lem Missbrauch von Kindern verstarkt werden.

Mit der Reform des Jugendschutzgesetzes (JuSchG)
sind im Mai 2021 neue Regelungen fiir den Kinder-
und Jugendmedienschutz in digitalen Medien in Kraft
getreten. Das neue JuSchG sorgt mit einem konse-
quent kinderrechtlichen Ansatz fiir einen besseren
Schutz fir Kinder und Jugendliche und verlassliche
Orientierung fir Eltern und Fachkrafte. Die neuen Re-
gelungen erfassen auch Interaktionsrisiken wie Kon-
taktfunktionen und verpflichten die Anbieter zu einer
Beriicksichtigung bei der Alterskennzeichnung und zu
spezifischen VorsorgemaRnahmen. Die neue Bundes-
zentrale fir Kinder- und Jugendmedienschutz ist zent-
raler nationaler Ansprechpartner und sorgt fiir eine
effektive Durchsetzung auch gegeniiber internationa-
len Anbietern.

Das Gesetz zur Stirkung von Kindern und Jugendli-
chen (KJSG) schafft seit Juni 2021 die Grundlage fir
einen verbesserten Kinderschutz in Einrichtungen, bei
AuslandsmaRnahmen und bei Pflegeverhaltnissen.
Um die Verantwortungsgemeinschaft fiir einen wirk-
samen Kinderschutz weiter zu beférdern, wird dane-
ben unter anderem die Kooperation der Kinder- und
Jugendhilfe mit dem Gesundheitswesen, den Strafver-
folgungsbehdrden, den Familiengerichten, der Ju-

Unabhingiger Beauftragter fir Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs (2020): Positionspapier 2020: Gemeinsam gegen sexuelle Gewalt
an Kindern und Jugendlichen. Wie Bund, Linder und die politischen Parteien Kinder und Jugendliche besser vor sexueller Gewalt schiit-

zen konnen. Positionspapier 2020 (UBSKM), https://beauftragter-missbrauch.de/fileadmin/Content/pdf/Pressemitteilungen/2020/10
Oktober/02/UBSKM Positionspapier 2020 _Gemeinsam_gegen Missbrauch.pdf

® Sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen


https://beauftragter-missbrauch.de/fileadmin/Content/pdf/Pressemitteilungen/2020/10_Oktober/02/UBSKM_Positionspapier_2020_Gemeinsam_gegen_Missbrauch.pdf
https://beauftragter-missbrauch.de/fileadmin/Content/pdf/Pressemitteilungen/2020/10_Oktober/02/UBSKM_Positionspapier_2020_Gemeinsam_gegen_Missbrauch.pdf

gendstrafjustiz und anderen wichtigen Akteurinnen
und Akteuren im Kinderschutz verbindlicher ausge-
stattet und gestarkt.

Auch auf europdischer Ebene gibt es umfassende Be-
mihungen, sexueller Gewalt an Kindern und Jugendli-
chen entgegenzutreten. Die kiirzlich veroffentlichten
Strategien zur wirksameren Bekdampfung des Miss-
brauchs von Kindern®, zur Bekdmpfung des Men-
schenhandels®, zur Bekdmpfung der Organisierten Kri-
minalitdt’ sowie zu Kinderrechten® zeigen, dass das
Thema auch im aktuellen europdischen Diskurs au-
Rerst prasent ist.

Aufarbeitung sexueller Gewalt als
eigenes Handlungsfeld

Aufarbeitung sexueller Gewalt ist als eigenes Hand-
lungsfeld deutlich von Pravention und Intervention zu
unterscheiden. Aufarbeitung soll vergangenes Unrecht
aufdecken, einen Beitrag zur Anerkennung von Leid
leisten sowie fir ein gewaltfreies Aufwachsen heute
beitragen. Die Umsetzung der Aufarbeitung ist im ho-
hen Male auf die Bereitschaft und Berichte von Betrof-
fenen und anderen Zeitzeuginnen und -zeugen Uber
sexuelle Gewalt in Kindheit und Jugend, ihre Folgen
und die Erfahrungen im Umgang damit angewiesen.
Aufarbeitung nimmt unterschiedliche Tatkontexte -
Familie, Heimerziehung, Kirchen, Schulen oder Sport -
in unterschiedlichen Zeitraumen in den Blick, um die
Tragweite der Gewalt fir betroffene Menschen deut-
lich zu machen. Aufarbeitung zielt darauf, Ursachen,
Ausmal’ und Folgen sexuellen Missbrauchs sowie Vor-
ginge unterlassener Hilfe, Vertuschung oder Bagatelli-
sierung zu beschreiben und auf Fragen des Kinder-
schutzes heute anzuwenden.

COM(2020) 607 final.
COM(2021) 171 final.
COM(2021) 170 final.

Aufarbeitung sexueller Gewalt braucht eine nachhalti-
ge Vorgehensweise, die auch im Nationalen Rat ange-
legt ist. Sie adressiert gesellschaftliche Verantwortung
in allen Themenfeldern des Nationalen Rates.

Sensibilisierung als Basis fiir
gesellschaftliche Verantwortung

Nach wie vor sind umfassende kommunikative An-
strengungen notwendig, um den Zielen und MaRnah-
men des Nationalen Rates einen gesellschaftlichen
Boden zu bereiten. Mehr Erwachsene als bisher sollen
es fir moéglich halten, dass Kinder und Jugendliche in
ihrem Umfeld sexuelle Gewalt erleben. Sie sollen er-
mutigt und im Verdachtsfall aktiv werden, um diesen
Kindern und Jugendlichen zu helfen und die Gewalt zu
beenden.

Eine gemeinsam vom Bundesministerium fiir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend sowie vom Unabhangi-
gen Beauftragten fir Fragen des sexuellen Kindes-
missbrauchs konzipierte Aufklarungs- und Sensibili-
sierungskampagne (2022 bis 2024) wird dazu
beitragen, den Wissenszuwachs unter anderem zu
Haufigkeit und Anzeichen sexueller Gewalt sowie zu
Taterstrategien positiv zu verdndern. Damit werden
Unsicherheiten und Abwehrhaltungen verringert so-
wie Empathie und Verantwortungsgefiihl gegeniiber
Betroffenen verstarkt. Ziel ist es, Menschen zu aktivie-
ren, im Verdachtsfall tatig zu werden und sich an das
Hilfesystem zu wenden. Der Nationale Rat ist die zent-
rale Struktur, in der potenzielle Partnerinnen und
Partner fir die Erreichung dieser Ziele zusammenge-
schlossen sind.

https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/rights-child/eu-strategy-rights-child-and-european-child-

guarantee en
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2.

Der Nationale Rat
gegen sexuelle Gewalt
an Kindern und
Jugendlichen



Dem Nationalen Rat gehéren Vertreterinnen und Ver-
treter aus Politik und Wissenschaft, Betroffene selbst
sowie Verantwortliche aus der Zivilgesellschaft und
der Fachpraxis an. Ein Gremium auf Spitzenebene und
finf thematische Arbeitsgruppen umfassen insgesamt
tiber 250 Mitwirkende.’ Sie alle wollen das bestehende
Ausmall an sexueller Gewalt gegen Kinder und Ju-
gendliche nicht hinnehmen und haben sich zum ge-
meinsamen Ziel gesetzt, sexueller Gewalt gegen Kin-
der und Jugendliche und deren Folgen dauerhaft
entgegenzuwirken.

Seit der Konstituierung des Nationalen Rates am
2. Dezember 2019 durch die damalige Bundesfamili-
enministerin Franziska Giffey und den Unabhdngigen
Beauftragten Johannes-Wilhelm Rérig hat der Natio-
nale Rat in flinf thematischen Arbeitsgruppen getagt:

,Schutz”

LHilfen®

»Kindgerechte Justiz“

»Schutz vor Ausbeutung und internationale Kooperation®

sForschung und Wissenschaft®

Die Sitzungen der Arbeitsgruppen fanden im Oktober/
November 2020 und im April/Mai 2021 in digitalen
Formaten statt. Sie setzen sich aus den Teilnehmen-
den der konstituierenden Sitzung des Nationalen Ra-
tes beziehungsweise deren Vertretungen sowie weite-
ren Expertinnen und Experten zusammen. Zusatzlich
haben vertiefende Fachgesprache und Workshops zu
unterschiedlichen Themen stattgefunden.

Der Betroffenenrat, beratendes Gremium

beim Unabhangigen Beauftragten

Den 18 Mitgliedern des Betroffenenrates beim Unab-
hdngigen Beauftragten fiir Fragen des sexuellen Kin-
desmissbrauchs!® kommt im Nationalen Rat eine be-

sondere Rolle zu. Sie haben in allen Arbeitsgruppen
mitgewirkt und einen konstruktiv-kritischen Blick im
Rahmen der Debatten des Nationalen Rates einge-
bracht - aus Sicht von Betroffenen sexueller Gewalt in
Kindheit und Jugend, die ihre Fachexpertise und ihr
Erfahrungswissen einbringen. Dieser partizipative An-
satz - beziehungsweise die stdrkere Forderung da-
nach - zieht sich wie ein roter Faden durch alle Ar-
beitsgruppen. Es steht auller Frage, dass der Schutz
von Kindern und Jugendlichen vor sexueller Gewalt
nur gelingen kann, wenn er auf Augenhdhe und im
Schulterschluss mit Betroffenen erfolgt.

Um die herausgehobene Bedeutung des Betroffenen-
rates zu untermauern, haben seine Mitglieder, Uiber
ihre inhaltliche Mitarbeit in den Arbeitsgruppen hin-
aus, die jeweiligen Kapitel kommentiert. Diese eigenen
Textbeitrage finden sich im Anschluss an die einzelnen
Kapitel.

Sie betonen beispielsweise die Notwendigkeit umfas-
sender Schutzkonzepte als Qualitdtsmerkmal einer
Einrichtung, in deren Entwicklung auch Kinder und Ju-
gendliche einbezogen werden miissen.

Hilfen missen sich an den spezifischen Bedarfen von
Betroffenen orientieren und beriicksichtigen, dass die
Folgen sexualisierter Gewalt Menschen oft ein Leben
lang begleiten und Hilfebedarfe sowohl dauerhaft wie
auch jederzeit neu entstehen kénnen.

In gerichtlichen Verfahren miissen Belastungssituatio-
nen von betroffenen Kindern und Jugendlichen so gut
wie méglich minimiert werden. Dazu braucht es um-
fassende Unterstiitzungsstrukturen vor, wahrend und
nach den Verfahren.

Der Betroffenenrat stellt klar, dass Menschenhandel
sowie der Handel und Tausch von Darstellungen sexu-
alisierter Gewalt keine Einzelfalle, sondern Formen
der organisierten Kriminalitdt sind. Es bedarf, tber
Fortbildungen und eine breite Sensibilisierung hinaus,
auch flichendeckend regelfinanzierter Ergdnzungen

9  Weitergehende Informationen und Mitgliederlisten befinden sich auf der Website des Nationalen Rates: www.nationaler-rat.de.

10 https://beauftragter-missbrauch.de/betroffenenrat/der-betroffenenrat
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des Hilfesystems, um Kinder und Jugendliche kiinftig
starker schiitzen zu kdnnen.

SchlieBlich wird deutlich gemacht, dass sich nur mit
den notwendigen Erkenntnissen zu Bedarfen und ak-
tuellen Versorgungsliicken bestehende Schutz- und
Unterstlitzungsmalnahmen fir Kinder, Jugendliche
und betroffene Erwachsene angemessen ausbauen
lassen. Dass der Nationale Rat auch bei der Entwick-
lung eines strategischen Forschungsansatzes einen
Schwerpunkt auf Partizipation setzt, ist aus Sicht des
Betroffenenrates notwendig und sinnvoll.

»Die fur dieses Themenfeld unabdingbare Partizipati-
on ist keine Methode, sondern Abbild einer sich lang-
sam im alltdglichen Geschehen entwickelnden Hal-
tung” - diese Positionierung des Betroffenenrates
macht deutlich, dass hierzu ein deutlicher Bewusst-
seinswandel stattfindet, fur den sich auch der Natio-
nale Rat stark macht (siehe auch Kapitel 4.5.4 Kom-
mentierung des Betroffenenrates zur AG ,Forschung
und Wissenschaft®).

Zentrale Ergebnisse

Der Nationale Rat setzt sich mit groBer Entschlossen-
heit in foderaler, intersektoraler und disziplineniiberg-
reifender Zusammensetzung mit gemeinsamer Kraft-
anstrengung fir einen besseren Schutz von Kindern
und Jugendlichen vor sexueller Gewalt und Ausbeu-
tung, wirksame Hilfen fiir Betroffene sowie kindge-
rechte Verfahren ein. Durch einen strategischen For-
schungsansatz sollen wichtige Grundlagen zur validen
und kontinuierlichen Bestimmung des AusmaRes des
Phdnomens geschaffen werden.

Die erste Arbeitsphase des Nationalen Rates findet in
dieser Gemeinsamen Verstandigung ihre Zwischenbi-
lanz zu den finf folgenden Themenkomplexen:

Arbeitsgruppe ,,Schutz“: Umfassende
Schutzkonzepte verhindern Gewalt und
beférdern Aufdeckung

Schutzkonzepte stellen ein Qualitdtsmerkmal von Ein-
richtungen und Organisationen dar. Das Risiko, dass
Kinder und Jugendliche sexuelle Gewalt in der Einrich-

tung oder Organisation erleiden, und das Risiko, dass
betroffene Kinder und Jugendliche von Fachkréften
nicht erkannt werden und keine Hilfe erhalten, kann
durch wirksame Schutzkonzepte minimiert werden.

Um die Grundlagen fiir die Entwicklung und die tat-
sachliche Umsetzung von Schutzkonzepten zu schaf-
fen, wirkt der Nationale Rat entschieden auf die Ver-
besserung zentraler Gelingensbedingungen hin:
Ausreichende Ressourcen, fachliche Unterstiitzung
sowie regulative Vorgaben tragen maligeblich zur Ent-
wicklung und Umsetzung von Schutzkonzepten bei.
Die Qualifizierung von Fachkraften ermdglicht, dass
Schutzkonzepte zum gelebten Alltag werden kénnen.
Schutzkonzepte kdénnen dort gelingen, wo eine auf
den Kinderrechten basierende Grundhaltung umge-
setzt wird und Kinder und Jugendliche mit und ohne
Behinderungen an ihrer Entwicklung und Umsetzung
angemessen beteiligt werden. AuRerdem basieren
Schutzkonzepte auf dem Zusammenwirken vielfaltiger
Sichtweisen, das durch externe Begleitung, Vernet-
zung und Austausch guter Praxis sowie durch auf Dau-
er angelegte Kooperationen ermoglicht wird. Nicht
zuletzt gilt es, die digitalen Chancen und Risiken zu
beriicksichtigen, damit Schutzkonzepte vor Ort gelin-
gen. Zudem ist die Realisierung von Forschungsvorha-
ben zu den Wirkungen von Schutzkonzepten dringend
notwendig, um dem Ziel einer flichendeckenden Um-
setzung ndher zu kommen.

Der Nationale Rat hat in seiner ersten Arbeitsphase ei-
nen Fokus auf Schutzkonzepte in Bildungs- und Be-
treuungseinrichtungen sowie im Freizeitbereich ge-
legt. Nahezu alle Kinder und Jugendlichen sind in einer
Kindertageseinrichtung oder Kindertagespflege oder
besuchen eine Schule. Daher ist dort die Entwicklung
von umfassenden Schutzkonzepten strukturell von
zentraler Bedeutung. Die verpflichtende Einflihrung
und Unterstiitzung von Schutzkonzepten in Schulen
wurde beziehungsweise soll durch entsprechende lan-
desgesetzliche Regelungen unter anderem in Meck-
lenburg-Vorpommern (2019), Nordrhein-Westfalen
und Berlin (jeweils im politischen Verfahren 2021)
festgeschrieben werden. Auch wurden die Vorausset-
zungen fir die Betriebserlaubnis fiir Einrichtungen fir
Kinder und Jugendliche durch das KJSG deutlich ge-
scharft.
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Zuletzt bekriftigte die Kultusministerkonferenz (KMK)
die Bedeutung des Themas mit dem Beschluss vom
6. Mai 2021 zur Entwicklung eines gemeinsamen Leit-
fadens zur praktischen Umsetzung von Schutzkonzep-
ten und MalRnahmen gegen sexuelle Gewalt an Schu-
len bis zur zweiten Halfte 2022.

Arbeitsgruppe , Hilfen“: System-
iibergreifende und spezifische Hilfen
sichern Betroffenen bedarfsgerechte
Unterstitzung

Sexuelle Gewalt kann schwerwiegende Folgen fiir Be-
troffene haben und die psychische und physische Ge-
sundheit Giber das gesamte Leben immer wieder mas-
siv beeintrachtigen. Betroffenen ist ein schweres
Unrecht widerfahren, dem mit wirksamen und be-
darfsgerechten Hilfen begegnet werden sollte.

Der Nationale Rat méchte dazu beitragen, dass Unsi-
cherheiten und Hirden in der Einschidtzung des Ge-
fahrdungsrisikos und des Unterstiitzungsbedarfs bei
sexueller Gewalt verringert werden.

Bei der Gefahrdungs- und Risikoeinschdtzung sowie
der Hilfeplanung arbeiten die verschiedenen Akteurin-
nen und Akteure im Kinderschutz in Systemen, die in
sich gut funktionieren. Jedoch sind diese systemisch
und in der Einzelfallarbeit oft zu wenig miteinander
verzahnt. Der Nationale Rat wird sich mit den Vor- und
Nachteilen dieses durch die zentrale Steuerungsver-
antwortung der Jugendhilfe weitgehend monoprofes-
sionell organisierten Modells befassen und hat als
Grundlage fir die Diskussion eine Expertise in Auf-
trag gegeben. Die Expertise verdeutlicht, dass in
Deutschland der gesetzliche Rahmen fiir eine multi-
disziplindre Zusammenarbeit im Kinderschutz besteht,
vielerorts aber keine klaren Vereinbarungen vorliegen.

Um die Kooperation im Kinderschutz auf der Umset-
zungsebene weiter zu stdrken, sollen bestehende
Beispiele guter Zusammenarbeit gesammelt und
evaluiert werden. Der Ausbau interdisziplinarer Fort-
bildungen ist ein weiterer wichtiger Schritt.

Um Kindern und Jugendlichen ihre Beteiligungsrechte
in der Hilfeplanung zu gewahren, braucht es noch
mehr altersgerechte Informationsmaterialien und un-
abhangige Ombudsstellen. Das KISG schafft dafir
eine gute Grundlage, auf der jetzt weiter aufgebaut
werden soll.

Die Qualifizierung von Fachkraften in der Kinder- und
Jugendhilfe ist elementar, um sexuelle Gewalt an Kin-
dern und Jugendlichen zu erkennen, Risiken und Ge-
fahrdungen einzuschatzen und entsprechende Hilfen
einzuleiten, die dem gewaltspezifischen Unterstit-
zungsbedarf gerecht werden. Entsprechend sollen
Qualifizierungsangebote in diesem Themenfeld aus-
gebaut werden.

In der Kinder- und Jugendhilfe werden fiir bestimmte
Gruppen Versorgungsliicken und Handlungsunsicher-
heiten berichtet (zum Beispiel Angebote fir sexuell
iibergriffige Kinder und Jugendliche). Um einen Uber-
blick zu bekommen, sollen Erkenntnisse tiber beste-
hende Liicken von gewaltspezifischen Hilfen zusam-
mengetragen und Fachstandards entwickelt werden.

Kindler, H. & Hadwiger, S. (2021): Zusammenarbeit unterschiedlicher Berufsgruppen in Fillen sexueller Gewalt. Interdisziplinire

Gefahrdungseinschitzung. Unveroffentlichte Expertise, Miinchen.
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Der Nationale Rat begriiRt die medizinische Leitlinie
zum Kinderschutz*? und die 2022 anstehende Novel-
lierung des Internationalen Klassifikationssystems von
Krankheiten (ICD-11). Dies sind wichtige Grundlagen
fur die Dokumentation sexueller Gewalt gegen Kinder
und Jugendliche (und anderer Gewaltformen), die Co-
dierung komplexer Traumafolgestérungen und eine
bedarfsspezifische Hilfeplanung.

Um mehr traumaspezifische Angebote bereitstellen zu
konnen, soll die psychotherapeutische Versorgung fiir
Menschen mit komplexen Traumafolgestérungen um-
fassender gewdhrleistet werden. Hierfiir brauchen
Fachkrafte unter anderem mehr traumaspezifische
Qualifikationen und Weiterbildungen, wie sie durch
die Deutschsprachige Gesellschaft fiir Psychotrauma-
tologie (DeGPT) und die Bundespsychotherapeuten-
kammer (BPtK) entwickelt und angeboten werden.
Dabei ist jedoch ebenso wichtig, gesundheitliche Ver-
sorgung fir Betroffene sexueller Gewalt nicht aus-
schlieflich mit traumaspezifischen Angeboten gleich-
zusetzen.

Die umfangreiche Reform des neuen Sozialen Ent-
schidigungsrechts (SER) greift im neuen SGB XIV viele
der bestehenden Problemstellungen fiir Betroffene
sexueller Gewalt auf. Der Nationale Rat mdchte die
Umsetzung dieser Reform begleiten und ziigige und
betroffenensensible Verfahren unterstiitzen. Dafir
sollen Handlungsleitfaden und Kriterien fiir ein be-
troffenensensibles behordliches Verfahren vorange-
trieben werden.

Arbeitsgruppe ,,Kindgerechte

Justiz®: Kindgerechte gerichtliche und
behordliche Verfahren qualifizieren
Entscheidungen

Wird ein Kind sexuell missbraucht, kérperlich oder
emotional misshandelt oder vernachlassigt, kommt es
nicht selten zu einem gerichtlichen Verfahren - sei es
im Bereich des Strafrechts, wenn gegen den mutmal-
lichen Tater oder die mutmaRliche Taterin ermittelt
und Anklage erhoben wird, oder im Familienrecht,
wenn es sich bei der missbrauchenden oder misshan-
delnden Person um eine sorge- oder umgangsberech-
tigte Bezugsperson handelt. Solche Verfahren sind fiir
die betroffenen Kinder und Jugendlichen haufig
schwer verstdndlich und belastend und kdnnen massi-
ve Auswirkungen auf ihren weiteren Lebensweg ha-
ben.

Der Nationale Rat hat sich zum Ziel gesetzt, die Rah-
menbedingungen fiir eine kindgerechte Justiz in der
Praxis zu verbessern. Die Qualitdt der Anhérung und
der Vernehmung von Kindern und Jugendlichen soll
verbessert werden. Zudem werden MaRnahmen fiir
eine gezielte Qualifizierung der am Verfahren beteilig-
ten Fachkréfte umgesetzt und auf den Weg gebracht.
Der Zugang zum Recht soll fir Kinder und Jugendliche
erleichtert und die Ubergeordnete interdisziplinare
Zusammenarbeit fiir strafrechtliche und familienge-
richtliche Verfahren gestarkt und institutionalisiert
werden.

Fir eine kindgerechtere Justiz miissen Belastungen
weitgehend reduziert werden und betroffene Kinder
und Jugendliche entsprechend ihrer Rolle in angemes-
sener Weise in die Verfahren einbezogen werden, ohne
dabei deren rechtsstaatliche Durchfiihrung zu geféhr-
den. Wesentlich ist dabei, die Kinderrechte gemaR VN-
Kinderrechtskonvention auf dem hdchstmoglichen
Niveau einzuhalten und umzusetzen und die Grund-
prinzipien zu beachten: das Recht auf Leben und per-

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e. V.. AWMEF S3+ Leitlinie Kindesmisshandlung,
-missbrauch, -vernachlissigung unter Einbindung der Jugendhilfe und Padagogik.
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sonliche Entwicklung, den Vorrang des Kindeswohls,
das Recht auf Beteiligung und den Schutz vor Diskri-
minierung.

Daher hat der Nationale Rat einen ,,Praxisleitfaden zur
Anwendung kindgerechter Kriterien im Strafverfah-
ren“? erarbeitet und empfiehlt, den Leitfaden der Pra-
xis — moglichst Giber die Justizverwaltungen der Bun-
deslander - zur Verfiigung zu stellen. GleichermaRen
spricht sich der Nationale Rat fiir die Entwicklung ei-
nes ,Praxisleitfadens zur Anwendung kindgerechter
Kriterien fiir das familiengerichtliche Verfahren“ aus.
Diese Praxisleitfaden kénnen dazu beitragen, gegebe-
nenfalls bestehende Handlungsunsicherheiten bei den
beteiligten Akteurinnen und Akteuren abzubauen und
die Praxis dabei zu unterstiitzen, die bestehenden ge-
setzlichen Moglichkeiten unter Einbeziehung ent-
wicklungspsychologischer Aspekte auszuschopfen.

In den Beratungen wurde auch deutlich, dass sich Ver-
waltungen derzeit mit Fragen der Kapazitatsbildung in
Jugendschutzverfahren durch Kompetenzbiindelung
und Zustandigkeitskonzentration an Gerichten und
Staatsanwaltschaften befassen, denn Jugendschutz-
verfahren stellen besondere Qualifikationsanforde-
rungen an die zustdndigen Jugendrichterinnen und Ju-
gendrichter sowie Jugendstaatsanwaltinnen und
Jugendstaatsanwailte. Um diese Prozesse zu unterstiit-
zen, spricht sich der Nationale Rat fiir die Entwicklung
einer Praxishilfe aus.

Zudem unterstiitzt der Nationale Rat die Entwicklung
eines bundesweit einsetzbaren Musterleitfadens fir
die richterliche Videovernehmung, nach Vorbild des
~Flensburger Leitfadens®

Am 16. Juni 2021 fand die Justizministerkonferenz
statt. Die Justizministerinnen und Justizminister beto-
nen, dass die richterliche Videovernehmung ein wich-
tiges Instrument zur Wahrung der Interessen von be-
sonders schutzbedirftigen Verletzten, insbesondere
Kindern und Jugendlichen, aber auch zur Sachver-
haltsaufklarung und Beweissicherung darstellt. Sie

sind der Auffassung, dass gemeinsam erarbeitete Vor-
gaben die praktische Umsetzung des § 58a StPO er-
leichtern und eine qualitativ gleichmaRige Durchfiih-
rung richterlicher Videovernehmungen begiinstigen
kdnnen. Die Justizministerinnen und Justizminister
bitten deshalb den Strafrechtsausschuss, eine Arbeits-
gruppe unter Beteiligung von Praktikerinnen und
Praktikern mit der Erarbeitung eines bundeseinheitli-
chen Leitfadens fir die richterliche Videovernehmung
gemal § 58a StPO zu beauftragen. Dieser Leitfaden
sollte neben Hinweisen und Handlungsempfehlungen
zu den Voraussetzungen und dem Ablauf der richterli-
chen Videovernehmung auch Empfehlungen zu den
raumlichen und technischen Rahmenbedingungen
und den Anforderungen an die Spezialisierung und
Fortbildung des richterlichen Personals sowie Muster-
vorlagen fiir Antrdge und Beschlisse enthalten.

Arbeitsgruppe ,,Schutz vor Ausbeutung
und internationale Kooperation“: Spezi-
fische Strategien und internationale
Kooperation schiitzen vor Ausbeutung

Sexuelle Gewalt und Ausbeutung findet vielfach auch
organisiert und mittels digitaler Medien statt. Spezifi-
sche Gewaltkontexte wie Menschenhandel, Ausbeu-
tung im digitalen Raum sowie organisierte und rituelle
Gewalt missen bei allen MaRnahmen gegen sexuelle
Gewalt an Kindern und Jugendlichen mitgedacht wer-
den.

Der Nationale Rat verfolgt das Ziel, die Identifizierung
von minderjahrigen Betroffenen des Menschenhandels
strukturell zu beférdern, spezifische Hilfen, wie be-
darfsgerechte Unterbringungsangebote, zu verbessern
und die koordinierte und kooperative Zusammenarbeit
der Fachkrafte zu starken. Kinder und Jugendliche sol-
len im digitalen Raum besser vor sexueller Ausbeutung
geschiitzt werden. Zur Bekdmpfung organisierter und
ritueller Gewalt werden MaRnahmen zur Aufkldrung
und Sensibilisierung vorangebracht.

Die genannten Praxisleitfiden sind unverbindlich und beriihren die richterliche Unabhéngigkeit nicht.
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Um den Schutz von und die Hilfen fiir Kinder und Ju-
gendliche, die von sexueller Ausbeutung und Men-
schenhandel betroffen sind, zu verbessern, ist es wich-
tig, dass sie so friih wie méoglich als Betroffene erkannt
werden. Fortbildungen und spezifische Qualifizierung
bei Ermittlungsbehérden, beim Bundesamt fiir Migra-
tion und Fliichtlinge (BAMF) und in den Strukturen der
Kinder- und Jugendhilfe bilden hierfir den Kern. Ne-
ben den strukturellen FortbildungsmaRnahmen spielt
die koordinierte und kooperative Zusammenarbeit
zwischen den unterschiedlichen Akteurinnen und Ak-
teuren eine entscheidende Rolle. Regionale Koopera-
tionen sollen strukturell etabliert, das Bundeskoope-
rationskonzept ,,Schutz und Hilfen bei Handel mit und
Ausbeutung von Kindern® in die weitere Umsetzung
gebracht werden. Schutz und Hilfe gilt es auRerdem
durch bedarfsgerechte Unterbringung zu gewéhrleis-
ten. Die Strafvorschriften zur Bekdmpfung des Men-
schenhandels'* werden bis Ende August 2021 auf ihre
Praxistauglichkeit geprift, evaluiert und gegebenen-
falls angepasst.

Kinder und Jugendliche missen im digitalen Raum
besser vor sexueller Ausbeutung geschiitzt werden.
Der Nationale Rat wird die neue Bundeszentrale fiir
Kinder- und Jugendmedienschutz bei der Erarbeitung
von Leitlinien zu ,digitalen Schutzkonzepten® mit spe-
zifischen Kriterien zum Schutz von Kindern und Ju-
gendlichen vor sexueller Gewalt und Ausbeutung un-
terstlitzen. Diese Leitlinien sollen den Schutz der
persdnlichen Integritdt und Malnahmen zur Bekdmp-
fung von Interaktionsrisiken aufgreifen. Anbieter von
Internetdiensten missen ihrer Verantwortung fir den
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Schutz von Minderjahrigen besser gerecht werden. So
ist es erforderlich, dass bestimmte Anzeigenportale
fur Minderjahrige gesperrt und Inserate an eine Al-
tersprifung gebunden werden. Losungsansitze fir
SchutzmalRnahmen im digitalen Raum, auch im Ge-
fahrenabwehrrecht, und im Rahmen der Intervention
missen geprift und entwickelt werden. Praventions-
angebote zu sexueller Gewalt beispielsweise in der
Schule und in der Kinder- und Jugendhilfe sollen den
digitalen Raum und seine Risiken wie grenzverletzen-
de sowie auch strafrechtlich relevante Kommunikati-
on unter Jugendlichen starker in den Fokus nehmen.

Sexuelle Gewalt und Ausbeutung findet in Deutschland
sowie landertbergreifend (international vernetzt) auch
in organisierten und rituellen Gewaltkontexten statt.
Der Nationale Rat macht sich stark fiir die Sensibilisie-
rung und Aufkldrung zu diesem Gewaltkontext. Fach-
kréfte sollen in ihrer Handlungskompetenz unterstitzt
und die psychosoziale Versorgung von Betroffenen ver-
bessert werden. Dazu ist es erforderlich, dass eine wei-
tere Professionalisierung, Vermittlung spezifischen
Fachwissens und Kooperation der Fachdisziplinen zu
Traumafolgestérungen, komplexen Traumatisierungen
und dissoziativen Stérungen stattfindet. Ein umfassen-
des webbasiertes Wissensportal zur Aufkldrung und
Unterstlitzung bei organisierter und ritueller Gewalt ist
in Planung.”® Eine Integration dieses Handlungsfeldes
in die Fachgesellschaften wird zu einer weiteren Pro-
fessionalisierung und Qualitatssicherung in der Arbeit
zu organisierter und ritueller Gewalt fiihren. Angebote
in den Systemen der Regelversorgung oder in der Ent-
wicklung im Rahmen von Modellen, die sich an den
beim Ausstieg aus organisierter und ritueller Gewalt

14 §§ 232 bis 233a des Strafgesetzbuches - StGB.
15 Voraussichtlich ab Frithjahr 2022 unter: wissen-schafft-hilfe.org
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bestehenden Schutzbedarfen, aber auch Ressourcen
und Starken orientieren, sollen beférdert und gestarkt

werden.

Arbeitsgruppe ,,Forschung und Wissen-
schaft“: Umfassende Forschung stellt
eine notwendige Handlungsgrundlage
dar

Das Ausmal von sexueller Gewalt gegen Kinder und
Jugendliche ist ohne Zweifel ungebrochen hoch. Je-
doch sind die Erkenntnisse zur Haufigkeit, zu Tatkon-
texten, Betroffenen sowie Tatern und Taterinnen nicht
ausreichend vorhanden, um Entwicklungen und Effek-
te von MaRnahmen zuverldssig abzubilden. Eine ver-
besserte Datengrundlage zu Ausmall und Erschei-
nungsformen sexueller Gewalt gegen Kinder und
Jugendliche ist unerlésslich, um evidenzbasierte und
nachhaltige politische Entscheidungen zu treffen. Die-
se Datengrundlage ermoglicht es auch, Praventions-
malnahmen passgenau einzusetzen, Hilfen am tat-
siachlichen Bedarf auszurichten und Forschung
zielgerichteter voranzubringen.

Der Nationale Rat hat sich auf gemeinsame Leitlinien
flr eine Strategie zur Erhebung von Haufigkeitsdaten
zu sexueller Gewalt an Kindern und Jugendlichen wie
folgt verstiandigt:

Bei der Haufigkeitsforschung hochste MaRstabe wis-
senschaftlicher, ethischer und datenschutzrechtlicher
Standards ansetzen.

Partizipation von erwachsenen Betroffenen sowie Stu-
dienteilnehmenden als festen Bestandteil der Haufig-
keitsforschung verankern.

Haufigkeitsforschung mit niedrigschwelligen und ziel-
gruppenspezifischen Hilfeangeboten begleiten.

Haufigkeitsstudien in MaRnahmenketten eingliedern,
die auch Praventionsangebote und die Vernetzung mit
der Praxis umfassen.

In Dunkelfeldstudien insbesondere Jugendliche und
junge Erwachsene befragen, um Erkenntnisse tber
aktuelle Pravalenzen zu erlangen.

Neben sexueller Gewalt auch kérperliche und psychische
Gewalterfahrungen sowie Vernachldssigung erfassen,
inklusive der Schwere, Chronizitdt und des Kontexts.
Vulnerable Gruppen besonders beriicksichtigen.

Dunkelfelderhebungen sowohl in Schulen als auch in
Haushalten erwagen.

Daten aus dem Dunkelfeld mit Hellfelddaten aus der
Kinder- und Jugendbhilfe, gesundheitlichen Versorgung,
Polizei und Justiz in Verbindung setzen, um Versorgungs-
licken zu erkennen.

Begleitend werden Expertisen zur Partizipation von
Betroffenen bei Haufigkeitserhebungen, zu Methoden
und Bedingungen fiir Hell- und Dunkelfeldstudien so-
wie Machbarkeitsanalysen zu Erhebungen in Schulen
und Haushalten erarbeitet und in der Arbeitsgruppe
sForschung und Wissenschaft” diskutiert.

Fir die Umsetzung einer nationalen Strategie zur
Haufigkeitsforschung von sexueller Gewalt an Kindern
und Jugendlichen bedarf es eines Bundeszentralen
Kompetenzzentrums. Das Kompetenzzentrum muss
durch interdisziplindre Expertise besetzt sein, eine
enge Praxisverzahnung haben sowie Betroffene parti-
zipativ einbinden. Mittelfristige Ziele sind ein kontinu-
ierliches Monitoring von (sexueller) Gewalt an Kindern
und Jugendlichen und die darauf aufbauende Erarbei-
tung von Handlungsempfehlungen fiir Praxis, Wissen-
schaft und Politik.
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Der Nationale Rat wird seine Anstrengungen zum Schutz von Kindern und
Jugendlichen vor sexueller Gewalt und Ausbeutung auch in der nachsten
Legislaturperiode fortsetzen.

Alle Mitglieder des Nationalen Rates bekraftigen den Mehrwert dieser
nationalen und verschiedene Systeme auf den Ebenen Bund, Land und
Kommunen umfassenden sowie interdisziplindr angelegten Koordinierung
im Themenfeld. Die Verstandigung dieser sehr heterogenen Mitglieder-
schaft in einem intensiven und offenen Dialog auf Augenhdhe, in dem die
Beteiligten aller Arbeitsgruppen voneinander lernen, sich vernetzen und
gegenseitig anregen, sodass mit hohem Engagement gesetzliche MaR-
nahmen oder deren Umsetzung und die Weiterentwicklung der Praxis auf
der Grundlage von wissenschaftlichen Erkenntnissen weiter vorangebracht
werden kann, wird uneingeschrankt begriiRt.

In dieser ersten Arbeitsphase hat der Nationale Rat aus sich heraus zahl-
reiche MaRnahmen angestofRen, die nachgehalten und weiterentwickelt
werden sollen. Er hat darliber hinaus auch weitere Bereiche identifiziert,
in denen die Arbeit weitergefiihrt werden muss. Diese sind jeweils im Aus-
blick zu den Ergebnissen der Arbeitsgruppen zusammengefasst und konnen
als Grundlage fur die Fortsetzung der Arbeit dienen.

Der Nationale Rat wird den in der Regel hochkomplexen Fallgestaltungen
und dem hohen Grad an organisiertem Vorgehen bei sexueller Gewalt gegen
Kinder und Jugendliche auch in der Zukunft konsequent begegnen, indem
er seine Tatkraft und sein Wissen biindelt. Dazu bedarf es des gesamt-
gesellschaftlichen Zusammenspiels, fiir das der Nationale Rat das Forum
ist!
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4.
Umsetzungsschritte
fiir besseren

Schutz von Kindern
und Jugendlichen

vor sexueller Gewalt -
Ergebnisse aus

den Arbeitsgruppen



Kinder und Jugendliche stehen unter besonderem
staatlichen Schutz. Um diesen umzusetzen, bedarf es
eines ganzheitlichen Ansatzes, der alle Lebensrdaume
von Kindern und Jugendlichen umfasst und eine ge-
samtgesellschaftliche Verantwortung bedeutet. Staat-
liche oder staatlich geférderte und zivilgesellschaftli-
che Einrichtungen, Organisationen und Vereine!®
mussen daher in die Lage versetzt werden, entspre-
chenden Schutz vor sexueller Gewalt zu erméglichen.
Hierin liegt eine zentrale politische Verantwortung.

In Deutschland besuchen nahezu alle Kinder und Ju-
gendlichen mit und ohne Behinderungen eine Schule,
eine grolle Mehrzahl davor auch eine Kindertagesein-
richtung oder eine Kindertagespflegestelle. Viele jun-
ge Menschen nutzen weitere ambulante oder (teil-)
stationdre Angebote der Kinder- und Jugend- bezie-
hungsweise der Eingliederungshilfe und leben in Hei-
men oder Pflegefamilien. Viele sind Mitglied in einem
Sportverein oder nutzen andere organisierte Freizeit-
angebote. Alle diese Einrichtungen und Organisatio-
nen sowie die vielféltigen dort agierenden Fachkrafte!’
tragen eine hohe Verantwortung fiir das Kindeswohl
und damit auch fir den Schutz von Kindern und Ju-
gendlichen vor sexueller Gewalt. Dabei gilt es, Kinder
und Jugendliche nicht nur vor sexueller Gewalt in der
eigenen Einrichtung oder Organisation zu schitzen,
sondern sie auch durch ganzheitliche padagogische
Pravention, zum Beispiel durch selbstwirksame All-
tagserfahrungen, wertschatzenden Respekt, Resilienz
und korperliche Selbstbestimmung, zu starken sowie
jenen, die sexuelle Gewalt erleiden oder erlitten ha-
ben, durch kompetente Ansprechpartnerinnen und
Ansprechpartner die Méglichkeit zu eréffnen, sich zu
offenbaren, oder Zugang zu passender Hilfe zu eroff-
nen.

Obwohl dies als grundlegende Aufgaben aller Einrich-
tungen und Organisationen keineswegs neu ist, ist die
systemische Herangehensweise mithilfe institutionel-
ler Schutzkonzepte vielfach mit neuen beziehungs-
weise veranderten Anforderungen fiir alle Akteurin-
nen und Akteure verbunden.

Schutzkonzepte gegen sexuelle Gewalt

Schutzkonzepte bezeichnen miteinander abgestimm-
te MalRnahmen, die in Einrichtungen unter Verantwor-
tung der Leitung und zusammen mit dem Kollegium
oder im Team sowie mit Kindern, Jugendlichen und Er-
ziehungsberechtigten entwickelt werden. Gestiitzt auf
eine Analyse von Risiken und Potenzialen geht es dar-
um, ein gemeinsames Verstandnis, eine Haltung und
eine Kultur zu schaffen und auf dieser Grundlage Ab-
sprachen und Vereinbarungen zu treffen sowie struk-
turelle Verdnderungen herbeizufiihren. Schutzkon-
zepte sollten durch sexualpddagogische und
medienpddagogische Konzepte flankiert werden.

Ein derartiges systematisches Herangehen hilft Ein-
richtungen und Organisationen, unabhangig vom En-
gagement einzelner Personen zentrale Risiken zu mi-
nimieren: zum einen das Risiko, dass Kinder und
Jugendliche sexuelle Gewalt in der Einrichtung erlei-
den einschliellich des Risikos, dass Ubergriffiges Ver-
halten nicht als solches gewertet und geahndet wird;
zum anderen das Risiko, dass betroffene Kinder und
Jugendliche von Fachkréaften nicht erkannt werden
und in der Folge keine Hilfe erhalten.

Schutzkonzepte starken die Aufmerksamkeit und
Sprachfahigkeit zum Thema sexuelle Gewalt und ge-
ben einen sicheren Handlungsrahmen. Dafiir ist eine
aktiv unterstlitzende Rolle der Einrichtungsleitung be-
ziehungsweise der Verantwortlichen in der Organisa-

Anmerkung: Im Folgenden nur noch ,Einrichtungen und Organisationen Gemeint ist die Vielfalt der organisierten Lebensraume fiir
Kinder und Jugendliche auerhalb der Herkunftsfamilie, die sehr unterschiedliche Organisationsformen und Aufgaben haben.

Mit dem Begriff Fachkrifte sind im Text Lehrkrafte sowie alle haupt-, neben- und ehrenamtlich Tétigen einer Einrichtung, Organisation
oder eines Vereins gemeint. Die Verwendung des Sammelbegriffs Fachkrifte dient der besseren Lesbarkeit des Textes und ist ausdriicklich
nicht im engeren Sinne der Verwendung im SGB VIII zu verstehen, sondern umfasst zum Beispiel auch verbeamtete Lehrkrafte im Schul-
dienst oder ehrenamtliche Vorstdnde, Gruppenleiterinnen und Gruppenleiter oder Trainerinnen und Trainer in Vereinen.
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tion und Trégerstruktur ebenso zwingend wie die Ein-
bindung externer Expertise. Schutzkonzepte stellen
ein Qualitdtsmerkmal von Einrichtungen und Organi-
sationen dar und tragen zur weiteren gesellschaftli-
chen Enttabuisierung von sexueller Gewalt gegen Kin-
der und Jugendliche bei.

Schutzkonzepte auf sozialrdumlicher Ebene, wie sie in
einzelnen Kommunen bereits vorangebracht werden,
vernetzen in besonderem MaRe die Akteurinnen und
Akteure der Kinder- und Jugendarbeit, der Bildungsar-
beit und der Kinder-, Jugend- und Eingliederungshilfe
sowie der Medizin. Sie binden neben den politischen
Entscheidungstragerinnen und Entscheidungstrdgern
auch Biirgerinnen und Biirger ein, die kommunalpoli-
tisch aktiv sind, und unterstiitzen damit die Uberwin-
dung der starren Versdulung von Verantwortungsbe-
reichen und Handlungsfeldern. Dazu tragen auch
weitere — zum Teil bundesweite — Programme bei, die
Ubersektoral aufgebaut sind und méglichst viele Ge-
lingensfaktoren umsetzen®. Schon der Runde Tisch
,Sexueller Kindesmissbrauch“ hat 2010/2011 die fla-
chendeckende Einfihrung von Schutzkonzepten emp-
fohlen.” Inzwischen ist durch intensive Fachdebatten
und Forschungsprojekte sowie durch vielfaltige An-
strengungen seitens der Politik, der Trager und Ein-
richtungen sowie durch ein hohes ehrenamtliches En-
gagement eine breite Wissensgrundlage zur
Entwicklung von Schutzkonzepten sowie gute Praxis
vor Ort entstanden.

Wichtige AnstoRe gaben dabei unter anderem die Ini-
tiative ,Kein Raum fiir Missbrauch“® des Unabhangi-
gen Beauftragten, die seit 2013 die Implementierung
von Schutzkonzepten in Einrichtungen und Organisa-
tionen beférdert, die seit 2016 in allen Bundeslandern

Zum Beispiel Initiative Trau dich! https://www.trau-dich.de/

® Gemeinsame Verstandigung des Nationalen Rates gegen sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen

gestartete gemeinsame Initiative vom Unabhdngigen
Beauftragten und den Kultusministerien ,,Schule ge-
gen sexuelle Gewalt“?* sowie die vom Bundesfamilien-
ministerium geférderte ,Bundesweite Fortbildungsof-
fensive zur Starkung der Handlungsfahigkeit von
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Kinder- und
Jugendhilfe zur Verhinderung sexualisierter Gewalt"
(2010-2014).%2 Das darauf aufbauende Bundesmodell-
projekt ,,BeSt — Beraten und Starken“ (2015-2020)%
nahm die besonders vulnerable Zielgruppe der Kinder
und Jugendlichen mit Behinderungen in den Blick und
beinhaltete die Entwicklung eines eigenen Praventi-
onsprogramms?*, Die Modellprojekte haben verdeut-
licht, dass die Implementierung von Schutzkonzepten
ein herausfordernder Prozess ist, fiir dessen erfolgrei-
che Bewaltigung viele Einrichtungen und Organisatio-
nen kontinuierliche und intensive Begleitung und Un-
terstiitzung bendtigen.

Mit dem Monitoring zum Stand der Pravention sexuel-
ler Gewalt 2015-2018 hat das Deutsche Jugendin-
stitut (DJI) im Auftrag des Unabhéngigen Beauftragten
in breiter Kooperation mit gesellschaftlichen Dach-
organisationen die Umsetzung von Schutzkonzepten
in Einrichtungen und Organisationen untersucht. Die
in dieser Form bisher einzig vorliegenden Ergebnisse
zeigen deutlich, dass zum Zeitpunkt der Erhebung ein-
zelne PraventionsmalRnahmen durchaus weit verbrei-
tet waren, aber die Anwendung von umfassenden
Schutzkonzepten in allen untersuchten Bereichen
eher die Ausnahme darstellt. Es ist ein deutlicher
Handlungsbedarf bei der Unterstiitzung einer flachen-
deckenden Anwendung von Schutzkonzepten identifi-
ziert worden.

https://www.bmfsfj.de/resource/blob/93204/2a2c26ebl1dd477abc63a6025bb1b24b9/abschlussbericht-runder-tisch-sexueller-

kindesmissbrauch-data.pdf

https://www.kein-raum-fuer-missbrauch.de/

https://www.schule-gegen-sexuelle-gewalt.de/

https://www.dgfpi.de/index.php/kinderschutz/bufo-bundesweite-fortbildungsoffensive/bufo-abschlussbericht.html

https://www.dgfpi.de/index.php/kinderschutz/best-beraten-staerken.html

https://www.benundstella.de/
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Mit dem Monitoring, das neben quantitativen Befra-
gungen auch eine Reihe von Einrichtungen und Orga-
nisationen mit Schutzkonzepten in Fallstudien unter-
sucht hat, konnten zentrale Gelingensbedingungen fiir
die Einfihrung von Schutzkonzepten herausgearbeitet
werden, die fir die untersuchten Handlungsfelder im
Bereich Bildung und Erziehung (Kita, Schule, Heime,
Freizeit) sehr dhnlich sind. Daher steht im Zentrum der
Arbeit der AG ,Schutz®, die zentralen Gelingensbedin-
gungen handlungsfeldiibergreifend zu verbessern.

99 Schutzkonzepte
ermoglichen heifdt,
einen Rahmen
bieten, begleitende
Strukturen schaffen
und ein systematisches
Vorgehen der
Einrichtung férdern. €¢

Zitat aus dem DJI-Abschlussbericht
Monitoring zum Stand der Prdvention
sexualisierter Gewalt an Kindern und
Jugendlichen in Deutschland (2015-2018)

% AG,Schutz*

Monitoring zum Stand der Praventi-
on sexualisierter Gewalt an Kindern
und Jugendlichen in Deutschland
(2015-2018)*

6 Prozent derim Monitoring 2015-2018 befragten
Schulen verfiigten zum damaligen Erhebungs-
zeitpunkt lber ein Schutzkonzept einschlielR-
lich einer Risikoanalyse. Die Entwicklung eines
Schutzkonzepts wird in den allermeisten Féllen
durch Vorfalle in der Schule beziehungsweise im
Umfeld der Schule angestoRen. Impulse durch
Rechtsnormen oder tibergeordnete Strukturen
fehlen vielfach.

19 Prozent der im Monitoring 2015-2018 be-
fragten Kindertageseinrichtungen verfliigten zum
damaligen Erhebungszeitpunkt Gber ein Schutz-
konzept einschlieRlich einer Risikoanalyse. Als
ein hemmender Faktor fir die Entwicklung von
Schutzkonzepten wird die enge personelle Aus-
stattung der Einrichtungen benannt. 24 Prozent
der im Monitoring 2015-2018 befragten Heime
und anderen betreuten Wohnformen verfiigten
zum damaligen Erhebungszeitpunkt {iber ein
Schutzkonzept einschlieRlich einer Risikoanalyse.
Fehlende Ressourcen unter anderem fiir die ex-
terne Begleitung der Schutzkonzeptentwicklung
werden als ein hemmender Faktor bei der Ent-
wicklung von Schutzkonzepten benannt.

Der vielfiltige Freizeitbereich (Religiéses Leben
und Kinder- und Jugendarbeit) wurde im Mo-
nitoring 2015-2018 qualitativ untersucht. Es
zeigte sich, dass in einigen Bereichen langjahrige
Erfahrungen mit der Umsetzung von Schutzkon-
zepten vorlagen, ehrenamtliche Strukturen fir
die nachhaltige Umsetzung von Schutzkonzepten
aber dauerhafter professioneller Unterstiitzung
bedirfen.

https://beauftragter-missbrauch.de/praevention/

schutzkonzepte/instrumente/monitoring



https://beauftragter-missbrauch.de/praevention/schutzkonzepte/instrumente/monitoring
https://beauftragter-missbrauch.de/praevention/schutzkonzepte/instrumente/monitoring

Gesundheitsbereich

Schutzkonzepte im ambulanten und stationaren
Gesundheitsbereich waren in der Arbeitsphase
bis Juni 2021 nicht Gegenstand der Beratungen
der AG ,,Schutz”.

Das Monitoring 2015-2018 ergab fiir den Ge-
sundheitsbereich, dass 20 Prozent der befragten
Kliniken Uber ein Schutzkonzept verfiigten. Die
variierte Befragung von Praxen ergab, dass nur
selten ein systematischer Zugang zur Entwicklung
eines Schutzkonzepts gewahlt wird und eher
EinzelmaRnahmen umgesetzt werden.

Auch im Gesundheitsbereich sind die Rahmenbe-
dingen wie personelle und finanzielle Ressourcen
sowie die Qualifizierung der Fachkréfte entschei-
dende Gelingensbedingungen fiir Schutzkonzepte.
Eine wichtige Weichenstellung zur Verbesserung
der Rahmenbedingungen erfolgte im November
2020 mit einem Beschluss des Gemeinsamen
Bundesausschusses (G-BA), eine Verpflichtung zu
Schutzkonzepten in Kliniken und Praxen als Teil
der Qualitatsentwicklung zu etablieren. Um Fach-
krafte hierfiir zu qualifizieren, bieten die Deutsche
Krankenhausgesellschaft (in Kooperation mit der
Uniklinik Ulm) und die Kassenarztliche Bundes-
vereinigung spezifische Online-Fortbildungen fiir
Medizinerinnen und Mediziner an.

% AG,Schutz*
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Vor dem Hintergrund der bisherigen Erkenntnisse ist
die gemeinsame Zielsetzung der MaRnahmen aller Be-
teiligten im Nationalen Rat die Verbesserung von zen-
tralen Gelingensbedingungen fiir Schutzkonzepte in
Einrichtungen und Organisationen. Der Nationale Rat
verstandigt sich darauf, dass alle Mitglieder in ihrem
jeweiligen Verantwortungsbereich und in ihrer jeweili-
gen Rolle entschieden darauf hinwirken, die Gelin-
gensbedingungen fiir Schutzkonzepte positiv zu ge-
stalten, um deren flichendeckende Implementierung
(in einer ersten Fokussierung) in Bildungs- und Be-
treuungseinrichtungen sowie im Freizeitbereich signi-
fikant voranzubringen und eine hohe Qualitat in ihrer
alltaglichen Umsetzung zu erméglichen.

Der Nationale Rat unterstiitzt durch einen intensiven
Austausch alle beteiligten Strukturen dabei, ihr eige-
nes Engagement flir Schutzkonzepte weiter zu stér-
ken. Eine breite 6ffentliche Wahrnehmung fiir das
Themenfeld bietet allen Mitgliedern die notwendige
Aufmerksamkeit und gesellschaftliche Unterstiitzung,
um eigene MaBnahmen zu intensivieren. Daneben un-
terstiitzt die handlungsfeldiibergreifende und inter-
disziplindre Zusammenarbeit die weitere Vernetzung
zwischen verschiedenen Triagern und staatlichen Ak-
teurinnen und Akteuren in Bund, Land und Kommu-
nen, um die Implementierung von Schutzkonzepten in
Einrichtungen und Organisationen und dariiber hinaus
nachhaltig zu beférdern und damit den Schutz vor und
den Zugang zu Hilfe bei sexueller Gewalt fiir Kinder
und Jugendliche signifikant zu verbessern.



In der AG ,,Schutz® wird zu den folgenden sechs Gelin-
gensbedingungen fiir Schutzkonzepte gearbeitet. Die
Gelingensbedingungen und die dafiir forderlichen
MaRnahmen sind vielfaltig miteinander verknipft und
daher nicht isoliert voneinander zu betrachten:

Rahmenbedingungen verbessern
Qualifizierung von Fachkréften im Themenfeld starken

Partizipation von Kindern und Jugendlichen im Alltag
umsetzen

(Interdisziplindre) Zusammenarbeit und Vernetzung
starken

Wirkungen von Schutzkonzepten nachweisen

Digitale Lebenswelten in Schutzkonzepten querschnitt-
lich berticksichtigen

Rahmenbedingungen verbessern

Forderliche Rahmenbedingungen sind grundlegend
fir die Entwicklung und Implementierung von Schutz-
konzepten. Dazu gehdren unter anderem den jeweili-
gen Handlungsfeldern entsprechende regulative Vor-
gaben, ausreichende Ressourcen in den Einrichtungen
und Organisationen sowie fachliche Unterstiitzung.

Die Akteurinnen und Akteure, die sich im Nationalen
Rat verstdndigen, setzen bereits jetzt eine Reihe von
Malnahmen um, die die Rahmenbedingungen fir die
Entwicklung und Implementierung von Schutzkon-
zepten verbessern. Dabei gilt es die Diversitat der Ein-
richtungen und Organisationen und deren jeweilige
Rahmenbedingungen zu bericksichtigen.

Beispielsweise wurde beziehungsweise wird die
verpflichtende Einfihrung und Unterstlitzung von

% AG,Schutz*

Schutzkonzepten in Schulen jiingst durch entspre-
chende landesgesetzliche Regelungen festgeschrie-
ben, unter anderem in Mecklenburg-Vorpommern
(2019), Nordrhein-Westfalen (im politischen Verfahren
2021) und Berlin (im politischen Verfahren 2021). Auch
wurden die Voraussetzungen fiir die Betriebserlaubnis
fur Einrichtungen fir Kinder und Jugendliche durch
das Kinder- und Jugendstirkungsgesetz (2021) deut-
lich geschirft. Die Anwendung und Uberpriifung eines
Konzepts zum Schutz vor Gewalt wird nunmehr expli-
zit als Voraussetzung fiir die Erteilung einer Betriebs-
erlaubnis nach § 45 SGB VIII festgeschrieben. Zudem
werden die Entwicklung und Anwendung von Schutz-
konzepten erstmals auch in Pflegefamilien zur Pflicht
und die Gefahrdungseinschatzung nach § 8a SGB VIII
auf das System der Kindertagespflege ausgeweitet. Fir
diese Verbesserungen gab es insbesondere auch ein
breites Votum der Mitglieder der Arbeitsgruppe
»,SGB VIII: Mitreden—Mitgestalten®, die im vom Bun-
desfamilienministerium durchgefiihrten Dialogpro-
zess ,Mitreden-Mitgestalten: Die Zukunft der Kinder-
und Jugendhilfe” eingerichtet wurde.

Andere MaRnahmen umfassen (Rahmen-)Richtlinien
und/oder Férdergrundsatze von Tragerstrukturen (be-
ziehungsweise Zentralstellen), die bindend Schutz-
konzepte von ihren Einrichtungen und Organisationen
fordern. Zum Beispiel haben der Deutsche Olympische
Sportbund und seine Mitgliedsorganisationen be-
schlossen (2020), aufbauend auf dem Stufenmodell
der Deutschen Sportjugend, die finanzielle Férderung
an die schrittweise Umsetzung von Mindeststandards
der Pravention und Intervention zu kniipfen.

Weitere MalRinahmen aus den Reihen der Mitglieder-
strukturen des Nationalen Rates umfassen die nach-
haltige Verankerung von Schutzkonzepten in trager-
oder einrichtungsspezifischen  Strukturen und
Abléufen beispielsweise im Rahmen von (tragerspezi-
fischen) Qualitatsentwicklungsprozessen sowie An-
reizsysteme zum Beispiel in ehrenamtlichen Struktu-
ren (iber Auszeichnungen guter Praxis.

Das Bereitstellen von Handlungsleitlinien sowie viel-
faltiger fachlicher Unterstitzung fir Einrichtungen
und Fachkréfte vor Ort erfolgt innerhalb sehr vieler



Mitgliederstrukturen. So befasst sich beispielsweise die
Kultusministerkonferenz seit vielen Jahren intensiv mit
dem Thema der sexuellen Gewalt und der Mdglichkeit
von Schutzkonzepten an Schulen. Die Empfehlungen
der Kultusministerkonferenz, im schulischen Bereich
alles zu unternehmen, um Kinder und Jugendliche vor
sexueller Gewalt zu schiitzen, werden von allen Lén-
dern vorbehaltlos unterstiitzt. Bekraftigt wird dies
durch einen aktuellen Beschluss der Amtschefkonfe-
renz zur Entwicklung eines gemeinsamen Leitfadens
zur praktischen Umsetzung von Schutzkonzepten und
MaRnahmen gegen sexualisierte Gewalt an Schulen
(5/2021). Eine zugrundeliegende Abfrage zeigt, dass
alle Lander inzwischen Malinahmen zum Schutz der
Schiilerinnen und Schiler vor sexuellen Ubergriffen,
sexuellem Missbrauch und Gewaltanwendungen er-
griffen und umgesetzt haben. Die schulischen MaR-
nahmen in den Landern sind unterschiedlicher Art und
entsprechend den landerspezifischen Rahmenbedin-
gungen auch in Tiefe, Umsetzungsgrad und Verbind-
lichkeit different. So muss bei der Entscheidung tber
die Verbindlichkeit von Schutzkonzepten zugleich die
Vielfalt der schulischen Ausgangsbedingungen bertick-
sichtigt werden. Die Umsetzung der Schutzkonzept-
entwicklung ist in vielen Landern mit Themen wie
Kinderschutz, Gewaltpravention und/oder Kriseninter-
vention verknipft und nimmt damit das Kindeswohlim
Gesamten in den Fokus.

Da die Rahmenbedingungen fiir Schutzkonzepte vie-
lerorts noch verbesserungswiirdig sind und bereits
umgesetzte MaRnahmen noch nicht auf alle relevan-
ten Organisations- und Einrichtungsformen zutreffen,
spricht sich der Nationale Rat dafiir aus, positive An-
sdtze unbedingt weiterzuverfolgen und auszubauen.
Dabei besteht Einvernehmen, dass neben mdglichen
regulativen Vorgaben insbesondere (personelle und fi-
nanzielle) Ressourcen sowie eine fachliche Unterstit-
zung fir eine qualitative Umsetzung von Schutzkon-
zepten vor Ort erforderlich sind. Weiterhin sind sich
die Mitglieder des Nationalen Rates einig, dass struk-
turelle Veranderungen, etwa durch regulative Vorga-
ben, immer auch in einen Prozess der Organisations-
entwicklung und der kritischen Auseinandersetzung
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mit der eigenen Organisationskultur eingebettet sein
mussen, um nachhaltige Veranderungen zu bewirken.

Qualifizierung von Fachkraften
im Themenfeld starken

Damit Schutzkonzepte zum gelebten Alltag in Einrich-
tungen und Organisationen werden kdénnen, spricht
sich der Nationale Rat dafiir aus, dass alle Fachkréfte
Uber Basiswissen zu sexueller Gewalt gegen junge
Menschen (Dimension, Anzeichen/Hinweise, Tater-
strategien, Hilfemoglichkeiten) — auch in ihren digita-
len Auspragungen - verfiigen und damit auch zu einer
klaren Haltung fiir Schutz und Hilfe beitragen. Fir die
Entwicklung und Implementierung von Schutzkon-
zepten sind Kompetenzen im Bereich der allgemeinen
Organisations- beziehungsweise Qualitatsentwick-
lung gleichermalen erforderlich wie spezifisches Wis-
sen Uber das Handlungsfeld beziehungsweise die Or-
ganisationsstruktur im Konkreten. Fihrungskrifte
bendtigen darliber hinaus spezifisches Wissen zum
Beispiel mit Blick auf die Personalverantwortung als
ein Element von Schutzkonzepten.

Von vielen Mitgliedern des Nationalen Rates werden
regionale oder tragerspezifische Fort- und Weiterbil-
dungsmalnahmen in unterschiedlichem Umfang und
Format angeboten beziehungsweise unterstiitzt. Da-
bei liegt ein deutlicher Schwerpunkt auf der Zielgrup-
pe der Fachkrafte mit besonderen Aufgaben zum Bei-
spiel mit Multiplikatorenfunktion.

Zum Beispiel ergdnzen die Obersten Jugendbehdrden
der Lander und der Deutsche Bundesjugendring (nach
Rahmenbeschluss der Jugend- und Familienminister-
konferenz (JFMK) 2020) die bundesweit einheitlichen
Mindeststandards zur Ausbildung fir ehrenamtliche
Jugendleiterinnen und Jugendleiter zur Erlangung der
Jugendleiter/-in-Card (Juleica) um verpflichtende Ele-
mente zum Kinderschutz. Weitere bundesweite Bei-
spiele aus 2021 sind die Datenbank fiir Fortbildungs-
angebote zu sexualisierter Gewalt in Kindheit und
Jugend der Deutschen Gesellschaft fiir Pravention und
Intervention bei Kindesmisshandlung und -vernach-



ldssigung (DGfPI) und der Bundeszentrale fiir gesund-
heitliche Aufklarung (BZgA)*® sowie der digitale
Grundkurs ,Was ist los mit Jaron?“ des Unabhdngigen
Beauftragten in Kooperation mit den 16 Kultusbehor-
den, ein anwendungsbezogenes webbasiertes E-Lear-
ning. Der Kurs vermittelt Grundlagenwissen zum The-
ma und richtet sich an alle schulischen Beschiftigten
bundesweit.”

Insgesamt gesehen sind die Themen Schutz im Kon-
text von Inklusion und die Einbindung digitaler Le-
benswelten haufig noch kein selbstverstandlicher Be-
standteil bestehender Qualifizierungsangebote zur
Pravention sexueller Gewalt. Auch erfordern die ein
Schutzkonzept zwingend flankierenden sexual- und
medienpddagogischen Konzepte vielfach eine verbes-
serte Qualifizierung.

Neben dem Ausbau von Fort- und Weiterbildung ist
auch die starkere Verankerung des Themas Kinder-
schutz in der grundstdndigen Ausbildung von padago-
gischen Fachkraften von zentraler Bedeutung. So un-
terstlitzt der Fachbereichstag Soziale Arbeit e. V.
aktuell die systematische Weiterentwicklung der Aus-
bildungsstandards zur Umsetzung des Kinderschutzes
in Bachelor- und Masterstudiengdngen Soziale Arbeit
in Deutschland. Dabei wird neben der Fassung der
kompetenzorientierten Ausbildungsziele auch in den
Blick genommen, wie Praxiseinrichtungen sowohl bei
der Ausbildung von Studierenden im Praxissemester
als auch im Kontext von Weiterbildung, Konzeptent-
wicklung und Praxisforschung bei der Umsetzung der
gesetzlichen Vorgaben unterstiitzend begleitet wer-
den kdénnen.

Trotz erster positiver Ansatze ist der Schutz von Kin-
dern und Jugendlichen vor sexueller Gewalt - auch in
ihren digitalen Formen - noch nicht ausreichend in der
grundstandigen Ausbildung sozialer oder padagogi-
scher Berufe verankert. Hiermit wird sich der Nationa-
le Rat in einer zukinftigen Arbeitsphase verstarkt be-
fassen.

Partizipation von Kindern und
Jugendlichen im Alltag umsetzen

Beteiligung und Mitbestimmung als Grundprinzip al-
len gesamtgesellschaftlichen Handelns fiir und mit
Kindern und Jugendlichen basiert auf der kinderrecht-
lichen Trias aus Schutz, Befahigung und Teilhabe. Als
Gelingensbedingung fiir Schutzkonzepte ist die Parti-
zipation von Kindern und Jugendlichen besonders
wichtig, denn sie macht es wahrscheinlicher, dass Kin-
der und Jugendliche bei sexueller Gewalt Hilfe suchen.

Alle Mitglieder des Nationalen Rates messen dem
Themenfeld der Partizipation von Kindern und Ju-
gendlichen eine grolRe Bedeutung zu beziehungsweise
betrachten es als eine ihrer Kernaufgaben. Viele kon-
krete Beteiligungsformate werden regional, kommu-
nal oder auch einrichtungsbezogen entwickelt und
umgesetzt. Die Umsetzung der VN-Kinderrechtskon-
vention dient dabei in den meisten Fallen als Grundla-
ge des fachlichen Handelns.

Neben vielen positiven Einzelprojekten und MaRnah-
men bleibt eine gelebte Partizipation im Alltag der
Einrichtungen und Organisationen einschlieRlich der
Berticksichtigung der Rechte von Kindern und Jugend-
lichen in Bezug auf die digitale Lebenswelt eine wich-
tige und dauerhafte Herausforderung, der sich alle Be-
teiligten stellen missen.

Da der Mangel an Konzepten und guter Praxis fiir die
Partizipation und das Empowerment von Kindern und
Jugendlichen mit (kognitiven) Beeintrichtigungen ek-
latant ist, spricht sich der Nationale Rat fiir eine Fo-
kussierung aller Tragerstrukturen und Verantwortli-
chen auf diese Gruppe aus. Fir (inklusive)
Einrichtungen ist eine wissenschaftliche, praxisnahe
und auch gesamtgesellschaftliche Diskussion erfor-
derlich zum besonderen Spannungsverhdltnis von
Schutz- und Freiheitsrechten von Kindern und Ju-
gendlichen mit Beeintrachtigungen.

26 https://www.fortbildungsnetz-sg.de/
27 Ab 25.06.2021: www.was-ist-los-mit-jaron.de (Start Grundschule Juni 2021, Start Weiterfithrende Schule September 2021).
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(Interdisziplinire) Zusammenarbeit und
Vernetzung starken

Die Umsetzungsqualitdt der Schutzkonzepte profitiert
vom Zusammenwirken vielféltiger Sichtweisen auf
und in der Einrichtung oder Organisation, von Vernet-
zung und Austausch guter Praxis sowie von - im bes-
ten Fall - auf Dauer angelegten Kooperationen. Beim
Umgang mit dem Themenfeld der sexuellen Gewalt ist
die Einbindung externer Expertise, etwa von speziali-
sierten Fachberatungsstellen, von groRer Bedeutung
sowohl fir die konkrete Fallberatung als auch fiir den
Prozess der Schutzkonzeptentwicklung. Hierfiir bie-
ten sich gegebenenfalls Tandemldsungen gemeinsam
mit spezialisierter Fachexpertise zum Themenfeld se-
xuelle Gewalt und Organisationsexpertise und Struk-
turkenntnissen aus dem jeweiligen Handlungsfeld an.

Die Mitglieder des Nationalen Rates machen viele re-
gionale, kommunale oder tragerspezifische Angebote
zur interdisziplindren Zusammenarbeit und der zum
Teil dauerhaften (innerverbandlichen) Vernetzung.
Langere Kooperationen zwischen Einrichtungen und
externen Fachstellen sind in einigen Handlungsfeldern
allerdings eher Ausnahmen und sollen zukiinftig ver-

starkt werden.

Vielfach kann in der Praxis die externe Begleitung der
Schutzkonzeptentwicklung in Einrichtungen nicht si-
chergestellt werden. Notwendig sind kompetente und
flachendeckende Beratungsstrukturen fir Schutzkon-
zepte in Einrichtungen und Organisationen fir Kinder
und Jugendliche mit und ohne Behinderungen. Der
Nationale Rat halt daher eine an den vielfiltigen Be-
darfen verschiedener Einrichtungen und Organisatio-
nen orientierte Sicherung von Fachberatung und an-
deren begleitenden Diensten fir unbedingt
erforderlich. Dabei ist eine Verstandigung tiber Quali-
tatskriterien fir externe Begleitungen (beispielsweise
zu notwendigen fachlichen Kompetenzen der Bera-
tenden und zeitlicher Gestaltung des Prozesses) anzu-

streben.
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Wirkungen von Schutzkonzepten
nachweisen

Das Wissen Uber die unmittelbaren sowie mittel- und
langerfristigen Wirkungen von Schutzkonzepten, auch
in Bezug auf die digitale Dimension, muss weiter ver-
tieft und erweitert werden. Die Wirkungsdimension
kann maligeblich zur Akzeptanz und auch zur Qualitat
von Schutzkonzepten beitragen.

Einzelne Mitglieder tragen bereits mit gezielten For-
schungsvorhaben zum Wissen iiber die Wirkung von
Schutzkonzepten bei.

Um auch langerfristig die Wirkungen von Schutzkon-
zepten mit wissenschaftlichen Methoden zu beobach-
ten, setzt sich der Nationale Rat dafiir ein, auf den
vorliegenden ersten Ergebnissen aufbauende langer-
fristige Forschungsvorhaben zu realisieren. Dabei ist
es essenziell, Wirkungsforschung als dialogischen
Prozess zu begreifen, der auf einer engen Kooperation
zwischen Wissenschaft und Praxis basiert.

Digitale Lebenswelten
in Schutzkonzepten querschnittlich
beriicksichtigen

Die Trennung der Lebenswelten in analoge und digita-
le Anteile entspricht nicht der Lebensrealitdt von Kin-
dern und Jugendlichen, sondern ist bisher haufig eher
an der Logik und Struktur von Einrichtungen und Or-
ganisationen sowie dem Empfinden von Fachkraften
orientiert. Oft bedarf es daher ausdricklicher Bemi-
hungen, die Chancen und Risiken des digitalen Um-
felds in allen Aspekten von Schutzkonzepten zu be-
riicksichtigen.

Eine Reihe von Mitgliedern des Nationalen Rates bie-
tet Fortbildungen zum Themenfeld an. Auch wurden
einzelne gezielte Instrumente (Apps) entwickelt, um
Kindern und Jugendlichen, aber auch Fachkriften
niedrigschwellige Angebote fir Schutz und Hilfe zu
machen. Dazu zahlen auch MalRnahmen zur Starkung
der Medienkompetenz im Alltag von Einrichtungen
und Organisationen.



Trotz zahlreicher positiver Ansatze bleibt es fiir viele
Einrichtungen und Organisationen eine grolie Heraus-
forderung, die digitalen Bereiche in allen Aspekten von
Schutzkonzepten mitzudenken. Dabei gilt es, partizi-
pativ vorzugehen und zum Beispiel Erfahrungen etwa
im Umgang mit Interaktionsrisiken und Selbstschutz-
strategien von Kindern und Jugendlichen einzubezie-
hen. Bei Fachkraften gilt es, sowohl ein grundlegendes
Verstandnis von Gewaltformen im digitalen Raum her-
zustellen als auch die Méglichkeiten der Online-Kom-
munikation als Chance in Schutz- und Hilfeprozessen
zu nutzen. Der Nationale Rat setzt sich zum Ziel, die
Entwicklung der digitalen Lebenswelten permanent
im Blick zu behalten, um kiinftige Handlungsbedarfe
frihzeitig zu identifizieren und die Implementierung
von Schutzkonzepten durch begleitende einrichtungs-
spezifische medienpddagogische Konzepte zu befor-
dern (siehe auch Kapitel 4.4 AG ,Schutz vor Ausbeu-
tung und internationale Kooperation®).

Der Nationale Rat wird weiterhin die Implementie-
rung von Schutzkonzepten in allen Einrichtungen und
Organisationen, in denen Kinder und Jugendliche Zeit
verbringen, unterstiitzen und voranbringen und
spricht sich fir eine Fortsetzung des Monitorings zu
Schutzkonzepten in Einrichtungen und Organisatio-
nen aus, um aktuelle Zahlen zu erheben und damit
auch die Ergebnisse der ergriffenen MaRnahmen ab-
zubilden.
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Eine besondere Beachtung bei der kiinftigen Arbeit
des Nationalen Rates soll der Schutz von Kindern und
Jugendlichen mit kognitiven, seelischen und/oder kor-
perlichen Beeintrichtigungen finden. Insbesondere
vor dem Hintergrund der mit dem Kinder- und Ju-
gendstarkungsgesetz erfolgten verbindlichen Wei-
chenstellung fir eine inklusive Kinder- und Jugendhil-
fe besteht hier dringlicher Entwicklungsbedarf, den
der Nationale Rat aufgreifen mochte. In der ndchsten
Arbeitsphase soll auRerdem ein besonderer Fokus auf
den Schutz von Kindern und Jugendlichen mit und
ohne Behinderungen vor sexueller Gewalt in Familien
gelegt werden. In sehr vielen Fillen findet sexuelle
Gewalt im familidren Kontext beziehungsweise in pri-
vaten Verhaltnissen und gemeinsam mit anderen Ge-
waltformen statt. Vor diesem Hintergrund sollen sinn-
volle spezifische Schutzmafnahmen fiir Kinder und
Jugendliche erértert und unterstiitzt werden.

Ein zentrales Thema fiir die nachste Arbeitsphase in
enger Abstimmung zwischen den AGs ,Schutz“ und
»Hilfen“ sowie ,Schutz vor Ausbeutung und internati-
onale Kooperation“ ist die Bearbeitung des Themen-
feldes sexuelle Gewalt gegen Kinder und Jugendliche
in der grundstiandigen Ausbildung sozialer und pada-
gogischer Berufe. Ein weiteres Anliegen, das die AG
~Schutz® kiinftig vertiefen will, ist die bessere Verzah-
nung von Handlungsfeldern und die Uberwindung der
starken Versdulung der Verantwortlichkeiten fiir die
Lebensbereiche von Kindern und Jugendlichen. Au-
Rerdem sollen die Zusammenhange zwischen Aufar-
beitung sexueller Gewalt und Pravention verstarkt er-
ortert werden.



Im Fokus: Schutz von Kindern und
Jugendlichen mit Behinderungen
vor sexualisierter Gewalt. Ergebnisse
des Fachgespriachs im Rahmen der
AG ,,Schutz“ 3/2021.

Kinder und Jugendliche mit Behinderungen haben
ein deutlich hoheres Risiko, sexuelle Gewalt zu er-
leiden, als junge Menschen ohne Behinderungen.
Spezifische Risikofaktoren sind unter anderen:

Ein hohes MaR an Abhangigkeit von Bezugs-
personen

Gelegenheit fur Grenzverletzungen im Zusam-
menhang mit besonderer physischer Nahe, zum
Beispiel bei der Kérperpflege

Einschrankungen in der (verbalen) Kommunika-
tionsfahigkeit von Kindern und Jugendlichen mit
Behinderungen

Tabuisierung der Sexualitdt von Menschen mit
Behinderungen und daraus resultierender Mangel
an sexualpadagogischen Angeboten

Uberlastung und soziale Isolation von Familien
mit Kindern mit Behinderungen

>
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Um dem hohen Handlungsbedarf in Bezug auf die
besonders vulnerable Gruppe der Kinder und Jugend-
lichen mit Behinderungen zu begegnen, erscheinen
folgende Themen als prioritar:

Verbesserung der Datenlage zur Lebenssituation
von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen

(Weiter-)Entwicklung von methodischen Ansatzen,
die eine umfassende Partizipation von Kindern
und Jugendlichen insbesondere mit kognitiven
Beeintrachtigungen ermoglichen

Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexueller
Gewalt bei der Nutzung ambulanter Dienste (zum
Beispiel Verhinderungspflege)

Ausbau fachlicher Unterstitzungsstrukturen fiir
die Beratung und Begleitung von Einrichtungen
und Diensten fiir Kinder und Jugendliche mit Be-
hinderungen bei der Entwicklung und Umsetzung
von Schutzkonzepten



Der Betroffenenrat beim UBSKM begriilt den breiten
Zugang zum Themenfeld ,Schutz®, der in der Gemein-
samen Verstindigung des Nationalen Rates gewdhlt
wurde. Aus unserer Sicht méchten wir die folgenden
Aspekte unterstreichen und priorisieren.

Die weitverbreitete Ansicht, Kinder kénnten bei Fra-
gen ihres Schutzes vor Ubergriffen der machtigen Er-
wachsenen nicht mitreden, entspricht einer defizita-
ren Sicht auf ihre Reflexionsfahigkeit und ihre
Selbstbildungspotenziale. Wenn Erwachsene (Fach-
krafte, Ehrenamtler*innen, Eltern) lernen, Kinder ernst
zu nehmen, ihnen zuzuhéren und in einen Dialog auf
Augenhohe zu treten, so kann sich auf beiden Seiten
eine Haltung entwickeln, welche die Mitwirkung auch
der Jingsten ermdglicht. Die fur dieses Themenfeld
unabdingbare Partizipation ist keine Methode, son-
dern Abbild einer sich langsam im alltdglichen Ge-
schehen entwickelnden Haltung.

Die Entwicklung von institutionellen Schutzkonzepten
leidet oft unter dem Vorurteil, es handele sich um ein
zusétzliches Aufgabenfeld in der Einrichtung oder Or-
ganisation. Tatsachlich aber ist diese Aufgabe ein be-
reits in den verbreiteten Konzepten des Qualitdtsma-
nagements angelegtes, allerdings oft vernachlassigtes
Strukturmerkmal des Qualitdtsdenkens. Dazu gehdrt
auch die systematische Dokumentation und die auf
partizipative Qualitdtszirkel verteilte Kontinuitdt in
der Weiterentwicklung des Schutzkonzeptes, damit
nicht ein*e Tater*in Kontrolle Giber all diese Schritte
gewinnen kann.

In diese Prozesse sind auch die nicht originar padago-
gischen Krifte (Hausmeister*in, Busfahrer*in und an-
dere) einzubeziehen. Jede*r, der mit Minderjahrigen
der Einrichtung oder Organisation in Kontakt tritt, soll
an den Weiterentwicklungen und Schulungsprozessen
teilnehmen. Als Orientierung mag gelten, dass auch
medizinische Erste-Hilfe-Kurse regelmaRig aktuali-
siert werden miissen.
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Institutionelle Schutzkonzepte sind umso schwacher,
je unvollstandiger sie sind. Ein umfassendes Schutz-
konzept enthilt: Leitbild der Institution - Verhaltens-
kodex - Risikoanalyse - Fortbildungen - Erweitertes
Flhrungszeugnis — Partizipation — Praventionsange-
bote - Informationsveranstaltungen - Beschwerde-
verfahren - Notfallplan - Kooperationen.

Dabei sollte fiir die MaBnahmen im Kontext sexuali-
sierter Gewalt ein anderer Blickwinkel gelten als fir
die ,klassischen“ MaRnahmen des Kinderschutzes. Die
immer und berall bestehende Machtkonstellation
zwischen Kindern und Erwachsenen macht aus tech-
nischen, normativ formulierten Aufgaben ein Bezie-
hungsthema, das den gesamten Alltag des Miteinan-
der-Lebens in der Einrichtung durchzieht.
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Sexuelle Gewalt kann schwerwiegende korperli-
che, psychische und soziale Folgen fiir Betroffene ha-
ben und die Gesundheit liber das gesamte Leben mas-
siv beeintrdchtigen. Betroffenen ist ein schweres
Unrecht widerfahren, dem mit wirksamen, betroffe-
nensensiblen und niedrigschwelligen Hilfen begegnet
werden soll. Der Unterstlitzungs- und Interventions-
bedarf ist vielfdltig und betrifft verschiedene Professi-
onen, deren Zusammenarbeit unerlésslich ist, um ad-
aquate Hilfe zu leisten.

Kinder und Jugendliche vor Gefahren zu schiitzen ist
eine grundlegende Aufgabe der staatlichen Gemein-
schaft - zumindest, wenn die Eltern selbst diesen
Schutz nicht gewahrleisten. Dieser Schutz kann nur im
verantwortlichen Zusammenwirken aller Personen
und Organisationen, die im Kontakt mit Kindern und
Jugendlichen stehen, gelingen.

In Deutschland gibt es bereits ein Netz an professio-
nellen und spezialisierten Hilfeangeboten fiir Betrof-
fene von sexueller Gewalt und ihre Angehdérigen. Diese
Hilfen missen hochsten Mallstdben gerecht werden,
um eine maximale Linderung des Leids zu ermogli-
chen und gleichzeitig nicht zu weiteren Traumatisie-
rungen beizutragen. Im Bereich der sexuellen Gewalt
zeigen Fallzahlen im Hellfeld sowie Erkenntnisse aus
der Dunkelfeldforschung, dass dies noch nicht hinrei-
chend gelingt (siehe auch Kapitel 4.5 AG ,Forschung
und Wissenschaft“). Wichtig sind dabei sowohl Pra-
vention als auch friih einsetzende, niedrigschwellige
Hilfen. Traumafolgekostenstudien zeigen, dass finan-
zielle Ressourcen in diesen Handlungsbereichen auch
die 6konomischen Folgen im Gesundheits- und Sozi-
albereich einddmmen kénnen.?®

Der Nationale Rat méchte dazu beitragen, dass Unsi-
cherheiten und Hirden in der Einschdtzung des Ge-
fahrdungsrisikos und des Unterstlitzungsbedarfs bei
sexueller Gewalt verringert werden, damit betroffene
Kinder und Jugendliche angemessen geschiitzt wer-

den und auch im Erwachsenenalter spezifische und
bedarfsgerechte Hilfen erhalten. Dabei stehen in einer
ersten Arbeitsphase folgende Teilbereiche des breit
gefacherten Hilfesystems fiir Betroffene im Fokus:

Interdisziplindre Kooperation bei Diagnostik, Gefahr-
dungs- und Risikoeinschatzung und Hilfeplanung,

Gewaltspezifische Hilfen in der Kinder- und Jugend-
hilfe, auf der Basis einer fundierten Gefahrdungsein-
schdtzung sowie der Entwicklung von bedarfsgerechten
Hilfekonzepten,

Gewaltspezifische Hilfen in der gesundheitlichen Ver-
sorgung, insbesondere durch psychotraumatologische
Ansatze und

Gewaltspezifische Hilfen im Sozialen Entschadigungs-
recht durch ein ziigiges, betroffenensensibles Verwal-
tungsverfahren.

Kinder und Jugendliche, die von sexueller Gewalt be-
troffen sind, miissen ziigig bedarfsgerechte Hilfen in
einer forderlichen Zusammenarbeit der verschiedenen
Systeme erhalten, die eine méglichst sichere und posi-
tive Entwicklung gewahrleisten. Fir erwachsene Be-
troffene mit sexueller Gewalterfahrung in Kindheit
und Jugend miissen bedarfsgerechte Hilfen zur Verfa-
gung gestellt werden, um Traumafolgen zu lindern.
Die AG ,Hilfen“ hat verschiedene iibergreifende Berei-
che identifiziert, in denen Handlungsbedarf besteht:

Vernetzung der beteiligten Disziplinen, Institutionen
sowie Akteurinnen und Akteure

Zugidnglichkeit zu Diagnostik und Hilfeangeboten

Qualifizierung und Fortbildung der Fachkrifte

Habetha, S. et al. (2012): Deutsche Traumafolgekostenstudie: Kein Kind mehr - kein(e) Trauma(kosten) mehr?

https://beauftragter-missbrauch.de/fileadmin/Content/pdf/Presse Service/Publikationen/Abschlussbericht-Runder-Tisch-sexueller-

kindesmissbrauch.pdf Danach ziehen frithe Kindheitsbelastungen und Traumatisierung jihrlich ca. 11 Mrd. Euro Kosten im Gesundheits-

und Sozialbereich nach sich.

% AG Hilfen*


https://beauftragter-missbrauch.de/fileadmin/Content/pdf/Presse_Service/Publikationen/Abschlussbericht-Runder-Tisch-sexueller-kindesmissbrauch.pdf
https://beauftragter-missbrauch.de/fileadmin/Content/pdf/Presse_Service/Publikationen/Abschlussbericht-Runder-Tisch-sexueller-kindesmissbrauch.pdf

Ausbau der bestehenden Hilfeangebote

Forschung zu Interventionen und deren Wirkung mit
dem Ziel der Qualitatsentwicklung sowie

Partizipation von Betroffenen in der Hilfeplanung, um
diese betroffenenzentriert gestalten zu kdnnen

Diese Handlungsbereiche sind kein Novum im Dis-
kurs® - und dennoch werden sie erstmals unter der
Beteiligung so zahlreicher systemrelevanter Akteurin-
nen und Akteure klar umrissen und diskutiert, um sich
auf gemeinsame Ziele und Schritte fiir Verbesserun-
gen im Bereich der interdisziplindren Kooperation, der
Kinder- und Jugendhilfe, der gesundheitlichen Versor-
gung und des Sozialen Entschddigungsrechts zu ver-
standigen.

Interdisziplinare Kooperation bei
Diagnostik, Gefahrdungs- und
Risikoeinschitzung und Hilfeplanung

Der Nationale Rat mdchte die interdisziplindre Zu-
sammenarbeit der beteiligten Professionen bei der
Gefdahrdungs- und Risikoeinschatzung, Diagnostik und
Hilfeplanung bei Anhaltspunkten fir sexuelle Gewalt
starken. Dabei sind eine betroffenenzentrierte Grund-
haltung und Offenheit fiir die Perspektiven anderer
Professionen wesentliche Gelingensbedingungen. In-
terdisziplindre Fortbildungen, der Austausch von
Good-Practice und wissenschaftliche Evaluationen
sind wichtige nachste Schritte. Die Kooperation der
verschiedenen Berufsgruppen sollte allerdings auch
strukturell abgesichert werden.
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Kinder- und Jugendhilfe

Der Nationale Rat setzt sich zum Ziel, die gewaltspezi-
fische Gefdhrdungseinschatzung in der Kinder- und
Jugendhilfe zu verbessern und zur Weiterentwicklung
gewaltspezifischer Hilfekonzepte sowie zur Sicher-
stellung einer bedarfsgerechten Angebotsstruktur fir
betroffene Kinder und Jugendliche beizutragen. Eine
umfassende Qualifizierung der Fachkréfte ist dabei
grundlegende Voraussetzung und zentraler Wirkfak-
tor. Zudem hebt der Nationale Rat die Bedeutung
niedrigschwelliger Zugangsmoglichkeiten fir Betrof-
fene hervor, die in Konzepten guter Praxis in Hilfever-
fahren gezielt weiterentwickelt werden sollten. Damit
kann es gelingen, Versorgungsliicken zu schlieRen und
eine selbstbestimmte Position von Kindern und Ju-
gendlichen wie auch der schiitzenden Eltern(teile) und
weiterer Akteurinnen und Akteure im Bezugssystem
von Kindern und Jugendlichen im Hilfeprozess zu star-
ken.

Gesundheitliche Versorgung

Der Nationale Rat setzt sich dafiir ein, dass die psy-
chotherapeutische Versorgung insbesondere fiir Men-
schen mit komplexen Traumafolgestérungen verbes-
sert wird. Dabei verfolgt der Nationale Rat einen
ganzheitlichen Ansatz, der von der Erstdiagnostik bis
zur Nachsorge fachliches Wissen zu Traumata in Kind-
heit und Jugend und ihren Folgen sowie bedarfsge-
rechte Hilfe vor Ort gewihrleistet.

Dies erfordert unter anderem ein breiteres, auf sexuel-
len Kindesmissbrauch und dessen Folgen spezialisier-
tes Therapieangebot, die Entwicklung und Umsetzung
von Leitlinien fiir alle Traumafolgeerkrankungen, die
Implementierung von traumaspezifischem Fachwis-
sen in die medizinische und psychotherapeutische

Bereits der im November 2011 veroffentlichte Abschlussbericht des Runden Tisches Sexueller Kindesmissbrauch in Abhéngigkeits- und
Machtverhiltnissen in privaten und 6ffentlichen Einrichtungen und im familidren Bereich enthilt unter anderem diese Empfehlungen

an Politik, Zivilgesellschaft und Institutionen.

https://beauftragter-missbrauch.de/fileadmin/Content/pdf/Literaturliste/Publikat Deutsche Traumafolgekostenstudie final.pdf
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Aus-, Fort- und Weiterbildung*® und die (psycho-)so-
matische Grundversorgung sowie den flachendecken-
den Ausbau von niedrigschwelligen Traumaambulan-
zen.

Diesbezlglich verfolgt der Nationale Rat aulRerdem
das Ziel, Traumaambulanzen auf der Grundlage ein-
heitlicher Qualitatsstandards besser in die bestehen-
den Versorgungsstrukturen auch der anderen Hilfe-
systeme zu integrieren und Versorgungsliicken durch
die gezielte Vernetzung von Angeboten zu fillen - und
diesen Prozess einer regelmaRigen Evaluation zu un-
terziehen.

Soziales Entschidigungsrecht

31

Der Nationale Rat hat sich zum Ziel gesetzt, die ge-
waltspezifischen Hilfen im Rahmen der Umsetzung
des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts weiter zu verbessern, insbesondere die
Etablierung eines betroffenensensiblen Fallmanage-
ments und Verwaltungsverfahrens zu begleiten sowie
die Einbindung von Beratungs- und Begleitangeboten
in das Verfahren der Sozialen Entschadigung zu befor-
dern. Die gute und an Qualitatsstandards orientierte
Versorgung von Betroffenen sexueller Gewalt in fla-
chendeckenden Traumaambulanzen ist ein wichtiger
Schritt in der Umsetzung der Reform des Sozialen
Entschadigungsrechts. Erforderlich ist hierbei, dass in
den Traumaambulanzen fiir Kinder und Jugendliche
spezifische auf einer kinder- und jugendspezifischen
Expertise basierende Angebote entstehen, um einer
frihen Chronifizierung entgegenzuwirken. Daneben
ist es wichtig, auch andere niedrigschwelligere For-
men der Unterstiitzung zu starken, weil die Trauma-
ambulanz nicht fir alle Betroffenen das richtige Un-

terstiitzungsangebot bereithalt. Schlieflich gehort
nach Auffassung des Nationalen Rates zu einer wirk-
samen Umsetzung des Sozialen Entschadigungsrechts
eine sensibilisierte Richterschaft der Sozialgerichts-
barkeit, die fiir das Soziale Entschadigungsrecht zu-
standig ist.

Der Nationale Rat spricht sich dafiir aus, konkrete Pra-
xisleitfaden zu entwickeln, um die reformierten ge-
setzlichen Méglichkeiten fiir die Praxis besser nutzbar
zu machen und eine umfangreiche Qualifizierung der
mit der Anwendung des neuen Sozialgesetzbuchs XIV
(SGB XIV) betrauten Akteurinnen und Akteure zu un-
terstiitzen. Konzepte fiir eine kooperative Einbindung
von Beratungs- und Begleitangeboten vor Ort sollen
helfen, bestehende Hiirden in der Praxis weiter abzu-
bauen und eine qualitdtsgesicherte und verlassliche
Beratung und Begleitung der Betroffenen von sexuel-
ler Gewalt sicherzustellen.

Die interdisziplindre Zusammenarbeit ist bei der Iden-
tifizierung der Gewalterfahrung, bei der Einschatzung
der Gefdhrdung und des Risikos erneuter Gewalter-
fahrungen sowie bei der Bedarfseinschatzung fiir Hil-
fen und der Umsetzung von Hilfeangeboten und
Nachsorge von grolRer Bedeutung. Die Kooperation
verschiedener Professionen kann die Genauigkeit der
Gefahrdungs- und der Hilfebedarfseinschatzung erho-
hen und die zielgerichtete Einleitung von Hilfen und
deren Wirksamkeit beglinstigen.!

Die Themen sexuelle Gewalt, Missbrauch und Traumafolgestérungen sind im Nationalen kompetenzbasierten Lernzielkatalog (NKLM)
verankert. Der Referentenentwurf der geinderten Approbationsordnung fiir Arztinnen und Arzte vom 17.11.2020 sieht vor, dass der
NKLM verpflichtender Bestandteil des Medizinstudiums werden soll. Nach der am 01.09.2020 in Kraft getretenen Approbationsordnung
fir Psychotherapeutinnen und -therapeuten sind das Erkennen und der Umgang mit sexueller Gewalt bereits im Studium zu erwerbende
Handlungskompetenzen. Die Behandlung von Traumafolgestérungen ist nach der am 24.04.2021 verabschiedeten Musterweiterbildungs-
ordnung fiir Psychotherapeutinnen und -therapeuten in jedem Fachgebiet obligatorisch.

Siehe auch Grafik ,Themenfelder und Akteure in der vernetzten Versorgung traumatisierter Menschen®,
https://www.awmf.org/uploads/tx szleitlinien/155-0011 S3 Posttraumatische Belastungsstoerung 2020-02 1.pdf
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® Gemeinsame Verstdndigung des Nationalen Rates gegen sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen

Gesetzlich bestehen bereits differenzierte Regelungen krafte vor Ort® nicht immer klar geregelt sind. Dies
fur die interdisziplindre Zusammenarbeit bei Ver- wird zusatzlich durch die oft unklaren Qualifikations-
dachtsfallen von Kindeswohlgefahrdung (§ 8a anforderungen an insoweit erfahrene Fachkrafte er-
SGB VIII, §§ 4, 5 KKG)*, die durch das KISG weiter schwert.

konkretisiert werden. Zum einen wird auch die Daten-
weitergabe durch Strafverfolgungsbehérden und Ge-
richte geregelt. Zum anderen sollen Arztinnen und
Arzte, Psychotherapeutinnen und -therapeuten, aber
auch Lehrkréfte und weitere Berufsgeheimnistra-
gerinnen und -trdger in geeigneter Weise an der Ge-

Um den aktuellen Stand besser zu verstehen, hat das
Bundesfamilienministerium Anfang 2021 eine Experti-
se in Auftrag gegeben, die Herausforderungen hin-
sichtlich der interdisziplindren Kooperation bei méogli-
cher sexueller Gewalt gegen Kinder und Jugendliche

fzeigt.s
fahrdungseinschatzung beteiligt werden. Hierzu ge- autzeig
hort auch, dass das Jugendamt nach der Meldung
eines Verdachts auf Kindeswohlgefihrdung riickmel- Erkenntnisse zu strukturellen
den soll, ob es den Verdacht bestétigt sieht und ob es Voraussetzungen einer interdisziplinéren
zum Schutz des Kindes oder Jugendlichen tatig ge- Zusammenarbeit

worden ist beziehungsweise noch tétig ist.

In Deutschland nehmen vor allem Jugendamter und
Familiengerichte das staatliche Wachteramt wahr, da-
riber hinaus sind Berufsgeheimnistragerinnen und
-trdger nach § 4 KKG und die Fachkréfte freier Trage-
rinnen und Trager in die Wahrnehmung des Schutz-
auftrags eingebunden. Auf dieser Grundlage erhalten
Jugendamter von verschiedenen Berufsgruppen Hin-
weise auf gewichtige Anhaltspunkte fiir eine Kindes-
wohlgefdhrdung und entscheiden dann - in der Regel
nach dem Vier-Augen-Prinzip -, welche anderen Ak-
teurinnen und Akteure im Hinblick auf die Geféhr-
dungseinschatzung und Hilfeplanung einbezogen

Studien zeigen allerdings, dass in Deutschland die ver-
schiedenen Akteurinnen und Akteure bei der Gefdhr-
dungs- und Risikoeinschdtzung, Diagnostik und Hilfe-
planung haufig nebeneinander statt miteinander
arbeiten.?® 34 35 Aus der Praxis wird berichtet, dass es
bei Verdachtsfallen von sexueller Gewalt an Kindern
und Jugendlichen haufig hinderliche Vorurteile gegen-
Uber den anderen Berufsgruppen und Missverstand-
nisse in der Zusammenarbeit gibt. Akteurinnen und
Akteure aus der Praxis berichten auch, dass die Stan-
dards flr die Zusammenarbeit und geregelte Zustin-
digkeiten beim Einbezug insoweit erfahrener Fach-

Siehe auch https:/www.bmfsf].de/resource/blob/93348/a41675e1f53ec6f743359b6b75fec3e2/bericht-der-bundesregierung-evaluation-
des-bundeskinderschutzgesetzes-data.pdf

Fegert, J. M., Berger, C., Klopfer, U. et al. (2001): Umgang mit sexuellem Missbrauch. Institutionelle und individuelle Reaktionen.
Miinster: Votum Verlag.

Seckinger, M. (2006): Was zeichnet eine funktionale Kooperation zwischen dem ASD und den verschiedenen pidagogischen Institutionen
und Einrichtungen aus. In: Kindler, H,, Lillig, S., Meysen, T., Bluml, H., Werner, A. (Hrsg.), Handbuch Kindeswohlgefiahrdung nach §1666
und Allgemeiner Sozialer Dienst (ASD). Miinchen: Deutsches Jugendinstitut.

Gerber, C. & Lillig, S. (2018): Gemeinsam lernen aus Kinderschutzverldufen. Eine systemorientierte Methode zur Analyse von Kinder-
schutzfillen und Ergebnisse aus fiinf Fallanalysen. Bericht. Beitrage zur Qualitatsentwicklung im Kinderschutz 9. Herausgegeben vom
Nationalen Zentrum Friithe Hilfen (NZFH): Kéln.

In Nordrhein-Westfalen gibt es seitens der Landesjugenddmter Empfehlungen zu ,,Grundsitze und Mafdstidbe zur Bewertung der
Qualitit einer insoweit erfahrenen Fachkraft®: https://www.lwl-landesjugendamt.de/media/filer public/41/85/41853878-d2bc-40ea-
9314-ebdc59d87909/210128-lwl-lvr-empfehlungen-qualifikation-insoweit-erfahrene-fachkraft-bf.pdf

Kindler, H. & Hadwiger, S. (2021): Zusammenarbeit unterschiedlicher Berufsgruppen in Fillen sexueller Gewalt. Interdisziplinire
Gefahrdungseinschitzung. Unverdffentlichte Expertise: Miinchen.
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werden.®® Einige Jugendamter haben fir die interne
Fachberatung speziell geschulte Fachkrafte zum The-
ma sexuelle Gewalt oder arbeiten mit spezialisierten
Fachberatungsstellen zusammen. Wie die unter-
schiedlichen Perspektiven und Auftrige bei Gefdhr-
dungs- und Risikoeinschdtzungen sowie Schutz- und
Hilfeplanung gut zusammengefiihrt werden kénnen,
ist allerdings vielerorts noch nicht klar geregelt.

Verpflichtende Regelungen zum Einbezug anderer
Professionen bei Verdachtsfallen von sexueller Gewalt
existieren in einigen Regionen in Form von Dienstan-
weisungen. Eine Ubersicht iiber drtliche Regelungen
oder die Erfahrungen damit fehlt. Multidisziplinare
Teams mit Entscheidungskompetenzen - wie sie inter-
national praktiziert werden - sind in Deutschland bis-
her kaum Gegenstand der Diskussion.

In den familiengerichtlichen Verfahren sind meist ver-
schiedene Berufsgruppen eingebunden, die das Fami-
liengericht im Rahmen seiner Amtsermittlung anhort
oder beteiligt; das sind beispielsweise die zustdndigen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Jugendamts,
Verfahrensbeistinde oder fachspezifische Sachver-
standige. Diese nehmen im Verfahren unterschiedliche
Aufgaben wahr und sind mit unterschiedlichen Rech-
ten und Pflichten ausgestattet. Die Entscheidung, ob
eine Kindeswohlgefahrdung vorliegt, zu deren Abwen-
dung die Anordnung gerichtlicher MaRnahmen nach
§§ 1666, 1666a BGB erforderlich ist, obliegt allein dem
Familiengericht. Kooperative Modelle, wie die teilwei-
se interdisziplindr organisierten Kinderschutzbehor-
den und Gerichte in der Schweiz, sind in Deutschland
bisher wenig bekannt und werden nur selten disku-
tiert.

International haben sich Kooperationsformen zwi-
schen Jugenddamtern und Familiengerichten entwi-
ckelt, die auch in Deutschland erprobt werden. Dazu
gehoren Childhood-Hé&user, die an das skandinavische

Barnahus-Modell angelehnt sind. In diesen Zentren
wird die Fallaufkldrung interdisziplinar und kooperativ
gestaltet, um eine kindgerechte und umfassende Ge-
fahrdungseinschatzung vorzunehmen (siehe auch Ka-
pitel 4.3 ,Kindgerechte Justiz®). Standortiibergreifen-
de Evaluationen des Modells liegen fir den Kontext
der deutschen Rechtsordnung bislang allerdings nicht
vor.

Fir Betroffene von sexueller Gewalt gibt es in
Deutschland etablierte, wenn auch nicht flichende-
ckend vorhandene, spezialisierte Fachberatungsstel-
len, welche die Jugendamter bei Gefahrdungs- und Ri-
sikoeinschdtzungen und Hilfeplanung bei
Anhaltspunkten fir sexuelle Gewalt unterstiitzen
kénnen. Voraussetzung hierfiir sind entsprechende
Vereinbarungen mit Jugenddmtern, damit die Arbeit
der spezialisierten Fachberatung auch strukturell ab-
gesichert ist. Eine internationale Studie deutet an, dass
ein regelhafter Einbezug von Child Advocacy Centers,
die den spezialisierten Fachberatungsstellen in
Deutschland &hneln, in juristische Kinderschutzver-
fahren die Inanspruchnahme von therapeutischen
Hilfsangeboten erhoht.*®

Innerhalb des medizinischen Kinderschutzes gibt es
Formen der Zusammenarbeit mehrerer Berufsgrup-
pen bei Gefdhrdungseinschitzungen im Verantwor-
tungsbereich des Gesundheitswesens (zum Beispiel
interdisziplindre Kinderschutzgruppen). Mit der ,Kin-
derschutzprozedur” (OPS 1.945 - ,Diagnostik bei Ver-
dacht auf Gefahrdung von Kindeswohl und Kinderge-
sundheit®) ist seit 2018 eine multidisziplinire
Diagnostik im Bereich der Padiatrie sowie eine Fall-
konferenz im Rahmen des pauschalierten Entgeltsys-
tems der Krankenh&user abrechenbar geworden. Das
primare Ziel dieser Diagnostik besteht darin, eine Ge-
fahrdung bei Kindern und Jugendlichen zu erkennen,
die sich als Patientinnen und Patienten in Behandlung

Siehe auch Gerber, C. & Lillig, S. (2018): Gemeinsam lernen aus Kinderschutzverldufen. Eine systemorientierte Methode zur Analyse
von Kinderschutzfillen und Ergebnisse aus finf Fallanalysen. Bericht. Beitrage zur Qualititsentwicklung im Kinderschutz 9.

Herausgegeben vom Nationalen Zentrum Frithe Hilfen (NZFH): K6ln.

Herbert, J. L. & Bromfield, L. M. (2021): A quasi-experimental study of the Multi-Agency Investigation & Support Team (MIST):
A collaborative response to child sexual abuse. Child Abuse & Neglect, 111, 104827.
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befinden, und diesen eine addquate medizinische Ver-
sorgung zu gewahrleisten. Bei Gefdhrdungseinschit-
zungen durch das Jugendamt haben sich lokale Einbe-
zugsformen eingespielt (zum Beispiel
Kinderschutzambulanz Diisseldorf, Kinderschutzteam
Stuttgart) oder es wurden gezielt offene Angebote ge-
schaffen (zum Beispiel Bayerische Kinderschutzambu-
lanz). Evaluationen zu diesen lokalen Kooperations-
formen deuten an, dass die Handlungssicherheit der
beteiligten Akteurinnen und Akteure gesteigert wer-
den kann.* Es gibt jedoch keine Studien, die einen um-
fassenden Uberblick zur Kooperation von medizini-
schem Kinderschutz und Kinder- und Jugendhilfe
liefern.

Starkung der interdisziplinaren
Kooperation

Der Nationale Rat spricht sich dafiir aus, die interdiszi-
plindre Zusammenarbeit bei der Gefdhrdungs- und Ri-
sikoeinschidtzung, Diagnostik und Hilfeplanung bei
moglicher sexueller Gewalt gegen Kinder und Jugend-
liche weiter zu untersuchen und strukturell zu starken.

Dazu sollen Vor- und Nachteile des monoprofessionell
organisierten Modells der Kinder- und Jugendhilfe
weiter diskutiert werden. Insbesondere soll dabei der
bisher punktuelle Einbezug verschiedener Disziplinen
und deren Entscheidungskompetenz ndher betrachtet
werden. Eine wichtige Orientierung fir interdiszipli-
nare Strukturen bilden Erfahrungen aus dem Ausland,
deren Ubertragbarkeit diskutiert werden sollte. Ein
Zwischenschritt auf der Ebene der Jugendamter konn-
te darin bestehen, Erfahrungen mit bereits praktizier-
ten Formen der Einbeziehung anderer Akteurinnen
und Akteure zusammenzustellen, zu diskutieren und
Good-Practice zu verbreiten. Hilfeprozessforschung
und Fallanalysen kdnnen hier ebenfalls hilfreich sein.

® Gemeinsame Verstandigung des Nationalen Rates gegen sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen

Fir familiengerichtliche Verfahren sollte betrachtet
werden, inwieweit sogenannte ,Stellungnahmen von
Fachleuten fir Gewaltschutz“4, zum Beispiel seitens
spezialisierter Fachberatungsstellen, eingebracht wer-
den kénnen. Um eine Qualifizierung solcher Stellung-
nahmen bemiiht sich aktuell das Projekt ,Gute Kin-
derschutzverfahren® des Bundesfamilienministeriums
(siehe auch Kapitel 4.3 ,Kindgerechte Justiz®).

Der Nationale Rat stuft interdisziplindr ausgerichtete
Fortbildungen und Qualifizierungsangebote als hilf-
reich ein, um die interdisziplindre Kooperation zu stér-
ken und eine offene Haltung gegeniiber verschiede-
nen Professionen zu férdern. Entsprechend sollten
diese vermehrt angeboten werden.

In den letzten Jahren investierten Politik, Wissen-
schaft und Fachpraxis viel Arbeit in Initiativen und Ma-
terialien zur Qualitatsentwicklung, zu weiterfihrender
Forschung und Prozessregularien im Handlungsfeld
sexueller Gewalt. Neben dem wichtigen Handlungsbe-
reich der Pravention ist auch die Weiterentwicklung
von Hilfeprozessen in der Kinder- und Jugendhilfe
strukturell fest im fachpolitischen Diskurs verankert.
Durch Férderungen wie etwa zu ,,Forschung zu sexua-
lisierter Gewalt gegen Kinder und Jugendliche in pada-
gogischen Kontexten“4* des Bundesministeriums fir
Bildung und Forschung wurde eine Forschungsland-
schaft aufgebaut, die Erkenntnisse zur Hochschullehre
und padagogischen Praxis nachhaltig sichert. Das Na-
tionale Zentrum Friihe Hilfen leistet wertvolle Beitra-
ge zur Weiterentwicklung der Qualitdt im Kinder-

Dittmann, A. & Raabe, S. (2017): Evaluation der bayerischen Kinderschutzambulanz. Ergebniszusammenfassung.

Miinchen: Deutsches Jugendinstitut.

Koalitionsvertrag zur 19. Legislaturperiode, S. 22.

Bundesministerium fiir Bildung und Forschung: Forschung zu sexualisierter Gewalt. Online unter:

https://www.empirische-bildungsforschung-bmbf.de/de/2185.php
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schutz durch Analysen von Fallverlaufen, bundesweite
Fachgesprache und durch die Aufbereitung von Erfah-
rungen aus Praxis und Forschung. Bei den Mitgliedern
des Nationalen Rates liegen vielfiltige Erkenntnisse
und fachliche Konzepte vor, welche die zielgruppen-
spezifische Arbeit mit traumabelasteten Kindern und
Jugendlichen im Kontext der Kinder- und Jugendhilfe
beschreiben und fordern. Das SGB VIII und das Bun-
deskinderschutzgesetz (BKiSchG) bilden zudem eine
umfassende rechtliche Basis fiir die Arbeit der Kinder-
und Jugendhilfe. Diese wird durch das KJSG nochmals
modernisiert.

Die Mitglieder des Nationalen Rates sind sich einig,
dass in Deutschland die wissenschaftliche, fachliche
und regulative Basis fiir gute Hilfeprozesse in der Kin-
der- und Jugendhilfe grundsatzlich vorhanden ist.

Dennoch wurden in den gemeinsamen Beratungen
auch bestehende Versorgungs- und Wissensliicken
identifiziert, die durch die beteiligten Strukturen an
vielen Stellen bereits bearbeitet werden und in den
weiteren Planungen des Nationalen Rates kiinftig fes-
te Berlicksichtigung finden.

Ob weitere Belastungen im Hilfeprozess - auch etwa
durch sekundare Traumatisierungen - vermieden wer-
den kdnnen und eine positive Entwicklung méglich ist,
hdngt vor allem von einer frithzeitigen und fachge-
rechten gewaltspezifischen Gefahrdungs- und Risiko-
einschatzung und dem abgestimmten und lickenlosen
Ubergang in die daraus abgeleiteten pidagogischen
und therapeutischen Hilfen fir Kinder und Jugendli-
che ab. Schutz und Hilfe stellen eine untrennbare Ein-
heit dar. Der Nationale Rat fiihrt daher Malnahmen
zusammen, um zielgerichtete Verbesserungen fiir Hil-
feprozesse aus einer Hand in der Kinder- und Jugend-
hilfe im Kontext sexueller Gewalt zu erwirken.

Bedarfsgerechte Beteiligung und
Hilfezugange sicherstellen

Kinder und Jugendliche stehen mit ihren individuellen
Rechten gemeinsam mit ihren schiitzenden Bezugs-
personen im Mittelpunkt des Hilfeprozesses. Die
Moglichkeit zur Wahrnehmung ihrer aktiven Beteili-
gungsrechte** muss in allen Bereichen sichergestellt
sein. Allerdings verfiigen nicht alle Fachkréfte tGber die
Kompetenzen, Materialien oder zeitlichen Ressourcen,
um altersangemessene Partizipation zu ermoglichen.
Um hier Verbesserungen zu erzielen, regt der Nationa-
le Rat an, systematisch Schwachstellen bei Hilfezu-
gdngen und der Beteiligung von Kindern und Jugend-
lichen zu identifizieren sowie Good-Practice-Beispiele
zu sammeln und zu diskutieren.

Der Nationale Rat will sich auRerdem dafiir einsetzen,
dass altersgerechte Informationsangebote besser ver-
fugbar sind und niedrigschwellige, elternunabhangige
Hilfezugdnge sowie unabhdngige Ombuds- und Be-
schwerdestellen fiir Kinder und Jugendliche gestarkt
werden. Die Etablierung von Ombudsstellen sieht der
mit dem KJSG neu geschaffene § 9a SGB VIII vor.

Qualifizierung fordern

In der Praxis der Kinder- und Jugendhilfe, insbesonde-
re bei den ortlichen Jugendamtern, muss gewaltspezi-
fisches Wissen und Handlungskompetenz verfiigbar
sein. Ein grundlegendes Basiswissen zu verschiedenen
Formen sexueller Gewalt und Ausbeutung ist notwen-
dig, um diese zu erkennen und Hilfeplanungen pass-
genau gestalten zu kdnnen. Der Nationale Rat begriiSt
daher Fort- und Weiterbildungsangebote zu sexuali-
sierter Gewalt fir Fachkrdfte in der Kinder- und
Jugendhilfe.** Die Mitglieder des Nationalen Rates
machen sich auch dafir stark, dass auf regionaler Ebe-
ne regelhafte Strukturen zur Bereitstellung niedrig-

Vergleiche unter anderem Art. 12 UN-Kinderrechtskonvention; Art. 2 Grundgesetz; § 8 SGB VIIL

Beispielsweise Bundesarbeitsgemeinschaft Landesjugenddmter, Bundesarbeitsgemeinschaft Kinderschutz-Zentren e. V., Deutsche Gesell-
schaft fiir Pravention und Intervention bei Kindesmisshandlung, -vernachlissigung und sexualisierter Gewalt e. V., Deutsche Gesellschaft
fiir Psychotraumatologie e. V., Deutsches Institut fiir Jugendhilfe und Familienrecht e. V., Deutscher Kinderschutzbund Bundesverband,

Innocence in Danger e. V.
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schwelliger, bedarfsorientierter, zielgruppenspezifi-
scher und interdisziplindrer Qualifizierungsangebote
flaichendeckend weiterentwickelt werden.*

Die Mitglieder der AG ,Hilfen“ stellen weiterhin die
grolRe Bedeutung der fachlichen Beratung gemaR § 8a
und § 8b SGB VIII firr die Gefahrdungs- und Risikoein-
schatzung heraus und machen sich stark fiir verbindli-
che fachliche Schlisselqualifikationen zu sexueller
Gewalt in der Ausbildung von insoweit erfahrenen
Fachkraften* sowie der Entwicklung von Standards
und geregelten Zustandigkeiten bei ihrem Einbezug.

Zudem spricht sich der Nationale Rat dafiir aus, dass
das Thema sexuelle Gewalt konsequent in den Curri-
cula grundstdndiger Ausbildungen der Fachkrafte der
offentlichen und freien Kinder- und Jugendhilfe an
Hoch- und Fachschulen zu verankern ist (siehe auch
Kapitel 4.1 AG ,Schutz”).

Hilfeverfahren und Angebotsstrukturen
weiterentwickeln

47

Eine umfassende Gefahrdungs- und Risikoeinschat-
zung zu sexueller Gewalt ist die Voraussetzung dafiir,
Sekundidrschaden zu vermeiden und tragfahige
Schutz- und Hilfekonzepte zu entwickeln. Um die Pra-
xis der Kinder- und Jugendhilfe in diesem Arbeitsbe-
reich zu starken, gilt es die Grundlagen fir eine quali-
fizierte Gefahrdungs- und Risikoeinschitzung sowie
die Entwicklung passgenauer Schutz- und HilfemaR-
nahmen weiterzuentwickeln. Dazu sollten auch Un-
terstlitzungsmoglichkeiten zur Erkennung psychischer
Belastungen und Bildungs- und Teilhabebenachteili-
gungen weiterentwickelt und evaluiert sowie Fach-
krafte in der Anwendung qualifiziert werden.

® Gemeinsame Verstandigung des Nationalen Rates gegen sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen

Verfahren zur Konzeption von Hilfe und Schutz sollten
grundsatzlich aufeinander abgestimmt sein und die
individuellen Bedarfe der Kinder und Jugendlichen in
den Mittelpunkt stellen. Die aktive Stabilisierung und
Starkung schitzender Angehoriger als wichtige Be-
zugspersonen und systemische Ressource fiir betrof-
fene Kinder und Jugendliche sollte konzeptionell wei-
terentwickelt und in der Hilfepraxis gestarkt werden.

Der Nationale Rat betont zudem die Bedeutung einer
umfassenden Qualititsentwicklung, um qualifizierte
Verfahren der Gefdhrdungs- und Risikoeinschatzung
und der Vermittlung von Hilfen durch die Jugendam-
ter nachhaltig zu stdrken. Aus der Praxis wird berich-
tet, dass erhebliche Versorgungsliicken in der Flache
fur spezifische Informations-, Beratungs- und Thera-
pieangebote in allen Altersgruppen bestehen (zum
Beispiel bei traumasensiblen Angeboten und Unter-
kiinften fir betroffene Kleinkinder oder Angeboten
fur sexuell tGbergriffige Kinder und Jugendliche). Der
Nationale Rat mdchte dazu beitragen, die Erkenntnis-
se Uber bestehende Liicken von gewaltspezifischen
Hilfen im Kinder- und Jugendhilfesystem strukturiert
zusammenzutragen.

Fur die Arbeit mit sexuell Gbergriffigen Kindern und
Jugendlichen lassen sich in der Praxis insgesamt groRe
konzeptionelle Handlungsunsicherheiten und ein ent-
sprechender Unterstiitzungsbedarf feststellen. Die
Mitglieder des Nationalen Rates machen sich daher
stark fiir die Entwicklung von einheitlichen Fachstan-
dards und darauf aufbauender, zielgruppenspezifi-
scher und interdisziplindrer Fortbildungskonzepte.”

Ein Beispiel hierfiir ist das Land Nordrhein-Westfalen, das tiber die Einrichtung einer Landesfachstelle Pravention sexualisierter Gewalt
(https://psg.nrw) und die Starkung der Fachberatung und Fortbildung durch die Férderung zusitzlicher Personalstellen bei den beiden
Landesjugendamtern strukturelle Rahmenbedingungen fiir Qualifizierungsangebote geschaffen hat.

Entsprechende Empfehlungen fiir die Qualifikation konnen die Landesjugendamter im Rahmen ihrer Aufgaben gemaf? § 85 SGB VIII

entwickeln.

Dabei sollte auf bereits vorhandene Materialien der Mitglieder des Nationalen Rates zuriickgegriffen werden (zum Beispiel Qualitits-
standards der Bundesarbeitsgemeinschaft ,Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit sexualisiert grenz-

verletzendem Verhalten“e. V.).
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Im Bereich der gesundheitlichen Versorgung flihrt der
Nationale Rat MaRnahmen der Arbeitsgruppenmit-
glieder zusammen, die sich darauf konzentrieren,
mehr traumaspezifische Angebote zur Verfiigung zu
stellen durch eine

Verbesserung der psychotherapeutischen Versorgung
insbesondere fiir Menschen mit komplexen Trauma-
folgestérungen,

Verbesserung der Verfligbarkeit spezifischer Behand-
lungsangebote,

Wirkungsforschung zu gesundheitlichen Hilfen,

Hohe Qualitdt und moglichst weitgehende Standardi-
sierung insbesondere der initialen Diagnostik, da sie fir
den gesamten weiteren Verlauf der Versorgung und der
Hilfen fir Betroffene wegweisend ist.

Im September 2012 wurde die ,Rahmenempfehlung
zur Verbesserung des Informationsangebotes, der Zu-
sammenarbeit in der Versorgung von Opfern sexuellen
Missbrauchs und des Zugangs zur Versorgung”*® von
den maRgeblichen Partnerinnen und Partnern der ge-
meinsamen Selbstverwaltung im Gesundheitswesen
auf Bundesebene unterzeichnet, welche die Hand-
lungsfelder im Bereich der gesundheitlichen Versor-
gung identifizieren. Es liegen Erkenntnisse vor, die
unter anderem beschreiben, welche gesamtgesell-
schaftlichen Kosten durch die Versorgung von in Kind-
heit und Jugend von Gewalt betroffenen Patientinnen
und Patienten entstehen.* Der Nationale Rat wird
prifen, welche weiteren Schritte hin zu einer niedrig-

schwelligen, schnellen und nachhaltigen sowie betrof-
fenenzentrierten Versorgung notwendig sind.

Die Arbeitsgruppe ,Hilfen“ des Nationalen Rates hat
dariiber hinaus einen ersten Fokus auf die Bereitstel-
lung traumaspezifischer Angebote gerichtet und sich
zu MaRnahmen unter den folgenden Perspektiven
verstandigt:

Gewaltspezifische Diagnostik
ermoglichen

Der Nationale Rat begriiRt, dass mit der neuen Inter-
nationalen Klassifikation der Krankheiten (ICD-11) ab
Januar 2022 eine verbesserte Grundlage fiir die Doku-
mentation sexueller Gewalt gegen Kinder und Jugend-
liche (und anderer Gewaltformen) sowie fir die Codie-
rung komplexer Traumafolgestorungen geschaffen
wird. Die neue ICD-11 sieht eine deutliche Erweite-
rung der Klassifikationsmdglichkeiten vor. Dabei soll
wesentlich differenzierter dokumentiert werden kén-
nen, sodass beispielsweise Art und Koérperregion der
Verletzung, Tater oder Taterin, Ort des Ereignisses so-
wie die Aktivitdt wahrend der Verletzung angegeben
werden kénnen.*® Eine weitreichende Anpassung ist
zudem, dass kiinftig die komplexe posttraumatische
Belastungsstorung (KPTBS) als eigenstandige Erkran-
kung definiert ist und somit die Symptome der betrof-
fenen Person nicht mehr einzeln codiert und vonein-
ander losgelost verzeichnet werden. Zur Verbesserung
der gewaltspezifischen Diagnostik tragt zudem in der
ICD-11 die Beschreibung der Dissoziativen Identitéts-
stérung und ihre partielle Form als valides Stérungs-
bild bei.

Der Nationale Rat begriiRt ebenso, dass mit der evi-
denzbasierten medizinischen Leitlinie Kinderschutz

BMG (Hg.), 09/2012: Rahmenempfehlung zur Verbesserung des Informationsangebotes, der Zusammenarbeit in der Versorgung von

Opfern sexuellen Missbrauchs und des Zugangs zur Versorgung. https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3
Downloads/O/Opferhilfe sexueller Missbrauch/20121012 Rahmenempfehlungen Opfer-sexuellen-Missbrauchs.pdf

So gibt es beispielsweise die Deutsche Traumafolgekostenstudie (Habetha, S. et al., 2012): https://www.bundesgesundheitsministerium.de/
fileadmin/Dateien/5 Publikationen/Gesundheit/Berichte/Abschlussbericht Therapieangebote fuer traumatisierte Kinder.pdf

Strobel, K. (2020): ICD-11 prézisiert Misshandlung und posttraumatische Belastungsstorung. In: https://www.medical-tribune.de/

% AG Hilfen*

medizin-und-forschung/artikel/icd-11-praezisiert-misshandlung-und-posttraumatische-belastungsstoerun;
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https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/5_Publikationen/Gesundheit/Berichte/Abschlussbericht_Therapieangebote_fuer_traumatisierte_Kinder.pdf
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/5_Publikationen/Gesundheit/Berichte/Abschlussbericht_Therapieangebote_fuer_traumatisierte_Kinder.pdf
https://www.medical-tribune.de/medizin-und-forschung/artikel/icd-11-praezisiert-misshandlung-und-posttraumatische-belastungsstoerung/
https://www.medical-tribune.de/medizin-und-forschung/artikel/icd-11-praezisiert-misshandlung-und-posttraumatische-belastungsstoerung/

(AWMF S3+ Leitlinie Kindesmisshandlung, -miss-
brauch, -vernachldssigung unter Einbindung der Ju-
gendhilfe und Padagogik) ein wichtiger Handlungs-
leitfaden  fir  Akteurinnen und Akteure im
Kinderschutz vorliegt. Die — mit finanzieller Unterstiit-
zung des Bundesministeriums fiir Gesundheit entwi-
ckelte und in Zusammenarbeit mit Gber 80 medizini-
schen  Fachgesellschaften und  Organisationen
erstellte — Leitlinie der h6chsten Qualitatsstufe wurde
im Februar 2019 veréffentlicht. Ziel dieser Leitlinie ist
es, Fachkraften primar aus der Medizin eine Hand-
lungsanleitung bei Fallen von Kindeswohlgefahrdung
zu geben. Die S3(+)-Kinderschutzleitlinie enthilt ne-
ben methodischen Erlduterungen und Hintergrundin-
formationen evidenzbasierte Handlungsempfehlun-
gen fir den medizinischen Kinderschutz, unter
anderem zur Partizipation von Kindern und Jugendli-
chen, zur Kooperation und zum Vorgehen im medizini-
schen Kinderschutz, zu den Merkmalen zur Erkennung
von Hilfe- und Unterstiitzungsbedarfen und zu diag-
nostischen Methoden. Dadurch sollen sowohl eine
verbesserte Diagnostik und Dokumentation als auch
ein besserer Umgang mit von Gewalt betroffenen Kin-
dern und Jugendlichen erreicht und die Zusammenar-
beit bei Kindeswohlgefdhrdung zielgerichtet ausge-
baut werden.

Die Qualitat des Primarkontakts von traumatisierten
Menschen mit dem Gesundheitswesen ist ein vielver-
sprechender Ansatz, Betroffene zu identifizieren und
deren Versorgung zu verbessern. Dies betrifft in der
Regel Haus- oder Kinderdrztinnen und -drzte sowie
Kliniken der Kinder- und Jugendmedizin. Beispiels-
weise bietet das Projekt MeKidS.best ,Medizinischer
KinderSchutz im Ruhrgebiet - Einrichtungsibergrei-
fende Zusammenarbeit zur verbesserten Detektion
und Versorgung bei Kindeswohlgefahrdung“ einen
fachlUbergreifenden, kooperativen und praventiven
Ansatz (MeKidS.best - www.mekids-best.de). Dabei
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wird der medizinische Kinderschutz standardisiert,
sektoreniibergreifend und in regionalen Netzwerken
erprobt und evaluiert. Eine kinderschutzmedizinische
Qualifizierung und Zertifizierung sowie die Akkreditie-
rung von medizinischen Kinderschutzgruppen in Klini-
ken wird durch die Deutsche Gesellschaft fir Kinder-
schutz in der Medizin (DGKiM - www.dgkim.de)
angeboten.

Mit den Voraussetzungen fiir eine Abrechenbarkeit
von Leistungen, die diesen komplexen Herausforde-
rungen gerecht werden, wird sich die Arbeitsgruppe in
einer zukinftigen Arbeitsphase beschéftigen.

Traumaambulanzen und
Therapiemoglichkeiten flichendeckend
gewahrleisten

Das neue Soziale Entschadigungsrecht regelt seit dem
1. Januar 2021 - erstmals - einen Rechtsanspruch auf
Leistungen einer Traumaambulanz. Ndheres soll die
geplante Traumaambulanz-Verordnung des BMAS re-
geln und die Versorgung Betroffener wesentlich ver-
bessern. Im Abschnitt 4.2.5 wird ndher darauf einge-
gangen.

Der Nationale Rat begriiRt diesen Schritt, der die be-
stehende ambulante und stationdre gesundheitliche
Versorgung Betroffener sinnvoll ausbaut und zudem
Rechtsverbindlichkeit fir diese wichtigen Angebote
schafft.

Aus den neuen Regelungen ergeben sich Anforderun-
gen an die Praxis fur eine gute Umsetzung. So kann
beispielsweise der Anspruch auf eine schnelle und
niedrigschwellige Versorgung nur realisiert werden,
wenn ausreichend Traumaambulanzen zur Verfiigung
stehen. Dieser Prozess wird durch den Nationalen Rat
begleitet.


http://www.mekids-best.de
http://www.dgkim.de

Gelingende Versorgung durch
Vernetzung, Qualifikation und
Weiterbildung

taten. Opfer von Gewalt kénnen fir das erlittene Un-
recht entschadigt werden. Passgenaue, ziigige und
wirksame Hilfen sollen die Folgen des erlittenen Un-

Der Nationale Rat setzt sich dafiir ein, dass alle Arztin-
nen und Arzte sowie Psychotherapeutinnen und -the-
rapeuten befahigt und qualifiziert werden, die erhalte-
nen Informationen zu verarbeiten, zu kontextualisieren
und addquate, betroffenenzentrierte Ldsungswege
aufzuzeigen. Es sollen traumaspezifische und auf die
spezifischen Bediirfnisse von Kindern und Jugendli-
chen sowie Erwachsenen ausgerichtete Inhalte in ent-
sprechenden Aus-, Fort- und Weiterbildungen weiter-
entwickelt und auch bekannt gemacht werden, um
eine breite Akzeptanz und Verbreitung zu erreichen. So
bietet beispielsweise die Deutschsprachige Gesell-
schaft fiir Psychotraumatologie (DeGPT) Schulungen
von Fachkriften (Arztinnen und Arzten, Psychologin-
nen und Psychologen, Psychotherapeutinnen und
-therapeuten, Padagoginnen und Piddagogen) im Rah-
men zertifizierter Curricula® an. Auch die Bundespsy-
chotherapeutenkammer (BPtK) hat 2016 gemeinsam
mit der Bundesarztekammer ein Fortbildungscurricu-
lum entwickelt, mit dem Psychotherapeutinnen und
Psychotherapeuten ihre Kenntnisse in der Behandlung
der posttraumatischen Belastungsstérung und ande-
rer Traumafolgestorungen vertiefen kdnnen.>

Neben der konsequenten Verbrechensbekampfung
und -vorbeugung tragt der Staat eine besondere Ver-
antwortung fur die Bewéltigung der Folgen von Straf-

rechts fiir Betroffene mildern beziehungsweise mini-
mieren.

Die Verwaltungs- und Gerichtsverfahren im Bereich
der Sozialen Entschadigung sind jedoch bisher fir vie-
le Betroffene von sexueller und hauslicher Gewalt, von
Menschenhandel und Ausbeutung erschwert. Aus die-
sem Grund hat der Bund bereits 2013 das Erganzende
Hilfesystem (EHS) unter anderem mit dem ,,Fonds Se-
xueller Missbrauch im familidren Bereich“ eingerichtet
und 2019 das Soziale Entschddigungsrecht reformiert.

Die umfangreiche Reform des neuen Sozialen Ent-
schadigungsrechts greift viele der bestehenden Prob-
lemstellungen auf. Die Regelungsdnderungen treten
im Wesentlichen zum 1. Januar 2024 in einem neuen
Sozialgesetzbuch, dem SGB XIV, in Kraft.® Ziel des
Gesetzes ist es, den Berechtigten alle notwendigen
Hilfen bereitzustellen, damit sie so schnell wie még-
lich wieder in ihren Alltag zuriickkehren und die Fol-
gen der Gewalttat bewaltigen kdnnen. Schnelle Hilfen
unterstiitzen Betroffene zeitnah in einem erleichter-
ten niedrigschwelligen Verfahren. Bereits seit dem
1. Januar 2021 besteht ein einklagbarer Anspruch Be-
troffener auf Leistungen einer Traumaambulanz. Ein
Fallmanagement unterstiitzt und begleitet Betroffene
im Antrags- und Verwaltungsverfahren. Eine neue Re-
gelung zur Beweiserleichterung bei der Kausalitats-
prifung psychischer Erkrankungen kommt insbeson-
dere Opfern sexueller oder psychischer Gewalt zugute.
Handlungen im Zusammenhang mit Missbrauchsab-
bildungen werden als neuer Entschadigungstatbe-
stand erfasst. Grundsatzlich unterfallen alle Taten ge-
gen die sexuelle Selbstbestimmung, unabhangig vom
Alter der Betroffenen, dem Uberarbeiteten Gewaltbe-
griff, der Voraussetzung fiir den Anspruch auf Leistun-
gen nach dem neuen SGB XIV ist.

51 https:/www.degpt.de/curricula/spezielle-psychotraumatherapie-mit-kindern-und-jugendlichen.html
52 https://www.bptk.de/wp-content/uploads/2019/01/20160428 2016-02-22 Curriculum Psychotherapie der Traumafolgestoerungen.pdf
53 BGBLIS.2652 (Nr.50).

% AG Hilfen*


https://www.degpt.de/curricula/spezielle-psychotraumatherapie-mit-kindern-und-jugendlichen.html
https://www.bptk.de/wp-content/uploads/2019/01/20160428_2016-02-22_Curriculum_Psychotherapie_der_Traumafolgestoerungen.pdf

Dieser Zielsetzung des Gesetzes, die Folgen der Tat
durch alle notwendigen Hilfen zu lindern, und der gro-
Ren Hoffnung, die Betroffene von Gewalt und das Hel-
fersystem in das Reformvorhaben gesetzt haben, muss
nun durch eine gute Umsetzung Rechnung getragen

® Gemeinsame Verstandigung des Nationalen Rates gegen sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen

ren kénnten davon alle von Gewalt Betroffenen, die
vor dem Sozialgericht Anspriiche aus dem Sozialen
Entschddigungsrecht verfolgen.

Entwicklung von abgestimmten
Vorgehensweisen und Handlungs-
leitfaden fiir die Verwaltungspraxis

werden. Das neue SGB XIV stellt das Verwaltungsver-
fahren zur Sozialen Entschadigung neu auf und die Ar-
beitsgruppe méchte die stringente Umsetzung dieser

Reform unterstlitzen und begleiten.

Das neue SGB XIV will eine passgenaue und effektive
Opferentschddigung erreichen. Daher ist es entschei-
dend, dass die Schwierigkeiten der aktuellen Praxis
durch die Umsetzung des neuen Sozialen Entschadi-
gungsrechts weiter vermindert und beseitigt werden.
Betroffene berichten von teilweise langen Bearbei-
tungszeiten, unsensibler und als retraumatisierend
empfundener Korrespondenz und belastender Begut-
achtungspraxis.

Breit angelegte Fortbildungsinitiativen

Fortbildungen unter anderem fiir die Sachbearbeitun-
gen in den Versorgungsamtern als auch fir Fallmana-
gerinnen und Fallmanager beférdern ein ziigiges,
Ubersichtliches, schonendes und betroffenensensibles
Verfahren. Der Nationale Rat sieht eine besondere Be-
deutung der Sozialgerichtsbarkeit bei der Umsetzung
des (neuen) Sozialen Entschadigungsrechts.

Im Gerichtsverfahren bedarf es nach Uberzeugung des
Nationalen Rates eines den Belangen der von sexueller
Gewalt betroffenen Kinder und Jugendlichen ebenso
wie den erwachsen gewordenen Betroffenen gerecht
werdenden sensiblen Umgangs der Richterinnen und
Richter - Uber die rein juristische Fachlichkeit hinaus.
Auch hierbei ist eine interdisziplindre Fortbildung un-
abdingbare Grundlage. Méglicherweise ware dariiber
hinaus die Einrichtung zentraler Fachkammern in den
Landern (wie etwa im Bereich des Vertragsarztrechts)
ein probates Organisationsinstrument, um das sonst
kleinteilig verstreute Soziale Entschadigungsrecht in
die Zustandigkeit einer Spezialkammer zu tiberfihren.
Optimalerweise sollten diesen Kammern speziell fort-
gebildete Richterinnen und Richter vorsitzen. Profitie-
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Eine Starkung der interdisziplindren Zusammenarbeit
soll unterstiitzen, Verfahrensgrundsatze wie beispiels-
weise die Anwendung der Kausalitdtserleichterung zur
bestarkten Wahrscheinlichkeit gut ,,auszufillen® und
umzusetzen. Fir einen effektiven und kooperativen
Ablauf des gesamten Verfahrens braucht es neben
Aus- und Fortbildung von Anfang an gut konzipierte
und abgestimmte Vorgehensweisen: von der friihen
Intervention in Traumaambulanzen, der Einbindung
des Fallmanagements, der strukturell zu verankernden
Einbindung von bereits vorhandenen guten Bera-
tungs- und Begleitangeboten und der geschulten be-
troffenensensiblen Korrespondenz bis zum Leistungs-
bescheid.

Der Nationale Rat méchte sich fir die zielgerichtete
Umsetzung des neuen Sozialen Entschadigungsrechts
stark machen und konkrete Handlungsleitfaden fir
die Praxis erarbeiten. Auch soll ein Konzept entwickelt
werden, wie die Nutzung von Beratungs- und Begleit-
angeboten zum Beispiel durch spezialisierte Fachbera-
tungsstellen eingebunden und aufgestellt werden
konnte.

Standards fiir Traumaambulanzen

Um die Etablierung von Standards fiir Traumaambu-
lanzen sowie eine ausreichende Versorgung mit Trau-
maambulanzen zur psychotherapeutischen Erstver-
sorgung nach dem SGB XIV zu unterstiitzen, bietet die
Deutschsprachige Gesellschaft fiir Psychotraumatolo-
gie (DeGPT) Unterstiitzung zur Entwicklung von Refe-
renzmodellen, die einen niedrigschwelligen Kontakt
erlauben und Kontinuitdt in der Beratung und aktive
bedarfsgerechte Weitervermittlung garantieren. Ent-
sprechende Modelle sollten evaluiert und begleitend



beforscht werden. Fiir die Ausbildung und Fortbildung
werden berufsiibergreifende Schulungsangebote be-
reitgestellt und bereits etablierte Curricula einge-
bracht.

Landerlbergreifend werden Standards fiir die Trauma-
ambulanzen entwickelt. Im Trauma-Netzwerk Nieder-
sachsen beispielsweise sind die Standards vertraglich
geregelt. RegelmaRige Trauma-Netzwerktreffen bie-
ten den Traumaambulanzen Raum fir regen Aus-
tausch und Gelegenheit, Standards zu sichern und
weiterzuentwickeln. Zudem sind in einigen Bundes-
landern seit Jahren sogenannte Erstberaterinnen und
Erstberater im Einsatz, die eine spezifische Aus- und
Fortbildung erfahren (Fallmanagement). Die Beratung
soll standardisiert und die Ergebnisse evaluiert wer-
den.

Vorangetrieben wird eine landeribergreifende Vernet-
zung mit allen internen und externen Akteurinnen und
Akteuren beispielsweise Uber die Bundesarbeitsge-
meinschaft der Integrationsamter und Hauptfirsor-
gestellen (BIH).

Absicherung des Fonds Sexueller
Kindesmissbrauch als notwendige
Erganzung zum SGB XIV

Da, wo die sozialrechtlichen Versorgungssysteme
nicht greifen, finanziert der Fonds Sexueller Miss-
brauch (FSM) Sachleistungen fiir Betroffene aus dem
familidaren Kontext. Von therapeutischen MaRnahmen
Uber Bildungsmafnahmen bis hin zu Hilfen zur indivi-
duellen Aufarbeitung kdnnen seit 2013 Leistungen bis
zu 10.000 Euro gewahrt werden, soweit sie geeignet
sind, die Folgen des Missbrauchs zu lindern. Die Zu-
gangsvoraussetzungen des FSM sind auf Empfehlung
des Runden Tisches Sexueller Kindesmissbrauch®*
niedrigschwellig konzipiert, die Hilfeangebote sind
speziell fir die Betroffenengruppe ausgelegt. Beim

FSM muss kein Tatnachweis erbracht werden und es
findet keine Bediirftigkeitspriifung statt. Der FSM bie-
tet damit weiterhin ein einzigartiges Hilfesystem, das
die Regelungen des neuen SGB XIV erganzt. Ein Teil
der Betroffenen benétigt weiterhin diese speziellen,
auf ihren Bedarf zugeschnittenen und niedrigschwelli-
gen Hilfen, sodass der FSM als notwendige Erganzung
zum SGB XIV langfristig abgesichert werden muss und
der Stichtag 30. Juni 2013 als Anspruchsvoraussetzung
entfallen sollte.

In dieser Arbeitsphase der AG ,Hilfen“ sind Herausfor-
derungen und Liicken im Rahmen der Gefdhrdungs-
und Risikoeinschatzung, Diagnostik sowie in den Hil-
feangeboten fiir Betroffene von sexueller Gewalt
identifiziert worden. Insgesamt sollten die Verfahren
interdisziplindrer, kindgerechter, betroffenensensibler
und partizipativer gestaltet werden. In den nachsten
Schritten der AG ,Hilfen® soll unter anderem erarbei-
tet werden, wie geschulte Ansprechpersonen fiir Ver-
dachtsfalle von sexueller Gewalt gegen Kinder und Ju-
gendliche etabliert werden und Verfahren zur
interdisziplindren Gefahrdungs- und Risikoeinschét-
zung, Diagnostik und Hilfeplanung konkret aussehen
kénnen und welche Voraussetzungen fiir deren Abre-
chenbarkeit erforderlich sind. Im Sozialen Entschadi-
gungsrecht soll die Entwicklung von Handlungsleitfa-
den und von Kriterien fiir ein betroffenensensibles
behordliches Verfahren vorangetrieben werden, um
die reformierten gesetzlichen Méglichkeiten fir die
Praxis besser nutzbar zu machen und eine umfangrei-
che Qualifizierung der Fachkrdfte zu unterstitzen.
Konzepte fiir eine kooperative Einbindung von Bera-
tungs- und Begleitangeboten in das Verfahren sollen
entwickelt werden. Zudem soll gepriift werden, ob
und wie eine Bestandsaufnahme zu bereits bestehen-
den Traumaambulanzen fiir Kinder und Jugendliche

Siehe auch Abschlussbericht des Runden Tisches ,Sexueller Kindesmissbrauch in Abhangigkeits- und Machtverhéltnissen in privaten
und o6ffentlichen Einrichtungen und im familidren Bereich®, S. 74-80, https://www.bmfsfj.de/blob/jump/93204/abschlussbericht-runder-

tisch-sexueller-kindesmissbrauch-data.pdf
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und fir Erwachsene unter Einbezug der Angebote fiir
Betroffene von komplexen Traumafolgestdrungen ge-
winnbringend sein kann.

Daruber hinaus wird sich die AG ,Hilfen“ mit Kinder-
schutzstrukturen an Kliniken, die Minderjahrige ver-
sorgen, dem Bedarf von Angeboten fiir sexuell Gber-
griffige Kinder und Jugendliche und der Entwicklung
von einheitlichen Fachstandards fiir die Arbeit mit
ebendiesen auseinandersetzen. Schlieflich sollen
auch die Partizipation von Betroffenen in der Hilfepla-
nung, Selbsthilfen fir Betroffene und Hilfen fir Tater
und Taterinnen naher in den Blick genommen werden.
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Hilfen missen sich an den spezifischen Bedarfen von
Betroffenen orientieren: Sie missen niedrigschwellig
sein, schnell und passgenau - und das in jeder Lebens-
phase. Denn sie sind der Schlissel fir individuelle Zu-
kunftsperspektiven immer dort, wo traumatische Er-
fahrungen Entwicklungsmdglichkeiten so vielfiltig
verhindern und die Gesundheit dauerhaft beeintrach-
tigen konnen. Dafiir macht sich der Betroffenenrat
beim UBSKM seit Jahren stark. Wir begriiRen sehr,
dass die Gemeinsame Verstandigung des Nationalen
Rates zwei Aspekte betont, die auch fiir uns immer
wieder wesentlich sind:

Zum einen ist die berufsgruppen- und sektoreniiber-
greifende Zusammenarbeit aller beteiligten Fachkraf-
te fir Betroffene von zentraler Bedeutung. Zum ande-
ren muss das Recht auf Partizipation grundlegend
sowohl fiir betroffene Kinder und Jugendliche als auch
fir erwachsen gewordene Betroffene konsequent um-
gesetzt werden. Nur UGber eine solche an den Betroffe-
nen orientierte Haltung aller beteiligten Unterstiit-
zungssysteme konnen Hilfen sachgerecht ansetzen
und addquat weiterentwickelt werden.

Rechtzeitige und zielgerichtete Interventionen wirken
fir Betroffene praventiv: Sie konnen dazu beitragen,
komplexe Traumafolgestérungen mit all ihren sozialen
Implikationen zu verhindern. Die Gemeinsame Ver-
standigung legt hierauf zu Recht einen Schwerpunkt.
Gleichzeitig gilt aber auch, dass in Deutschland Millio-
nen Menschen leben, die in ihrer Kindheit sexualisier-
ter Gewalt ausgesetzt waren und bis heute oftmals
keine addquate Versorgung finden oder erhalten. Be-
troffene brauchen bedarfsgerechte Psychotherapie,
betroffenenzentrierte Verfahren im Rahmen des Sozi-
alen Entschadigungsrechtes (SER) und Versorgungs-
strukturen, die wohnortnah verlasslich zur Verfligung
stehen.

% AG Hilfen*

Es fehlt bis heute an einem umfassenden gesellschaft-
lichen Verstandnis dafiir, dass die Folgen sexualisierter
Gewalt Menschen oft ein Leben lang begleiten und
Hilfebedarfe sowohl dauerhaft wie auch jederzeit neu
entstehen konnen. Solche Erfahrungen bis hin zu exis-
tenzieller Not brauchen individuelle Antworten.

Betroffenen fehlt oftmals die emotionale Kraft, fiir
sich geeignete Hilfestrukturen ausfindig zu machen,
auch weil diese im Sinne einer wohnortnahen, niedrig-
schwelligen Beratungs- und Versorgungsstruktur
nicht ausreichend zur Verfligung stehen. Deswegen ist
es so wichtig, dass jede betroffene Person einen An-
spruch hat auf Information und Zugang zu externer
Beratung wie beispielsweise das fachlich hochdiffe-
renzierte Angebot der spezialisierten Fachberatungs-
stellen. Diese miissen flichendeckend zur Verfiigung
stehen und ihre Finanzierung dauerhaft gesichert sein.
Deren Netzwerkstruktur ist ein Beispiel fiir gelingen-
de, multidisziplinare und betroffenenorientierte Hilfe.
Im Rahmen der Reform des Sozialen Entschadigungs-
rechts wurde die Option verankert, auf Landerebene
Kooperationsvereinbarungen zu schliefen, um fiir Be-
troffene eine solche externe, qualitativ hochwertige
Beratung und Begleitung in Verfahren sicherzustellen.
Der Betroffenenrat sieht darin einen wesentlichen und
notwendigen Baustein zur Verbesserung der Hilfen fir
Betroffene.

Die fiir den Bereich des Sozialen Entschadigungs-
rechts benannte Fortbildungsinitiative fiir Mitarbei-
tende der Verwaltungen sowie eine mégliche Biinde-
lung sozialgerichtlicher Verfahren in Spezialkammern
begriifen wir ausdriicklich.
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Verfahren, die einen moglichen sexuellen Missbrauch
oder den Vorwurf einer anderen Gewalt zum Nachteil
von Kindern und Jugendlichen zum Gegenstand ha-
ben, kénnen fiir die Betroffenen sehr belastend sein.

Strafverfahren nehmen insbesondere mit Blick auf das
kindliche Zeitempfinden oft viel Zeit in Anspruch und
sind in ihrer Zielsetzung und prozessual fir betroffene
Kinder schwer zu begreifen. Kindschaftsverfahren vor
den Familiengerichten prdagen mit ihren Entscheidun-
gen den Lebensweg von Kindern und Jugendlichen so-
wie ihren Eltern wesentlich.

Medial bekannt gewordene Fille von sexueller Gewalt
und Ausbeutung von Kindern sowie Analysen von pro-
blematischen Kinderschutzverldufen werfen regelma-
Rig auch Fragen zum straf- oder familiengerichtlichen
Verfahren auf: Wurde das Kind im familiengerichtli-
chen Verfahren angehért, wurde dem Kind zugehort
und seiner Meinung in Abhéngigkeit von der Reife an-
gemessenes Gewicht beigemessen, wurde es kindge-
recht befragt und wurde fiir das Kind ein Verfahrens-
beistand bestellt? Wurde das Kind im strafrechtlichen
Verfahren kindgerecht vernommen, war eine psycho-
soziale Prozessbegleitung eingebunden, wie wurde
das Anliegen der Eltern oder der Bezugspersonen des
Kindes, eine therapeutische Akutintervention fiir das
Wohl des Kindes heranzuziehen, behandelt? Kam es in
den Verfahren gegebenenfalls zu Fehleinschatzungen
und welche riskanten Denk- und Handlungsmuster
sowie fehlerbegiinstigende institutionelle Rahmenbe-
dingungen lassen sich erkennen und verandern?

Um diese Situation zu verbessern, wurden in den ver-
gangenen Jahren zahlreiche MaRnahmen ergriffen. So
wurden Kommissionen fiir eine Qualitatsentwicklung
im Kinderschutz eingerichtet®, Landesaktionsplane
und MaRnahmenkonzepte zum Schutz von Kindern
vor (sexueller) Gewalt entwickelt oder fortgeschrie-
ben* und Gesetzesdnderungen erreicht, um Opfer-

und Kinderschutz vor Gericht zu stdrken. Zu nennen
ist hier etwa die Verpflichtung, eine richterliche Video-
vernehmung zur Wahrung der schutzwiirdigen Inter-
essen von Betroffenen einer Sexualstraftat durchzu-
fihren, oder die Einfiihrung der psychosozialen
Prozessbegleitung. Der Nationale Rat begriiRt das Ge-
setz zur Bekdampfung sexualisierter Gewalt gegen Kin-
der, das deutliche Verbesserungen hin zu einem kind-
gerechten Verfahren vorsieht. So wird nunmehr in der
Strafprozessordnung ein ausdriickliches Beschleuni-
gungsgebot fir Verfahren mit minderjahrigen Opfer-
zeuginnen und -zeugen verankert. Zudem formuliert
das Gesetz konkrete Qualifikationsanforderungen fiir
Jugendrichterinnen und -richter, Jugendstaatsanwal-
tinnen und -staatsanwilte sowie fir Familienrichte-
rinnen und -richter. SchlieBlich sind wichtige Ande-
rungen im Bereich der Kindschaftssachen vorgesehen.
So erfolgt die personliche Anhorung des betroffenen
Kindes kiinftig altersunabhangig und das Familienge-
richt hat sich einen unmittelbaren Eindruck vom Kind
zu verschaffen. In besonders grundrechtssensiblen
Fallgruppen ist zudem verpflichtend ein Verfahrens-
beistand zu bestellen. AuRerdem wird erstmals ndher
geregelt, welche Qualifikationen fiir eine Bestellung
zum Verfahrensbeistand erforderlich sind.

Die Umsetzung der gesetzgeberischen Anderungen
hin zu kindgerechteren Verfahren muss weiterhin kon-
sequent vorangetrieben werden, insbesondere um
Verfahren mit kindlichen und jugendlichen Beteiligten
beziehungsweise (Opfer-)Zeuginnen und -Zeugen
moglichst wenig belastend zu gestalten. So werden
noch immer nicht an allen Strafgerichten richterliche
Videovernehmungen durchgefiihrt, haufig auch des-
wegen nicht, weil es an der technischen Ausstattung
fehlt. Nicht immer werden psychosoziale Prozessbe-
gleitungen eingebunden, auch wenn dies mdglich
wadre.

Kommission Kinderschutz Baden-Wiirttemberg, Abschlussbericht 2019, Kommission Kinderschutz Nordrhein-Westfalen, Enquete-
Kommission Hamburg ,Kinderschutz und Kinderrechte®, Abschlussbericht 2016.

Zum Beispiel Landesaktionsplan Hessen zum Schutz von Kindern vor (sexueller) Gewalt, Handlungs- und MafRnahmenkonzept der
nordrhein-westfilischen Landesregierung im Bereich ,Sexualisierte Gewalt gegen Kinder und Jugendliche - Pravention, Intervention

und Hilfen“

.0 AG ,Kindgerechte Justiz“



58

59 Leitlinien des Europarates fiir eine kindgerechte Justiz, 2010, S. 17.

Dabei gibt es zahlreiche Gestaltungs- und Handlungs-
spielrdume fir eine kindgerechte Ausgestaltung von
Strafverfahren, die entwicklungspsychologische As-
pekte einbezieht, bei gleichzeitiger Garantie eines
rechtsstaatlichen Verfahrens fiir die beschuldigte Per-
son. In familiengerichtlichen Verfahren belegten Be-
fragungen und Studien, dass Kinder und Jugendliche
teilweise noch nicht ausreichend rechtliches Gehor
finden. Zudem beschreiben Minderjihrige, die nicht
hinreichend Uber das familiengerichtliche Verfahren
aufgeklart wurden, das gerichtliche Verfahren als be-
angstigend und bedrohlich.’” Sie kénnen die Rollen
der einzelnen Akteurinnen und Akteure und die Be-
deutung des Verfahrens fir ihre Zukunft oft nicht ein-
ordnen.

Die Wirksamkeit der Regelungen wird fortlaufend vom
Bundesgesetzgeber iberpriift.

Kindgerechte Justiz meint ein Justizsystem, das die
Einhaltung und wirksame Umsetzung aller Kinder-
rechte gemaR VN-Kinderrechtskonvention®® und der
sie konkretisierenden Leitlinien des Europarates auf
dem héchstmdglichen Niveau garantiert. Die Grund-
prinzipien der VN-Kinderrechtskonvention sollen bei
der Umsetzung der nationalen Rechtsvorschriften be-
achtet werden: das Recht auf Leben und personliche
Entwicklung, den Vorrang des Kindeswohls, das Recht
auf Beteiligung.*®® Eine kindgerechte Justiz ist zugédng-
lich, altersgerecht, ziigig, sorgfdltig und auf die Be-
dirfnisse und Rechte des Kindes zugeschnitten und
fokussiert.

® Gemeinsame Verstandigung des Nationalen Rates gegen sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen

Der Nationale Rat hat sich zum Ziel gesetzt, die Rah-
menbedingungen fiir eine kindgerechte Justiz in der
Praxis zu verbessern. Die Arbeitsgruppe ,Kindgerechte
Justiz“ konzentriert sich in dieser ersten Arbeitsphase
auf vier Themenschwerpunkte und Zielsetzungen, bei
denen es sich um Grundpfeiler einer kindgerechten
Justiz handelt:

Verbesserte Qualitdt der Anhérung und der Vernehmung
von Kindern und Jugendlichen

Qualifizierte Fachkrifte
Verbesserter Zugang zum Recht
Interdisziplindre Kooperation

Um die bereits bestehenden gesetzlichen Moglichkei-
ten fir die Praxis besser nutzbar zu machen und Kom-
petenzen zu biindeln, sollen konkrete und in der Praxis
moglichst unmittelbar umsetzbare MaRnahmen in
Form von empfehlenden Handlungsleitfaden entwi-
ckelt werden.

In familien- und strafrechtlichen Verfahren kommt
der Anhérung beziehungsweise der Vernehmung der
betroffenen Kinder und Jugendlichen eine bedeuten-
de Rolle zu. Die Angaben von Kindern oder Jugendli-
chen sind wesentliche Aspekte des Verfahrens und
ohne sie erscheint eine am Kindeswohl orientierte
Entscheidung beziehungsweise eine rechtssichere Ur-
teilsfindung im Regelfall kaum madglich. Zugleich ist
jedoch zu beriicksichtigen, dass sich die Befragung
insbesondere jiingerer Kinder deutlich von der von Er-
wachsenen unterscheidet und hohe Anforderungen an

Studie ,Kindeswohl zwischen Jugendhilfe und Justiz*, Johannes Miinder, 2017, S. 369 ff., 447, Forschungsverbund der TU Berlin,

der OTH Regensburg und der FH Miinster.

Nach der VN-Kinderrechtskonvention ist ein Kind jeder Mensch, der das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, soweit die Volljahrigkeit
nach dem auf das Kind anzuwendenden Recht nicht frither eintritt. Eine Unterscheidung zwischen Kindern und Jugendlichen findet - im

Unterschied zum deutschen Recht - nicht statt.
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die befragende Person und deren Qualifikation stellt.
Ebenso spielt eine freundliche und altersgerechte
Umgebung eine Rolle. Eine kindgerechte Vernehmung
oder Anhérung setzt damit insbesondere voraus:

eine kindgerechte Umgebung,

eine entwicklungsgerechte und suggestionsfreie Be-
fragung durch

qualifizierte Befragende und

eine kindgerechte Durchfiihrung der richterlichen Video-
vernehmung (im strafrechtlichen Verfahren).

In der Praxis ist jedoch zu beobachten, dass gesetzliche
Méglichkeiten teilweise nicht ausgeschopft werden
und Handlungsunsicherheiten bei den beteiligten Ak-
teurinnen und Akteuren bestehen. In der Folge kann es
zu Befragungen durch Personen kommen, die in kind-
gerechter Kommunikation nicht hinreichend geschult
und erfahren sind, und in strafrechtlichen Verfahren
zudem zu belastenden und nicht zwingend notwendi-
gen Mehrfachvernehmungen. Teilweise wird im famili-
engerichtlichen Verfahren die Bestellung von Verfah-
rensbeistinden beziehungsweise von psychosozialen
Prozessbegleitungen im Strafverfahren versaumt.

Der Nationale Rat fihrt die Ergebnisse seiner Arbeits-
gruppenmitglieder zusammen und entwickelt neue
MaRnahmen, um Verbesserungen fiir eine effektivere
und kindgerechtere Gestaltung von Anhérungen und
Vernehmungen Minderjdhriger zu erwirken und struk-
turell zu beférdern.

Effektive und kindgerechte
Ausgestaltung strukturell beférdern

Fir eine effektivere und kindgerechtere Gestaltung
von Vernehmungen und Anhérungen von Kindern und
Jugendlichen hat die Arbeitsgruppe zu vier konkreten
Malnahmen gearbeitet:

Praxisleitfaden zur Anwendung kindgerechter Kriterien
flr das familiengerichtliche Verfahren

Praxisleitfaden zur Anwendung kindgerechter Kriterien
fur das strafrechtliche Verfahren
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Entwicklung einer Praxishilfe ,Wege zur Kompetenzbiin-
delung und Zustandigkeitskonzentration an Gerichten
und Staatsanwaltschaften®

Planung eines Musterleitfadens fiir die richterliche
Videovernehmung

Der Nationale Rat spricht sich fiir die Entwicklung ei-
nes unverbindlichen ,Praxisleitfadens zur Anwen-
dung kindgerechter Kriterien fiir das familienge-
richtliche Verfahren“ aus. Kindgerechte Kriterien, die
sowohl aus familienrechtlicher und kinderrechtlicher
Perspektive als auch aus entwicklungspsychologischer
Sicht erarbeitet sind, kdnnen Orientierung geben und
malgeblich dazu beitragen, das Problembewusstsein
bei der Ermittlung und Beachtung des Kindeswillens
und des Kindeswohls sowie der Beachtung von Kinder-
rechten im Verfahren zu stdrken. Die Koordinierungs-
stelle Kinderrechte des Deutschen Kinderhilfswerks
und die Monitoring-Stelle VN-Kinderrechtskonventi-
on des Deutschen Instituts fiir Menschenrechte setzen
sich seit vielen Jahren mit einer kinderrechtsbasierten
Ausgestaltung des familiengerichtlichen Verfahrens
auseinander. In einem gemeinsamen Pilotprojekt ent-
wickelten sie mit Expertinnen und Experten aus der
familiengerichtlichen Praxis ,Kinderrechtsbasierte
Kriterien fir das familiengerichtliche Verfahren®. Ziel
des Projekts ist es, einheitliche Kriterien in der famili-
engerichtlichen Praxis umzusetzen und zu erproben.
Die Erprobung der Kriterien wird dabei wissenschaft-
lich evaluiert.

Die Arbeitsgruppe ,Kindgerechte Justiz“ hat die Krite-
rien und das Vorhaben aufgegriffen, diskutiert und in
Form eines unverbindlichen Praxisleitfadens weiter-
bearbeitet. Der Praxisleitfaden enthalt Kriterien, zu
denen jeweils konkrete Handlungsempfehlungen ge-
geben werden. Bei den Kriterien handelt es sich um
Empfehlungen fir

die Durchfiihrung der Sachverhaltsermittlung von Amts
wegen am Malstab des Kindeswohls,

die umfassende Gewahrung rechtlichen Gehoérs in jeder
Instanz,



die sachkundige Unterstiitzung des Kindes durch Ge-
richt, Verfahrensbeistand und Jugendamt vor, wéhrend
und nach dem Verfahren,

die interdisziplindre Vernetzung und der Informations-
austausch zwischen allen beteiligten Fachkraften,

kindgerechte Informationen und Beratung zu Rechten
des Kindes und zum Verfahren,

die Vorbereitung vor der Anhorung und Ermittlung
spezifischer Bedirfnisse,

die kindgerechte Anhérungsgestaltung,
Unterstlitzung nach dem Verfahren und

Qualifikation und Fortbildung von Verfahrensbeistanden
und Richterinnen und Richtern.

Im weiteren Verlauf werden die Ergebnisse der Pro-
jektevaluation sowie die Expertise der Arbeitsgruppe
sKindgerechte Justiz“ in einem ,Praxisleitfaden zur
Anwendung kindgerechter Kriterien fir das familien-
gerichtliche Verfahren® zusammengefiihrt. Der Praxis-
leitfaden soll im Herbst 2021 den handelnden Akteu-
rinnen und Akteuren - moglichst (ber die
Justizverwaltungen der Bundesldnder - zur Verfiigung
gestellt werden, um so in die Praxis und damit in die
mogliche Umsetzung zu gelangen und eine daran ori-
entierte Weiterentwicklung ermoglichen.

Der Nationale Rat empfiehlt, den unverbindlichen
»Praxisleitfaden zur Anwendung kindgerechter Kri-
terien im Strafverfahren“ den handelnden Akteurin-
nen und Akteuren im Strafverfahren — moglichst Giber
die Justizverwaltungen der Bundeslander - zur Verfii-
gung zu stellen, um so in die Praxis und damit in die
Umsetzung zu gelangen. Zudem beflrwortet der Na-
tionale Rat, die kindgerechten Kriterien in einem Pi-
lotprojekt zu erproben und eine daran orientierte Wei-
terentwicklung zu ermdglichen. Konkrete Kriterien
und Handlungsempfehlungen fiir Polizei, Staatsan-
waltschaft und Gericht kénnen dabei helfen, die ge-
nannten Ziele in der Praxis gut umzusetzen und das
gesamte Strafverfahren sowohl ziigig als auch kindge-
recht durchzufiihren, ohne dabei die Richtlinien fiir
das Strafverfahren und das BuRgeldverfahren (RiStBV),
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zu denen der Praxisleitfaden nicht in Widerspruch
steht, zu wiederholen.

Der Praxisleitfaden kann dazu beitragen, bestehende
Handlungsunsicherheiten abzubauen und bei den Be-
troffenen Vertrauen in die Strafverfolgungsbehorden
zu schaffen sowie sie durch Beteiligung und Informa-
tion zu stiitzen. Der Leitfaden ist in die Abschnitte

Polizei,
Staatsanwaltschaft,

Ermittlungsrichterinnen und -richter (Vorgehen bei
Durchfiihrung einer richterlichen (Video-)Vernehmung
gemil § 58a StPO) und

Spruchrichterinnen und -richter

unterteilt. Innerhalb der Abschnitte werden (soweit
relevant) konkrete Empfehlungen fiir die Bereiche

kindgerechte Informationen und Beratung zu Rechten
des Kindes und zum Verfahren,

Zeugen- und Opferschutz im Verfahren,
interdisziplindre Vernetzung und Informationsaustausch,

psychosoziale und rechtliche Begleitung des Kindes
im Verfahren,

Vorbereitung vor der Vernehmung und Ermittlung spezi-
fischer Bedurfnisse,

kindgerechte Gestaltung der Vernehmung,

MaRnahmen nach der Vernehmung/dem Abschluss des
Verfahrens und

Qualifikation und Fortbildung

gegeben. Auch wenn es sich um eine unverbindliche
Empfehlung handelt, welche die richterliche Unab-
hangigkeit unberihrt dsst, kann der Praxisleitfaden
dazu beitragen, das eigene Problembewusstsein im
Interesse des Kindes zu stdrken. Ziel ist es, bei Polizei
und Justiz eine Perspektiverweiterung im Sinne der
VN-Kinderrechtskonvention und der Leitlinien des
Europarates fir eine kindgerechte Justiz anzuregen.



Der Nationale Rat spricht sich dafiir aus, eine Praxis-
hilfe ,Wege zur Kompetenzbiindelung und Zustan-
digkeitskonzentration an Gerichten und Staatsan-
waltschaften” zu entwickeln. Die Praxishilfe soll Wege
zur Konzentration gerichtlicher Zustandigkeiten und
zur Bildung von Ermittlungsschwerpunkten mit einer
Sonderzustandigkeit spezialisierter Jugendstaatsan-
waltinnen und Jugendstaatsanwalte bis hin zur Ein-
richtung von Schwerpunktgerichten und Schwer-
punktstaatsanwaltschaften aufzeigen. Richterinnen
und Richter sowie Staatsanwailtinnen und Staatsan-
walte gelten bislang liberwiegend als Generalisten, die
sich in allen Bereichen zurechtfinden missen. Doch
insbesondere bei sehr speziellen Gebieten mit beson-
deren Anforderungen, wie es etwa bei Jugendschutz-
verfahren der Fall ist, braucht es vermehrt Personen
mit Spezialkompetenz, um den besonderen Anforde-
rungen dieser Verfahren umfassend gerecht werden zu
kénnen. Das Gesetz zur Bekampfung sexualisierter Ge-
walt gegen Kinder und Jugendliche sieht hier bereits
besondere Qualifikationsanforderungen an die fir Ju-
gendschutzverfahren zustandigen Jugendrichterinnen
und Jugendrichter sowie Jugendstaatsanwaéltinnen
und Jugendstaatsanwilte fir den verstandigen und
einfiihlsamen Umgang mit kindlichen Zeuginnen und
Zeugen vor. Insbesondere kleinere Gerichte sehen sich
jedoch haufig vor der Herausforderung, dass fiir eine
echte Spezialisierung zu wenig Verfahren gefiihrt wer-
den, Fortbildungen wenig zielgerichtet erfolgen.

Ein Losungsweg kann hier die Einrichtung von ortlich
und sachlich konzentrierten Kompetenzzentren, nam-
lich Schwerpunktgerichten und -staatsanwaltschaften,
sein. An diesen konnten Stellen mit einer Gberwiegen-
den Zustandigkeit fir Jugendschutzverfahren geschaf-
fen werden. Gegeniiber der jetzigen Verteilung von Ju-
gendschutzdelikten auf eine Vielzahl von Gerichten
und Staatsanwaltschaften béten solche Kompetenz-
zentren folgende Vorteile:

gezieltere Fortbildungsméglichkeiten

hohe Routine bei der Durchfiihrung von Videoverneh-
mungen und Verhandlungen
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verbesserter fachlbergreifender Austausch mit Polizei,
Jugendamt, Fachberatungsstellen und anderen kinder-
schutzrelevanten Einrichtungen und Akteurinnen und
Akteuren

Einrichtung teurer Videotechnik nur an ausgewéhlten
Gerichten erforderlich

In der Arbeitsgruppe wurden neben den Vor- und mog-
lichen Nachteilen (etwa weitere Anfahrtswege fiir Zeu-
ginnen und Zeugen) insbesondere die Moglichkeiten
der praktischen Umsetzbarkeit von Kompetenzzentren
diskutiert. Die konkrete Praxishilfe soll neben den
moglichen rechtlichen Wegen zur Konzentration auch
Uberlegungen zu Vor- und Nachteilen und empirische
Erkenntnisse aus vorhandenen Untersuchungen auf-
zeigen und damit Prozesse in den Landern unterstit-
zen, die sich mit solchen Fragen der Kapazitatsbildung
auseinandersetzen.

Der Nationale Rat empfiehlt, einen unverbindlichen
Musterleitfaden zur richterlichen Videovernehmung
zu erstellen. Die richterliche Videovernehmung ist ein
wesentliches opferschiitzendes Element im strafrecht-
lichen Ermittlungsverfahren. Im Idealfall wird hiermit
friihzeitig die Aussage des Kindes gesichert, einem Er-
innerungsverlust entgegengewirkt und dem Kind eine
erneute Vernehmung in der Hauptverhandlung erspart.
Dies gelingt jedoch nur bei einer sorgfiltigen Vorberei-
tung und qualifizierten Durchfiihrung der Verneh-
mung. Insbesondere bei Ermittlungsrichterinnen und
-richtern, die nur selten solche Vernehmungen durch-
fihren, kénnen Unsicherheiten bestehen, etwa hin-
sichtlich der korrekten und zugleich kindgerechten Be-
lehrung ber Zeugnisverweigerungsrechte, der
Beachtung der Anwesenheitsrechte und des konkreten
Ablaufs sowie der Art der Befragung. Um diesen Unsi-
cherheiten entgegenwirken zu kénnen, wurde in der
Arbeitsgruppe diskutiert, was eine gute Videoverneh-
mung ausmacht und welche Punkte besonders zu be-
riicksichtigen sind. Diskussionsgrundlage war der
~Flensburger Leitfaden, der bereits seit mehreren Jah-
ren in Schleswig-Holstein Anwendung findet. Neben
den rechtlichen Grundlagen enthilt dieser Leitfaden
auch Checklisten fiir Staatsanwaltschaft und Gericht
sowie Verfiigungs- und Beschlussmuster, um ihn best-
moglich fir die Praxis nutzbar zu machen.



Der Nationale Rat unterstiitzt die Entwicklung eines
bundesweit einsetzbaren unverbindlichen Musterleit-
fadens fur die richterliche Videovernehmung, nach
Vorbild des ,,Flensburger Leitfadens®, um Richterinnen
und Richtern eine effektive Handlungsorientierung zur
Verfligung stellen zu kénnen. Landesspezifische Be-
sonderheiten waren regional einzufiigen, um einen
Einsatz in jedem Gerichtsbezirk zu ermdglichen. Der
Nationale Rat weist zudem darauf hin, dass die Durch-
fihrung richterlicher Videovernehmungen nicht an der
fehlenden technischen Ausstattung einiger Gerichte
scheitern darf, und macht sich fir eine flichendecken-
de Ausstattung der Gerichtsbezirke mit Videoverneh-
mungsanlagen beziehungsweise fiir die Vernehmung
an Schwerpunktgerichten stark.

Am 16. Juni 2021 fand die Justizministerkonferenz
statt. Die Justizministerinnen und Justizminister beto-
nen, dass die richterliche Videovernehmung ein wichti-
ges Instrument zur Wahrung der Interessen von be-
sonders schutzbedirftigen Verletzten, insbesondere
Kindern und Jugendlichen, aber auch zur Sachverhalts-
aufklarung und Beweissicherung darstellt. Sie sind der
Auffassung, dass gemeinsam erarbeitete Vorgaben die
praktische Umsetzung des § 58a StPO erleichtern und
eine qualitativ gleichmaRige Durchfiihrung richterli-
cher Videovernehmungen begiinstigen kdnnen. Die
Justizministerinnen und Justizminister bitten deshalb
den Strafrechtsausschuss, eine Arbeitsgruppe unter
Beteiligung von Praktikerinnen und Praktikern mit der
Erarbeitung eines bundeseinheitlichen Leitfadens fiir
die richterliche Videovernehmung gemal} § 58a StPO
zu beauftragen. Dieser Leitfaden sollte neben Hinwei-
sen und Handlungsempfehlungen zu den Vorausset-
zungen und dem Ablauf der richterlichen Videover-
nehmung auch Empfehlungen zu den raumlichen und
technischen Rahmenbedingungen und den Anforde-
rungen an die Spezialisierung und Fortbildung des
richterlichen Personals sowie Mustervorlagen fiir An-
trage und Beschliisse enthalten.

® Gemeinsame Verstandigung des Nationalen Rates gegen sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen

Evaluation von kindgerechten Verfahren
im familiengerichtlichen Verfahren

und im Strafverfahren und Forschung
zu Glaubhaftigkeitsbegutachtung im
Strafverfahren

Mit dem Ziel, die Wirksamkeit familiengerichtlicher
MaRnahmen zu erforschen, haben die Lander auf Ini-
tiative Baden-Wirttembergs im Bundesrat eine Ent-
schlieBung zur wissenschaftlichen Evaluierung von
Kinderschutzverfahren gefasst (BR-Drs. 361/20 - Be-
schluss). Die EntschlieRung wurde damit begriindet,
dass wissenschaftliche Erkenntnisse tiber den Verlauf
von kinderschutzrechtlichen Anordnungen bislang
fehlen. Der Nationale Rat begriilt diese Entschliefung
und ist bereit, eine etwaige Evaluation unterstiitzend
zu begleiten. Denn fiir die Qualitatsentwicklung im
Kinderschutz braucht es die Entwicklung einer forder-
lichen Fehlerkultur, in der die Analyse von Schwach-
stellen und das konstruktive Benennen von Fehlern
ein zentrales Element darstellt. Der Nationale Rat
weist an dieser Stelle darauf hin, dass es auch im Be-
reich des Strafrechts wissenschaftlicher Studien zur
systematischen Evaluation der Rechtspraxis bedarf,
insbesondere zur Anwendung bestehender opfer-
schiitzender Normen in Ermittlungs- und Strafverfah-
ren und deren Auswirkung auf Betroffene, zur Einstel-
lungs- und Verurteilungspraxis der Gerichte in
Jugendschutzsachen sowie zur Verfahrensdauer.

Daneben wird die Evaluierung der Prozesse in den neu
errichteten Childhood-H&usern®® wichtige Erkennt-
nisse fir die Qualitdtsentwicklung und die Zusam-
menarbeit im Kinderschutz hervorbringen (siehe auch
Abschnitt ,Kindgerecht ausgestattete Raumlichkeiten
und Childhood-Hauser“). Die Unabhingige Kommissi-
on zur Aufarbeitung sexuellen Kindesmissbrauchs
wird eine Fallstudie zu Formen und Umstdnden von
sexualisierter Gewalt in Familien zur Verfligung stel-
len, die im Herbst 2021 veréffentlicht wird. Sie plant
zudem, im Jahr 2021 eine Fallstudie zur Arbeit der Ju-

Zum Beispiel Evaluation des Childhood-Hauses in Hessen, siehe dazu auch Ausfithrungen im Abschnitt ,,Kindgerecht ausgestattete

Riumlichkeiten und Childhood-Héuser"
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gendamter und anderer Institutionen im Zusammen-
hang mit sexuellem Kindesmissbrauch in Auftrag zu
geben, und leistet damit einen wichtigen Beitrag zur
Entwicklung einer férderlichen Fehlerkultur.

Fir die Beurteilung der Glaubhaftigkeit von Aussagen
in Strafverfahren sind aktuelle wissenschaftliche und
empirische Erkenntnisse von groRer Bedeutung. So
fihrt beispielsweise die Klinik fur Kinder- und Jugend-
psychiatrie/Psychotherapie am Universitatsklinikum
Ulm Vorstudien zu empirischen Befunden zur Glaub-
haftigkeitsbegutachtung durch, auch im internationa-
len Kontext. Aktuelle Befunde sollen im Nationalen
Rat vorgestellt werden. Der Nationale Rat wird sich in
der nachsten Arbeitsphase vertieft mit diesem Thema
auseinandersetzen.

Effektivierung und Reduzierung der
durchgefiihrten Befragungen

Um Vernehmungen kindgerecht zu gestalten, ist es
wichtig, tatbezogene Befragungen von Kindern zu se-
xueller Gewalt auf das zwingend notwendige Mal} zu
reduzieren. Mitglieder®® im Nationalen Rat ergreifen
und entwickeln dafiir folgende MaRnahmen:

Hinwirken auf die verstérkte und effektive Durchfiihrung
der richterlichen Videovernehmung gemaR § 58a StPO
im Ermittlungsverfahren

Herstellung der Rahmenbedingungen, um die richterliche
Vernehmung auch fiir die Erstellung aussagepsycholo-
gischer Gutachten/Einschatzungen zu nutzen

Moglichkeiten zur Erleichterung einer Verwertung
von strafgerichtlichen Videovernehmungen kindlicher
Opferzeuginnen und Opferzeugen im familiengericht-
lichen Verfahren

Aufbau von Kooperationen zwischen Staatsanwaltschaft/
Strafgericht mit dem Familiengericht zu Méglichkeiten
der Koordinierung gutachterlicher Befragungen

Austausch der Ermittlungsrichterinnen und -richter mit
den Jugendrichterinnen und -richtern zur Verbesserung
der ermittlungsrichterlichen Videoaufzeichnungen zur
Vermeidung von Mehrfachvernehmungen durch ergan-
zende Befragungen in der Hauptverhandlung

Unverbindliche Leitfaden wie der ,Flensburger Leit-
faden fir die richterliche Videovernehmung von Zeu-
gen, Version 2“ dienen als Handlungsempfehlung fir
Richterinnen und Richter sowie Staatsanwaltinnen und
Staatsanwalte und enthalten unter anderem Vorschléage
fir die Vernehmung von Kindern

Der Nationale Rat spricht sich dafiir aus, eine Be-
standsanalyse zur tatsdchlichen Anwendung der rich-
terlichen Videovernehmung zu erarbeiten. Diese soll
konkrete Weiterentwicklungsbedarfe ermitteln. Er be-
grift daher, dass in der Neufassung der Anordnung
Uber die Erhebung von statistischen Daten in Straf-
und BuRgeldsachen (StP/OWi-Statistik) kiinftig ein
Vordruck enthalten sein soll, mit dem der Aufwand der
Richterinnen und Richter an den Amtsgerichten fir
die Durchfiihrung von nach § 58a Absatz 1 Satz 3 StPO
verpflichtend vorgeschriebenen audiovisuellen Ver-
nehmungen von Opfern von Sexualstraftaten erfasst
werden soll. Ebenso begriiRt der Nationale Rat die
vorgesehene Aufnahme der Erfassung des Aufwands
der Staatsanwaéltinnen und Staatsanwailte fir die Teil-
nahme an audiovisuellen Vernehmungen nach § 58a
Absatz 1 Satz 3 StPO in die Anordnung tiber die Erhe-
bung von statistischen Daten bei den Staats- und
Amtsanwaltschaften (StA-Statistik). Dadurch kann der
Umfang solcher Vernehmungen kiinftig besser nach-
vollzogen werden. In diesem Zusammenhang wird
auch die Berliner Statistik zur vernehmungsersetzen-
den Verwendung der ermittlungsrichterlichen Video-
vernehmung begriiRt. Diese gibt einen Uberblick tiber
die quantitative Effektivitat der ermittlungsrichterli-
chen Videovernehmung. Die ausfihrliche Statistik
enthalt Angaben fir jedes Verfahren, ob und inwieweit
im Falle der Anklageerhebung die Videovernehmung
vernehmungsersetzend eingesetzt wurde.

61 So etwa an Gerichten in Berlin, Baden-Wirttemberg, Schleswig-Holstein und Bremen.
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Um Anhdérungen so wenig belastend wie moglich zu
gestalten, wird die familiengerichtliche Anhérung be-
troffener Kinder mitunter an einem anderen Tag
durchgefiihrt als die Anhdrung der Eltern. Mitglieder
des Nationalen Rates berichten, dass sie — wann im-
mer moglich und in Abwégung der betroffenen Inter-
essen - die Anhorung von Kindern nur durch eine
Richterin oder einen Richter des Senats durchfiihren,
um eine Einschiichterung des Kindes méglichst zu
vermeiden. Soweit bestellt, werden familiengerichtli-
che Anhérungen nach Méglichkeit immer in Anwesen-
heit des Verfahrensbeistands durchgefihrt (§ 159 Ab-
satz 4 Satz 3 FamFG).

Der Nationale Rat begriiRt das vom Bundesministeri-
um der Justiz und furr Verbraucherschutz initiierte und
von den Landesjustizverwaltungen unterstiitzte Pilot-
projekt einer Blended-Learning-Fortbildung zum The-
ma ,Entwicklungsgerechte, vollstandige und suggesti-
onsfreie Kindesanhdrung®. Das Fortbildungsangebot
richtet sich in erster Linie an Richterinnen und Richter
in der Familiengerichtsbarkeit. Im Rahmen des Blen-
ded Learnings sollen theoretische und praktische
Kompetenzen fiir eine sach- und entwicklungsgerech-
te sowie vollstindige und suggestionsfreie Kindesan-
hérung erlernt werden. Hierfiir werden im Rahmen
des E-Learnings die rechtlichen Rahmenbedingungen
sowie wichtige Aspekte der Vorbereitung und Durch-
fihrung der Kindesanhérung thematisiert. Durch
praktische Fallbeispiele und Rollenspiele sollen die
Kenntnisse in der Prasenzveranstaltung vertieft wer-
den. Das im Rahmen des Pakts fir den Rechtsstaat
entwickelte Pilotprojekt ist am 29. Marz 2021 erfolg-

OLG Frankfurt a. M., AG Bremen, AG Minchen u. a.

® Gemeinsame Verstandigung des Nationalen Rates gegen sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen

reich gestartet und soll im Sommer 2021 evaluiert
werden.

Kindgerecht ausgestattete
Raumlichkeiten und Childhood-Hauser

Eine geschiitzte und vertrauensvolle Atmosphére ist
fur den Erfolg von Anh&rungen und Vernehmungen
essenziell. Daher wurden und werden bereits an vielen
Familiengerichten kindgerechte Anhdrungszimmer
eingerichtet. Auch im Bereich des Strafrechts gibt es
teilweise bereits kindgerechte Vernehmungszimmer,
die durch die zustdndigen (Ermittlungs-)Richterinnen
und -Richter fir (Video-)Vernehmungen minderjahri-
ger Zeuginnen und Zeugen im Ermittlungsverfahren
genutzt werden.®

Der Nationale Rat begriiRt, dass in immer mehr deut-
schen Stadten auch sogenannte Childhood-Hauser®
errichtet werden. Ein Childhood-Haus ist eine kinder-
freundliche, multidisziplindre und behérdeniibergrei-
fende ambulante Anlaufstelle fiir Kinder und Jugend-
liche, die Opfer oder Zeuginnen bzw. Zeugen von
sexueller und korperlicher Gewalt geworden sind.
Kompetenzen des fachkundigen Personals aus Medi-
zin, Psychologie, Sozialpddagogik sowie bei Strafver-
folgung aus Polizei und Justiz werden in kindgerechter
Umgebung gebiindelt und ein traumasensibler Ablauf
der jeweils notwendigen Prozesse unter Beachtung ei-
ner altersgerechten und informierten Partizipation der
Betroffenen ermoglicht. Eine notwendige Evaluierung
der Prozesse wird wichtige Erkenntnisse dazu bringen.

Bisher wurden in vier Bundesldndern - Sachsen, Baden-Wiirttemberg, Berlin und Nordrhein-Westfalen - Childhood-H&user er6ffnet,
die jeweils als lokale Modellprojekte durch die World Childhood Foundation initiiert wurden. Die Hauser werden an bestehende Kinder-
schutzstrukturen des Gesundheitssystems oder zukiinftig auch der Jugendhilfe als lokale Triger angegliedert. Aufgrund der verfahrens-
und strukturbedingt unterschiedlichen Aufgaben der verschiedenen Systeme sowie der nicht deckungsgleichen Einzugsgebiete der
Kernkooperationspartner Medizin/Psychologie, Polizei, Justiz und Jugendhilfe miissen Zugangswege, Kooperationen und Prozessabliufe
lokal stets neu definiert und lokale behordliche Kinderschutzstrukturen berticksichtigt werden. Die Anschubfinanzierung erfolgte

bisher tiber die World Childhood Foundation, die Stellung lokaler Ressourcen durch die jeweiligen Trager und an zwei Standorten zusitz-
lich durch eine Teiluntersttitzung durch 6ffentliche Mittel. In 15 Bundesldndern finden aktuell Gespréache oder bereits fortgeschrittene
Projektplanungen statt. Das Land Hessen hat sich bereits zur Ubernahme eines Grofteils der Anschubfinanzierung und der nachhaltigen
Finanzierung des ersten hessischen Childhood-Hauses bereit erklart und weitere Landesregierungen haben ihre Bereitschaft signalisiert,
in der Mittel- und Langfristfinanzierung des laufenden Unterhalts der Childhood-Hé&user zu unterstiitzen.
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Jugendschutzverfahren und familienrechtliche Ver-
fahren, die das Kindeswohl zum Gegenstand haben,
erfordern eine hohe Expertise und Qualifikation der
handelnden Akteurinnen und Akteure. Familienrichte-
rinnen und -richter entscheiden nicht lediglich tiber
einen vergangenen Sachverhalt (wie in den meisten
Rechtsgebieten), sie prognostizieren zukiinftige Ent-
wicklungen und greifen durch ihre Entscheidung
grundlegend in die Gestaltung des Familienlebens ein.
Vor dem Hintergrund der besonderen Verletzlichkeit
und Schutzbediirftigkeit der beteiligten Kinder und Ju-
gendlichen reichen Rechtskenntnisse allein nicht aus.
Vielmehr sind zusatzlich spezifische (entwicklungs-)
psychologische und (sozial-)padagogische Grund-
kenntnisse sowie Erfahrung in der altersgerechten
Kommunikation mit Kindern erforderlich.

Durch die Anderung® des Gerichtsverfassungsgesetzes
(GVG) wird verbindlich geregelt, dass Richterinnen und
Richter in Familiensachen ber belegbare Kenntnisse
auf den Gebieten des Familienrechts, insbesondere des
Kindschaftsrechts, des Familienverfahrensrechts und
der fiir das Verfahren in Familiensachen notwendigen
Teile des Kinder- und Jugendhilferechts verfligen sol-
len. Um der besonderen Verletzlichkeit und Schutzbe-
dirftigkeit der beteiligten Kinder und Jugendlichen ge-
recht zu werden, sollen zudem belegbare
Grundkenntnisse der Psychologie, insbesondere der
Entwicklungspsychologie des Kindes, sowie der Kom-
munikation mit Kindern vorliegen. Zudem verankert
das Gesetz zur Bekdmpfung sexueller Gewalt erstmals
die Voraussetzungen der personlichen und fachlichen
Eignung von Verfahrensbeistanden in familiengericht-
lichen Verfahren. Im Bereich des Strafrechts werden
durch eine Ergdnzung des Jugendgerichtsgesetzes
(JGG) die besonderen Qualifikationsanforderungen an
Jugendrichterinnen und Jugendrichter sowie Jugend-
staatsanwiltinnen und Jugendstaatsanwilte verbindli-
cher und umfassender als bisher gestaltet.

Sie sollen neben der erzieherischen Befdhigung und
der Erfahrung in der Jugenderziehung iber Kenntnisse
auf den Gebieten der Kriminologie, Padagogik und So-
zialpadagogik sowie der Jugendpsychologie verfiigen.
Hierdurch soll sichergestellt werden, dass flr den Be-
reich der Jugendschutzdelikte zustandige Richterinnen
und Richter sowie Staatsanwaltinnen und Staatsanwal-
te ihrer verantwortungsvollen Aufgabe bestmdoglich
nachkommen kdénnen, wobei allerdings auch Beriick-
sichtigung finden muss, dass die Zustdndigkeit fur Ju-
gendschutzverfahren zwar Gberwiegend, aber nicht
ausschlieRlich bei den Jugendgerichten liegt (§ 26
GVG). Der Umsetzungsprozess der genannten Rege-
lungen, der vom Bundesgesetzgeber begleitet, beob-
achtet und ausgewertet wird, ist von zentraler Bedeu-
tung.

Erforderlich sind jedoch auch zeitliche Ressourcen fiir
qualitatssichernde MaRnahmen wie interdisziplinare
Austauschformate, (kollegiale) Supervision und Fort-
bildungen. Haufig werden Dezernate wahrend einer
Fortbildung nicht entlastet und der konkrete Arbeits-
anfall, der wéhrend einer Fortbildung ,liegen bleibt*,
fihrte nicht selten zur Entscheidung gegen die Fortbil-
dungsmalnahme. Der Pensenschliissel der Richterin-
nen und Richter sowie Staatsanwailtinnen und Staats-
anwilte muss entsprechend angepasst werden.
Kollegiale Fallsupervisionen dienen einer reflexiv-kriti-
schen Auseinandersetzung und damit der Qualitétssi-
cherung. Zudem sind sie auch deshalb wichtig, weil
strafrechtliche Jugendschutzverfahren und familienge-
richtliche Kindschaftssachen auch fiir Entscheidungs-
tragerinnen und -trdger belastend sein kénnen. Ziel
sollte es daher sein, allen beteiligten Stellen die Mog-
lichkeit einer (kollegialen) (Fall-)Supervision zu bieten.

Der Nationale Rat macht sich dafiir stark, MaRnahmen
fur die gezielte Qualifizierung der am Verfahren betei-
ligten Fachkrdfte umzusetzen und auf den Weg zu
bringen. Ein besonderer Fokus liegt dabei auf der Fort-
und Weiterbildung von Richterinnen und Richtern so-
wie Staatsanwiltinnen und Staatsanwalten, die mal3-

64 Gesetz zur Bekdmpfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder, BT-Drs. 19/24901.
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geblichen Einfluss auf die Gestaltung des Verfahrens
haben.

Qualifikation, Fort- und Weiterbildung
von Richterinnen und Richtern,
Staatsanwailtinnen und Staatsanwilten

Ankniipfend an die neu aufgenommenen besonderen
Qualifikationsanforderungen im GVG und JGG wird
vielerorts® das Aus- und Fortbildungsangebot fiir die
Richterschaft und Staatsanwaltschaft ergdnzt. Dabei
stehen insbesondere nicht-juristische Inhalte im Fokus
(unter anderem entwicklungspsychologische Aspekte,
Moglichkeiten und Grenzen der aussagepsychologi-
schen Begutachtung sowie psychotraumatologische
Aspekte des Strafverfahrens bei Sexualdelikten). So
bietet beispielsweise der ,Fortbildungsverbund nord-
deutscher Lander“®® Fortbildungsveranstaltungen zum
familienrechtlichen Dezernat eigens fiir Dezernats-
wechslerinnen und -wechsler an. Hier ist zudem die
Einrichtung eines Beratungsangebots fiir Ermittlungs-
richterinnen und -richter bei aussagepsychologischen
Fragestellungen beabsichtigt. Fiir die mit der Verneh-
mung von Opferzeuginnen und -zeugen befassten
Richterinnen und Richter soll zudem eine fachliche Su-
pervision in Verbindung mit fallbezogener Fortbildung
zur Verfugung gestellt werden. Dabei sollen auch vor-
handene und fiir Fortbildungszwecke freigegebene
Aufnahmen von durchgefiihrten Videovernehmungen
gemeinsam besprochen werden. Vor dem Hintergrund,
dass Verfahren wegen sexuellen Missbrauchs auch fiir
die verfahrensfiihrenden Personen haufig belastend
sind, wird in Berlin zudem eine Bezuschussung fir die
Durchfiihrung von Gruppensupervisionen fiir Richte-
rinnen und Richter sowie Staatsanwaéltinnen und
Staatsanwilte geleistet.

So etwa Sachsen, Berlin, Nordrhein-Westfalen.

® Gemeinsame Verstandigung des Nationalen Rates gegen sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen

Der Deutsche Familiengerichtstag setzt sich seit vielen
Jahren fiir eine verpflichtende Fort- und Weiterbil-
dung aller an familiengerichtlichen Verfahren beteilig-
ten Akteurinnen und Akteure, insbesondere auch der
Familienrichterinnen und -richter, ein. Dabei unter-
streicht er auch die Wichtigkeit professionsiibergrei-
fender Fortbildungen unter Einbindung von Rechtsan-
waltinnen und Rechtsanwalten, Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Jugenddamter und Verfahrensbeistan-
den und fordert einen héheren Stellenwert von Fami-
lienrecht und Kinderschutz in der richterlichen Ausbil-
dung sowie der Ausbildung von Fachkraften fir die
Jugendamter.

Der Nationale Rat unterstitzt es, digitale Fortbildungs-
formate als Ergdnzung zu Prasenzveranstaltungen zu
etablieren. Diese ermdglichen flexible Fortbildungsge-
staltung und Entlastung bei der taglichen Arbeit im De-
zernat. So werden E-Learning-Angebote entwickelt und
modellhaft erprobt. Das interdisziplindre E-Learning-
Angebot ,Basiswissen Kinderschutz Baden-Wirttem-
berg“® soll facheriibergreifendes Verstandnis schaffen
und Basiswissen unter anderem zum Schutz von Kin-
dern vor sexuellem Missbrauch vermitteln. Das vom
Bundesfamilienministerium geférderte E-Learning-
Programm ,,Gute Kinderschutzverfahren® richtet sich
mit einem webbasierten interdisziplindren Fortbildungs-
programm an Familienrichterinnen und Familienrichter,
Jugendamter, Tragerinnen und Trager der Erziehungs-
hilfe, Verfahrensbeistinde, familienpsychologische
Sachverstandige sowie Fachanwiltinnen und Fachan-
wilte fir Familienrecht.®® Dieses Fortbildungspro-
gramm umfasst zum einen rechtliche Grundlagen zum
Familienrecht und Verfahrensrecht in Kindschafts-
sachen, Informationen zur Stellung des Kindes im Ver-
fahren, insbesondere einer kindgerechten Anhérung,
zur Zusammenarbeit der professionellen Akteurinnen

Sog. Nordverbund, der aus den Landern Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Sachsen,

Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein besteht.

Klinik fiir Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psychotherapie (KJP), Universititsklinikum Ulm, Fegert, J. M.

Klinik fiir Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psychotherapie (KJP), Universitdtsklinikum Ulm, Fegert, J. M.; Schumann, E., Uni G6ttingen;
Kindler, H., DJI; Meysen, T., SOCLES. https://guteverfahren.elearning-kinderschutz.de/
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und Akteure und zum Ablauf von Kinderschutzverfah-
ren. Zum anderen schult ein Vertiefungsmodul Fach-
kréfte in den Fachberatungsstellen, in den Jugenddam-
tern und die insoweit erfahrenen Fachkrafte zur
Erstellung von Stellungnahmen zur Gefahrdungsein-
schitzung und zum Gewaltschutz. AuRerdem werden
tatsachen-wissenschaftliche Grundlagen vermittelt,
unter anderem zu Misshandlungsformen und -folgen,
zur Entwicklungspsychologie und Entwicklungspsy-
chopathologie. Die Lerninhalte werden anhand von
Grundlagen- und Handlungswissenstexten, Anwen-
dungsaufgaben, Interviews mit Expertinnen und Exper-
ten und Best-Practice-Videos vermittelt.

Im Rahmen des vom Bundesministerium der Justiz
und firr Verbraucherschutz initiierten Pilotprojekts zur
Entwicklung von Blended-Learning-Fortbildungen
wurde die zentrale Plattform www.justizfortbildun-
gen.de entwickelt, auf der E-Learning-Fortbildungen
fir Richterinnen und Richter sowie fiir Staatsanwal-
tinnen und Staatsanwilte angeboten werden, die
durch Prisenzveranstaltungen zur praktischen Ubung
ergdnzt werden.

Um die professionelle Bearbeitung familiengerichtli-
cher und jugendstrafrechtlicher Verfahren zu unter-
stlitzen, halten es die Mitglieder des Nationalen Rates
fur sinnvoll, dass Richterinnen und Richter entweder
ausschlielRlich oder zumindest Gberwiegend Familien-
sachen beziehungsweise Jugendstrafverfahren bear-
beiten, sodass sich eine ausreichende Expertise und
Erfahrung in dem jeweiligen Rechtsgebiet rasch ein-
stellen kann. Anzustreben ist weiterhin eine Kontinui-
tat und Konstanz in der Dezernatsbesetzung.

Qualifikation, Fort- und Weiterbildung
von weiteren Fachkriften

Spezialisierte Nichtregierungsorganisationen engagie-
ren sich flr die Rechte von Opfern bestimmter Strafta-
ten in gerichtlichen Verfahren und geben ihr Wissen in
Schulungen weiter, vor allem an Fachkrafte der Er-
mittlungsbehoérden, der Kinder- und Jugendhilfe, aber
auch an Richterschaft und Staatsanwaltschaft — auch
fir ,Spezialthemen“ wie Menschenhandel zum Nach-
teil von Minderjdhrigen sensibilisieren sie zu speziellen
Opferrechten auf diesem Gebiet.*®

Auch Strukturen der Kinder- und Jugendhilfe bieten
Fachkraften Schulungen zum Kinderschutz an, um Ba-
siswissen und Kenntnisse zu jugendamtsinternen Ver-
fahren bei Verdacht auf sexuellen Missbrauch zu ver-
mitteln.”®

Gewaltschutzambulanzen bzw. rechtsmedizinische
Untersuchungsstellen”™ tragen zur Sensibilisierung
von Fachpersonal verschiedener Disziplinen im Erken-
nen von Zeichen fir hdusliche und sexuelle Gewalt so-
wie von Kindesmisshandlung und/oder Vernachlassi-
gung bei.

Der Nationale Rat weist die fiir die Aus- und Fortbil-
dung Verantwortlichen auf die mogliche Sensibilisie-
rung durch eine Nutzung des Geschichtenportals/
Audiofiles der Unabhdngigen Kommission zur
Aufarbeitung sexuellen Kindesmissbrauchs hin.

Im Sinne der qualitdtssichernden und spezialisierten
Fallbearbeitung begriiRt der Nationale Rat die Einrich-
tung von Spezialabteilungen fiir Sexualdelikte bei Po-
lizei, Staatsanwaltschaft und Strafgerichten’ sowie
die Einrichtung von Kompetenzzentren/Schwerpunkt-
gerichten.

ECPAT Deutschland e. V. - Arbeitsgemeinschaft zum Schutz der Kinder vor sexueller Ausbeutung, KOK - Bundesweiter Koordinierungs-
kreis gegen Menschenhandel sowie Beratungsstellen, die in der DGfPI und der BKSF organisiert sind und spezialisiert zu sexueller Gewalt

in Kindheit und Jugend arbeiten.
Beispielsweise Jugendamt Stuttgart.
Beispielsweise Gewaltschutzambulanz Berliner Charité.

Zum Beispiel in Berlin.
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Kindgerechte Justiz erfordert auch eine altersange-
messene, sensible und respektvolle Information und
Begleitung der betroffenen Kinder und Jugendlichen,
damit sie sich im straf- und familiengerichtlichen Ver-
fahren zurechtfinden und dieses begreifen kénnen.
Wesentliche Aspekte fiir einen niedrigschwelligen Zu-
gang zum Recht sind beispielsweise kindgerechte In-
formationsmaterialien fiir unterschiedliche Alters-
gruppen, eine kompetente und starkende kostenlose
Unterstlitzung und Begleitung durch psychosoziale
Prozessbegleitung sowie Verfahrensbeistinde und
(Fach-)Beratungsstellen, die Mdoglichkeit einer wei-
testgehend kostenfreien rechtlichen Beratung, eine
entwicklungsangemessene Gesprachsfiihrung oder
Informationen fiir Kinder zum Abschluss eines Verfah-
rens.

Der Nationale Rat setzt sich fiir die Etablierung und
Umsetzung von MaRnahmen ein, die dazu beitragen,
die individuelle Belastung wéhrend des Verfahrens zu
reduzieren, eine Sekundarviktimisierung zu vermeiden
und gleichzeitig die Mdglichkeiten zur Beteiligung der
betroffenen Kinder und Jugendlichen zu férdern.

Die Mitglieder des Nationalen Rates beférdern durch
eine Reihe von MalRnahmen den Zugang zum Recht
fur Kinder und Jugendliche. Dazu gehéren vor allem
die Bereitstellung kindgerechter Informationen sowie
Beratungs- und Begleitangebote.

® Gemeinsame Verstandigung des Nationalen Rates gegen sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen

Informationsmaterial iiber
Verfahrensablaufe

Kindgerecht aufbereitete Informationsmaterialien in-
formieren zur psychosozialen Prozessbegleitung im so-
wie zum Ablauf von straf- und familiengerichtlichen
Verfahren. Einige Materialien richten sich an jiingere
Kinder (Vorschul- und Grundschulalter) und deren El-
tern, andere richten sich eher an Jugendliche. Zur Ver-
breitung der Informationen setzen Mitglieder des
Nationalen Rates Offentlichkeitskampagnen ein und
stellen beispielsweise Poster, Postkarten, Videos und
andere Materialien - auch zum Einsatz in Kitas und
Schulen - zur Verfligung.” Das Bundesministerium der
Justiz und firr Verbraucherschutz beabsichtigt, das be-
reits vorhandene Informationsmaterial zum Strafver-
fahren, wie es insbesondere auf der Internetplattform
www.hilfe-info.de enthalten ist, um speziell auf die Be-
dirfnisse von Kindern im Vorschulalter zugeschnittene
Informationsmaterialen zum Strafverfahren und zu den
Moglichkeiten der psychosozialen Prozessbegleitung
zu erganzen.

Einige Gerichte versenden nach Abschluss eines Ver-
fahrens gesonderte kindgerechte Anschreiben, um auf
diese Weise zu einer geeigneten kindgerechten Infor-
mation beizutragen.

Weitere Akteurinnen und Akteure planen, zukiinftig
regelmaRige Gesprache in Schulen anzubieten, um
Kinder und Jugendliche fiir das Thema sexuelle Ge-
walt zu sensibilisieren und dabei auch tiber den Ablauf
eines Strafverfahrens aufzuklaren.”

73 So etwa BMJV, die Justizministerien Baden-Wiirttemberg und Nordrhein-Westfalen und ECPAT Deutschland e. V.
74 So etwa AG Bremen.
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Beratung und Begleitung

Fachberatungsstellen leisten einen wesentlichen Bei-
trag in der Begleitung und Stabilisierung von durch se-
xuelle Gewalt betroffene Kinder und Jugendliche,
auch im Vorfeld oder wahrend eines strafrechtlichen
oder familienrechtlichen Verfahrens. Der Nationale
Rat setzt sich daher fiir die strukturelle und finanzielle
Starkung dieser Unterstiitzungsangebote ein. Um
minderjihrige Zeuginnen und Zeugen, die Opfer von
Sexualstraftaten geworden sind, im Verfahren zu be-
gleiten und zu unterstiitzen, gibt es an vielen Standor-
ten Zeugenbegleitprogramme oder -betreuungsstel-
len.”> Um die psychosoziale Prozessbegleitung in der
Praxis zur starkeren Anwendung zu bringen und Be-
troffene im Rahmen einer Antragsstellung nicht zu
Uberfordern, spricht sich der Nationale Rat dafiir aus,
dass Betroffene maglichst friihzeitig und gegebenen-
falls proaktiv Gber die Moglichkeit der psychosozialen
Prozessbegleitung informiert werden, was auch durch
die Vermittlung an (psychosoziale) Beratungsstellen
erfolgen kann. In einem Pilotprojekt der Berliner Jus-
tizverwaltung sollen sich zudem Fachberatungsstellen
ab Mitte 2021 proaktiv an Betroffene von Straftaten
nach Anzeigeerstattung wenden.

Dariiber hinaus gibt es bundesweit zahlreiche Opfer-
hilfeeinrichtungen wie zum Beispiel den WeiRen Ring
oder den Arbeitskreis der Opferhilfen in Deutschland
e. V. (ado), an die sich Betroffene von Straftaten wen-
den kénnen. Diese sind tiber die Opferschutzplattform
des Bundesministeriums der Justiz und fiir Verbrau-
cherschutz (www.hilfe-info.de) leicht auffindbar.

Ist das Kindeswohl betroffen, so sind viele unterschied-
liche Akteurinnen und Akteure involviert und in der
Pflicht zu handeln. Neben Polizei, Jugendamt, Staatsan-
waltschaft, Straf- und Familiengericht sind je nach Ver-

fahren und konkreten Umstanden auch psychosoziale
Prozessbegleitung, Verfahrensbeistinde, Arztinnen und
Arzte, Therapeutinnen und Therapeuten, Sachverstin-
dige oder Mitarbeitende von (Fach-)Beratungsstellen
eingebunden. Eine zentrale Rolle, sowohl im familien-
gerichtlichen Verfahren als auch in Kooperation mit
Strafgericht und Ermittlungsbehérden, kommt den Ju-
gendamtern zu, die einen Blick auf das gesamte Fami-
liengefiige, mit dem Kind im Zentrum, haben. Ein ge-
genseitiger,  fallibergreifender ~ Austausch in
zuverldssigen, institutionalisierten Strukturen fordert
eine zielgerichtete Abstimmung der Ablaufe und Ar-
beitsweisen zwischen den Akteurinnen und Akteuren,
die auch in der konkreten Fallarbeit dazu beitragen
kann, Verfahren insgesamt schonender und betroffe-
nensensibler durchzufiihren und etwa durch die Ver-
meidung mehrfacher Anhérungen oder Begutachtun-
gen die Belastungen fiir die betroffenen Kinder und
Jugendlichen zu verringern.

Zum Teil wird der Aufbau solcher ibergeordneter, also
vom konkreten Verfahren losgeldster, interdisziplinarer
Strukturen bereits durch gesetzliche Regelungen befor-
dert, etwa durch die Netzwerke im Kinderschutz und in
den Frithen Hilfen nach § 3 des Gesetzes zur Kooperati-
on und Information im Kinderschutz (KKG). Haufig be-
schrankt sich die gegenseitige Information jedoch auf
die Erfallung bestimmter Mitteilungsfristen, im Straf-
recht etwa nach der Anordnung (iber Mitteilungen in
Strafsachen (MiStra), ohne dass es zu einem fachlichen
Austausch und gegenseitiger Unterstiitzung und Zu-
sammenarbeit kommt.

Der Nationale Rat tritt dafiir ein, dass die Gibergeordne-
te interdisziplindre Zusammenarbeit fiir strafrechtliche
und familiengerichtliche Verfahren gestarkt und insti-
tutionalisiert wird und konkrete Anregungen und Emp-
fehlungen fiir die Etablierung solcher Arbeitskreise
oder Netzwerke, Runder Tische und weiterer Ge-
sprachsformate oder gemeinsamer Fortbildungen zwi-
schen den unterschiedlichen Akteurinnen und Akteuren
verbreitet werden. Zudem braucht Kinderschutz neben

Etwa am Kriminalgericht Berlin Moabit oder durch die in der DGfPI und BKSF organisierten Beratungsstellen.
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der Entwicklung von systemibergreifenden Netzwer-
ken auch eine Kultur des offenen, konstruktiven und
konfliktbereiten Umgangs miteinander. Zur Stdrkung
der Zusammenarbeit gehort auch die Entwicklung einer
Konflikt- und Streitkultur zwischen Professionen. Die
Arbeitsgruppe wird dieses Schwerpunktthema vertieft
behandeln und weitere MaRnahmen aufstellen.

RegelmiRige, fallibergreifende Austauschformate,
etwa in Form von Arbeits- oder Koordinierungskrei-
sen, sind vielerorts’® etabliert und férdern die interdis-
ziplindre Zusammenarbeit. Solche Formate tragen we-
sentlich dazu bei, die am familiengerichtlichen oder
strafrechtlichen Verfahren Beteiligten zusammenzu-
bringen und so etwa den Austausch zwischen Justiz,
Polizei und Opferschutzeinrichtungen oder die Ko-
operation zwischen Jugendamt und Familiengerichten
zu verbessern. Wesentliche Aufgabe solcher Aus-
tauschformate ist auch die Entwicklung von Strate-
gien, wie die Beteiligten das gegenseitig erlangte Wis-
sen moglichst umfassend in die Abldufe ihrer
Institution einbringen kdnnen.

Zudem setzen sich viele Mitglieder des Nationalen Ra-
tes seit Langem in der Justiz durch Vernetzung und An-
regung eines (insbesondere juristischen) Fachdiskurses
fur bessere Rahmenbedingungen im Bereich kindge-
rechte Justiz ein und unterstreichen dabei die Rolle
und Bedeutung des Kinderschutzes im Verfahren.””

Um kurze Wege zwischen Familiengerichten und der
Strafgerichtsbarkeit zu etablieren sowie Fortbildung
und Opferschutz zu verbessern, nutzen beispielsweise
alle betroffenen Referate der Berliner Justizverwal-
tung einen regelmaRigen Jour fixe Opferschutz.

® Gemeinsame Verstandigung des Nationalen Rates gegen sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen

In der nachsten Arbeitsphase der Arbeitsgruppe
»Kindgerechte Justiz“ sollen insbesondere die Schwer-
punktthemen ,Qualifizierte Personen“ durch Fokus-
sierung auf weitere professionelle Gruppen wie pada-
gogische  Fachkriafte und solche aus dem
Gesundheitswesen und ,Interdisziplindre Kooperati-
on“ - auch mit Fragen zur Sensibilisierung im Bereich
der richterlichen Strafzumessung sowie zu den daten-
schutzrechtlichen Fragen bei der interdisziplindren
Zusammenarbeit - vertieft behandelt werden.

Zudem soll die Ausgestaltung der Glaubhaftigkeitsbe-
gutachtung in strafrechtlichen und familiengerichtli-
chen Verfahren diskutiert werden. Der Nationale Rat
soll Formate entwickeln, wie es hier zu einer fachli-
chen und betroffenensensiblen Weiterentwicklung
kommen kann. Dabei soll auch das Spannungsfeld
zwischen Aussagepsychologie und Traumapsychologie
diskutiert werden sowie die Frage, unter welchen Be-
dingungen eine Therapie Einfluss auf die Aussage be-
troffener Kinder und Jugendlicher haben kann.

76 Solche Austauschformate gibt es etwa in Berlin, Bremen, Nordrhein-Westfalen, Frankfurt a. M., Miinchen oder Stuttgart.

77 So etwa AG Bremen, Deutscher Familiengerichtstag, Justizministerium Nordrhein-Westfalen, OLG Frankfurt a. M.
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Der Betroffenenrat fordert die Sicherstellung von
kind- und betroffenengerechten Verfahren.”

Das Kindeswohl muss dabei im Mittelpunkt stehen.
Belastungssituationen von betroffenen Kindern und
Jugendlichen missen so gut wie mdglich minimiert
werden.

Alle von sexualisierter Gewalt betroffenen Kinder, Ju-
gendlichen und Erwachsenen brauchen von Anfang an
eine gute psychosoziale und rechtliche Begleitung vor
und wahrend eines strafrechtlichen Verfahrens, um
ihre Informations- und Partizipationsrechte zu star-
ken.

Dazu fordert der Betroffenenrat die Sicherstellung
umfassender Unterstiitzungsstrukturen vor, wahrend
und nach Verfahren. Psychosoziale Beratung und Op-
ferrechte, wie die psychosoziale Prozessbegleitung,
missen proaktiv angeboten und ein Rechtsanspruch
fur eine kostenlose Rechtsberatung vor Anzeigeerstat-
tung verankert werden.

Unterstlitzungsstrukturen, wie Fachberatungsstellen,
Traumaambulanzen, therapeutische Hilfsangebote
und Angebote mit dem Konzept der Childhood-Hau-
ser, missen dazu bundesweit und flichendeckend
ausgebaut werden. Zudem missen Verfahren be-
schleunigt und Fachlichkeit tGber spezialisierte Fach-
dezernate und Kompetenzzentren der Ermittlungsbe-
horden und Gerichte gewahrleistet werden. Dazu
gehort eine verbesserte Qualifizierung mit Qualitats-
standards aller Akteur*innen als auch eine ausreichen-
de technische und personelle Ausstattung bei Polizei,
Staatsanwaltschaften und Gerichten.

Zwingend sind unseres Erachtens verbindliche Stan-
dards, wie Aussagen kindlicher und jugendlicher Op-

ferzeug*innen so erhoben werden konnen, dass sie
gerichtlich zuverldssig verwertbar und Belastungen
minimiert sind. Gerade in diesem Feld braucht es For-
schungsschwerpunkte, um Erkenntnisse der Beweis-
kraft kindlicher Zeug*innenaussagen auf dem Stand
aktueller wissenschaftlicher Forschungsergebnisse fiir
Strafverfahren zur Verfligung zu stellen. Die Praxis der
Begutachtung auf Basis der Nullhypothese gehort auf
den Priifstand.

Um Schutzliicken in der Praxis zu schlieRen, sind drin-
gend bundesweite und regelmaRige Bestandsanalysen
und Verlaufsstudien zur systematischen Evaluation
der Verfahren bei Polizei, Staatsanwaltschaften und
Gerichten erforderlich.

Das Sachverstandigenrecht ist in der Arbeitsgruppe
noch nicht ausreichend behandelt worden. Viele Prob-
leme mit Sachverstandigen und den Gutachten haben
den Gesetzgeber zu einer Korrektur des Rechts veran-
lasst. Aber mit dem Gesetz zur Anderung des Sachver-
standigenrechts vom 11.0ktober 2016 sind die Prob-
leme mit Sachverstdndigengutachten nicht beseitigt.
Wir fordern, dass die nunmehr gegebenen Einfluss-
moglichkeiten der Familiengerichte konsequent ge-
nutzt werden. Denn ein Gutachten zieht das Verfahren
entgegen § 1551 FamFG in die Ldnge und bedeutet fir
die Kinder eine zusatzliche Belastung. Die rechtlichen
Vorgaben miissen streng angewendet werden. Das
Gericht hat die Tatigkeit des Sachverstandigen gemaR
§ 404a I ZPO zu leiten. Die Sachverstindigen miissen
im Sinne von § 163 I FamFG geeignet sein. Das um-
fasst die formale Qualifikation und dass sie mensch-
lich geeignet sind. Die Beteiligten wie das Jugendamt
und der Verfahrensbeistand missen zur Person des
Sachversténdigen gehort werden. Der Betroffenenrat
fordert, dass das Jugendamt und der Verfahrensbei-
stand vom Gericht auch bei der Formulierung des Gut-
achtenauftrags und bei der Fristsetzung nach § 4111
ZPO beteiligt werden. Das Gericht weist gemal
§ 407 a VI ZPO den Sachverstdndigen auf seine Pflich-

Der Betroffenenrat beim UBSKM hat sich zuletzt intensiv mit dem Strafrecht und Betroffenenrechten in Verfahren auseinanderge-
setzt und ein Positionspapier entwickelt, das ab 01.07.2021 hier abrufbar ist: https://beauftragter-missbrauch.de/betroffenenrat/der-

betroffenenrat/aus-unserer-sicht.
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ten hin und scheut sich nicht, auch wiederholt ein
Ordnungsgeld zu verhdngen. Gutachten dirfen fir die
Entscheidung des Gerichts nicht alleine ausschlagge-
bend sein, sondern missen im Licht der Vortrége oder
Schriftsdtze der Beteiligten, des Jugendamtes und des
Verfahrensbeistands bewertet werden. Nach Uberzeu-
gung des BR ist bei familiengerichtlichen Verfahren
nach sexualisierter Gewalt stets anzunehmen, dass das
korperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes
gefdhrdet ist und es Verfahren nach § 1666 BGB sind.
Daher ist nicht nur ein Verfahrensbeistand zu bestel-
len, sondern auch das Jugendamt gemaR § 162 II
Satz 1 FamFG zu beteiligen.
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Sexuelle Gewalt an und Ausbeutung von Kindern
findet vielfach auch organisiert statt und die Online-
Dimension spielt dabei eine zunehmend dominierende
Rolle. Allein in den - von der Offentlichkeit zuletzt
wahrgenommenen - Verfahren wurden unvorstellbar
groRe Mengen an Daten sichergestellt, welche die
sexuelle Gewalt dokumentieren.

Die Arbeitsgruppe ,Schutz vor Ausbeutung und inter-
nationale Kooperation“ hat sich in dieser ersten Ar-
beitsphase auf drei Schwerpunktthemen konzentriert
und zu diesen in ihrer Spezifik, aber auch mit Blick auf
die sie verbindenden Aspekte gearbeitet:

Identifizierung und spezifische Hilfen fiir minderjahrige
Betroffene von Menschenhandel

Sexuelle Ausbeutung mittels digitaler Medien sowie

Aufklarung und Unterstlitzung bei organisierter und
ritueller Gewalt.

Spezifische Ausbeutungskontexte wie Menschenhan-
del, Ausbeutung im digitalen Raum sowie organisierte
und rituelle Gewalt missen bei allen MalRnahmen ge-
gen sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen mit-
gedacht werden.

Menschenhandel

Handel mit und Ausbeutung von Kindern ist eine
Straftat. Zu den bekannten Erscheinungsformen ge-
héren Handel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung,
Ausbeutung der Arbeitskraft, Anstiftung zur Begehung
strafbarer Handlungen (unter anderem Drogenhandel,
Diebstahl), Anstiftung zur Bettelei, Organhandel und
Adoptionshandel. Neue Formen kénnen hinzukom-
men beziehungsweise sich verandern, auch die Strate-
gien der Taterinnen und Tater andern sich. Das Inter-
net spielt dabei zunehmend eine Rolle und eréffnet
mehr Zugangsmoglichkeiten zu (potenziellen) Opfern
sowie verdanderte Kommunikationsstrukturen unter
den Taterinnen und Tatern. Der Handel mit und die
Ausbeutung von Kindern stellt zudem eine Geféhr-
dung des Kindeswohls dar, die den staatlichen Schutz-
auftrag auslost (vgl. § 8a SGB VIII). Minderjahrige Be-
troffene von Menschenhandel werden aber als solche

oft nicht erkannt und erhalten somit keinen Zugang zu
bedarfsgerechter Hilfe und Unterstiitzung. Darliber
hinaus gibt es zu wenig spezifische Angebote fiir eine
bedarfsgerechte Versorgung Betroffener im Rahmen
der dezentralen Regelstrukturen.

Sexuelle Ausbeutung mittels
digitaler Medien

Sexuelle Gewalt und Ausbeutung wird nicht nur im
Netz dokumentiert, sondern Online-Dienste werden
zunehmend als Tatmittel eingesetzt. Nahezu alle Ju-
gendlichen bewegen sich taglich im Netz und sie er-
achten die Kommunikation und den Zugang zu Infor-
mationen Uber das Internet als unverzichtbar fir ihr
Leben. Ausbeutungsrisiken bestehen insbesondere in
der Online-Kontaktanbahnung, durch digitale Inter-
aktionen (unter anderem in Social Media und Messen-
ger-Diensten oder Chats von Onlinespielen), der Ver-
breitung von Darstellungen sexueller Gewalt sowie
dem Live-Streaming sexueller Gewalt an Kindern oder
der Loverboy-Strategie. Den zahlreichen Risiken fir
Kinder und Jugendliche muss starker begegnet wer-
den. Gleichzeitig bietet das Internet aber auch Poten-
zial fur Praventionsmalnahmen und Zugédnge zu Hil-
fe- und Unterstitzungsmoglichkeiten, Vernetzung
und Selbsthilfe.

Organisierte und rituelle Gewalt

Sexuelle Gewalt und Ausbeutung findet in Deutsch-
land sowie landeriibergreifend vernetzt auch in orga-
nisierten und rituellen Gewaltkontexten statt. Fir
Menschen mit diesen Erfahrungen ist es besonders
schwer, Hilfe und Unterstitzung zu finden. Es gibt
eine groRe Diskrepanz zwischen der Praxisrelevanz ei-
nerseits und der gesicherten Datenlage und 6ffentli-
chen und politischen Anerkennung andererseits. Die
Arbeitsgruppe hat sich daher, auch auf der Grundlage
der ,Empfehlungen an Politik und Gesellschaft des
Fachkreises sexuelle Gewalt in organisierten und ritu-
ellen Gewaltstrukturen“ beim Bundesfamilienministe-
rium, mit der Erarbeitung nachster Schritte fir eine
verbesserte Aufklarung und Unterstiitzung bei organi-
sierter und ritueller Gewalt befasst.
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Menschenhandel

Der Nationale Rat verfolgt das Ziel, den Schutz und die
Hilfen fir Kinder und Jugendliche, die von sexueller
Ausbeutung und Menschenhandel betroffen sind, zu
verbessern. Damit Kinder und Jugendliche die ihnen
zustehende - und rechtlich haufig bereits gesetzlich
geregelte - spezifische Hilfe erhalten, sollen sie so
frih wie moglich als Betroffene dieses spezifischen
Gewaltkontextes identifiziert werden kénnen. Ziel ist
es, dass sowohl Fachkréfte, die kinder- und jugendnah
arbeiten, als auch Kinder und Jugendliche selbst tiber
das ausbeuterische System und iiber Taterstrategien
aufgeklart werden.

Der Nationale Rat hat sich das Ziel gesetzt, durch ver-
starkte Sensibilisierung eine bessere Identifizierung
von minderjahrigen Betroffenen von Menschenhandel
und damit einen besseren Schutz zu erwirken. Das
Bundeskooperationskonzept ,,Schutz und Hilfen bei
Handel mit und Ausbeutung von Kindern” soll fla-
chendeckend in die Anwendung kommen, damit Fort-
bildungsmalnahmen fiir Fachkréfte weiterentwickelt,
erweitert und systematisiert und die Zusammenarbeit
gestarkt werden. Dariiber hinaus soll bedarfsgerechte
Unterbringung gewahrleistet werden kénnen, die Be-
troffenen wirksame Hilfe anbietet und Fachkraften
Moglichkeiten der Intervention eréffnet.

Sexuelle Ausbeutung mittels digitaler
Medien

Der Nationale Rat tritt dafiir ein, dass Kinder und Ju-
gendliche im digitalen Raum besser vor sexueller Aus-
beutung geschiitzt werden. Ziel ist es, konkrete Um-
setzungsstrategien zu  erarbeiten. Durch die
Zusammenfiihrung von Wissensbestanden zu Risiken
von Kindern in Bezug auf Online-Kontaktanbahnung
und sexuelle Ausbeutung soll Wissen generiert und
Vernetzung praktiziert werden. Die polizeiliche Arbeit
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zum Schutz von Kindern und Jugendlichen im digita-
len Raum soll unterstiitzt werden, um effektive Straf-
verfolgung zu ermoglichen. Das Entdeckungsrisiko fiir
Taterinnen und Tater muss erhéht werden. Fir eine
gute Umsetzung des Kinder- und Jugendmedien-
schutzes méchte der Nationale Rat mit seiner spezifi-
schen Expertise zum Schutz von Kindern und Jugend-
lichen vor Gewalt und Ausbeutung die neue
Bundeszentrale fir Kinder- und Jugendmedienschutz
bei der Erarbeitung von Leitlinien zu ,digitalen Schutz-
konzepten®, die den Schutz der personlichen Integritat
durch MaRnahmen zur Bekampfung von Interaktions-
risiken aufgreifen, unterstltzen.

Organisierte und rituelle Gewalt

Der Nationale Rat macht sich stark fiir die Sensibilisie-
rung und Aufklarung zum Gewaltkontext organisierte
und rituelle Gewalt. Fachkrafte sollen in ihrer Hand-
lungskompetenz unterstiitzt und die psychosoziale
Versorgung von Betroffenen verbessert werden. Dazu
ist es erforderlich, dass eine weitere Professionalisie-
rung, Vermittlung spezifischen Fachwissens und Ko-
operation der Fachdisziplinen zu Traumafolgestérun-
gen, komplexen Traumatisierungen und dissoziativen
Stérungen stattfindet.

Minderjihrige Betroffene von Menschenhandel wer-
den als solche oft nicht erkannt. Erschwerend kommt
hinzu, dass sie sich haufig selbst nicht als Betroffene
sehen oder ausgebeutet fiihlen. Wenn Kinder oder Ju-
gendliche dazu gezwungen werden, strafbare Hand-
lungen zu begehen, werden sie von den Behdrden oft
als Taterinnen oder Téter, beispielsweise eines Dieb-
stahls, wahrgenommen, anstatt als eventuelles Opfer
von Menschenhandel identifiziert zu werden. Das nut-
zen Taterinnen und Tater bewusst aus und setzen die
betroffenen Kinder so unter Druck, dass sie keine Hilfe
suchen beziehungsweise sogar ablehnen. Fachkréfte
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missen daher so geschult sein, dass sie das ausbeute-
rische System und den Machtmissbrauch hinter einem
Diebstahl, einem Drogenhandel, einer Bettelei, der
Verwendung der Arbeitskraft und einem sexuellen
Missbrauch erkennen kénnen. Im Rahmen von polizei-
lichen Ermittlungen ist es erforderlich, den Kontext
Menschenhandel mitzudenken und gegebenenfalls
die Einbeziehung relevanter Dienststellen oder Fach-
stellen zu erwédgen.

Eine Identifizierung dieser Phdnomene ist deshalb so
wichtig, weil Betroffenen nur dann Zugang zu Schutz-
rechten, bedarfsgerechten Hilfen und Unterstiitzung
ermoglicht werden kann. Zudem kann eine verbesser-
te Identifizierung eine Grundlage fir besseres Zahlen-
und Datenmaterial sein, das grundlegend ist fir die
Bereitstellung von Ressourcen.

Schutzrechte resultieren aus internationalen Rechts-
instrumenten, insbesondere aus dem Ubereinkommen
des Europarates zur Bekampfung des Menschenhan-
dels, das in Deutschland am 1. April 2013 in Kraft ge-
treten ist und dessen Umsetzung die Sachverstindi-
gengruppe GRETA {berwacht. Schutzrechte sind
insbesondere: Bedenk- und Stabilisierungsfrist, siche-
re Unterbringung und Versorgung, psychosoziale Pro-
zessbegleitung, Rechtsbeistand, Aufenthaltstitel,
Schutz des Privatlebens und der Identitdt, Schutz-
rechte wihrend des Strafverfahrens, Méglichkeit der
Absehung von einer Strafverfolgung sowie Rickfih-
rung mit Kindeswohlpriifung.” In diesem Zusammen-
hang beflirwortet der Nationale Rat auch Fortbildun-
gen zu diesem Gewaltkontext sowie interdisziplindre
Kooperation mit der Justiz. Fiir dieses Anliegen wird
auf das Kapitel ,,Kindgerechte Justiz“ verwiesen.

Minderjahrige Betroffene von Menschenhandel haben
spezifische Schutzbedarfe, welche die regularen Ange-
bote und MaRnahmen der Kinder- und Jugendhilfe
haufig nicht bedarfsgerecht gewéhrleisten kénnen. In

Unterbringungsmoglichkeiten fiir erwachsene Betrof-
fene des Menschenhandels hingegen mangelt es an
altersgerechter Betreuung der Kinder und Jugendli-
chen. Der Nationale Rat setzt sich fiir neue Konzepte
einer altersgerechten und sicheren beziehungsweise
gesicherten Unterbringung von Kindern und Jugendli-
chen als Betroffene des Menschenhandels sowie fiir
die Ausgestaltung von spezialisierten Angeboten und
Einrichtungen fir eine bedarfsgerechte Unterbrin-
gung ein.

Am 12. April 2021 hat daher ein Fachgesprach ver-
schiedener Institutionen sowie Expertinnen und Ex-
perten stattgefunden, die am Aufbau von Versor-
gungsstrukturen zu spezifischen Gewaltkontexten
arbeiten. Die vom Deutschen Verein fur offentliche
und private Firsorge e. V. am 24. November 2020 ver-
offentlichten ,,Empfehlungen des Deutschen Vereins
zur bedarfsgerechten Unterbringung von Minderjahri-
gen, die von Menschenhandel und Ausbeutung betrof-
fen sind“®, bilden eine wichtige Grundlage fir die Ent-
wicklung nachster Umsetzungsschritte.

Der Nationale Rat fiihrt die MaRnahmen seiner Ar-
beitsgruppenmitglieder zusammen, um Verbesserun-
gen flr Schutz vor sexueller Ausbeutung und Unter-
stiitzung der betroffenen Minderjdhrigen zu erwirken.

Identifizierung strukturell befordern

Die Mitglieder des Nationalen Rates machen sich da-
fur stark, MaBnahmen auf den Weg zu bringen, welche
die Identifizierung von minderjahrigen Betroffenen
des Menschenhandels strukturell beférdern. Den Kern
der MalRnahmen fiir eine bessere Identifizierung bil-
den Fortbildungen bei Ermittlungsbehérden, beim
Bundesamt fir Migration und Flichtlinge (BAMF) und
in den Strukturen der Kinder- und Jugendbhilfe, bei-
spielsweise Uber die Landesjugendamter.

Siehe auch Ausfiihrungen im Bundeskooperationskonzept ,Schutz und Hilfen bei Handel mit und Ausbeutung von Kindern*,
Empfehlungen fiir die Zusammenarbeit von Jugendamt, Polizei, Fachberatungsstellen und weiteren Akteuren zur Identifizierung
und zum Schutz von Kindern als Opfer von Menschenhandel, 2018, S. 30-34.

https://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2020/dv-14-20_menschenhandel.pdf
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So intensiviert das Bundeskriminalamt fiir die und mit
den Bundeslindern MaRnahmen der polizeilichen
Identifizierung durch spezielle Schulungen der Sach-
bearbeiterinnen und Sachbearbeiter, Gewahrleistung
technischer Mittel in den Polizeidienststellen, die Eta-
blierung fester Ansprechpersonen mit entsprechender
Expertise sowie die Erarbeitung und Bereitstellung
von Indikatorenlisten.

Identifizierung erfolgt haufig dort, wo spezifische
Qualifizierung vorhanden ist, so beispielsweise auch
bei polizeilichen Spezialeinheiten, wie im Fachkom-
missariat Menschenhandel in Berlin, oder auch in
Asylverfahren bei den Sonderbeauftragten fiir Opfer
von Menschenhandel beim BAMF. Sie sichern fiir Be-
troffene den Zugang zum Recht und zu betroffenen-
sensiblen Verfahren. Das BAMF wird daher zusatzliche
Sonderbeauftragte fiir Opfer von Menschenhandel
und unbegleitete Minderjdhrige interdisziplinar in Zu-
sammenarbeit mit Polizei, Fachberaterinnen und
Fachberatern sowie Therapeutinnen und Therapeuten
ausbilden. In den Beratungen des Nationalen Rates ist
zudem deutlich geworden, dass geschulte Ansprech-
personen in den Staatsanwaltschaften, wie es bei-
spielsweise in Berlin der Fall ist, maRgeblich zur Iden-
tifizierung von Opfern beitragen kénnen.

Die Kinder- und Jugendhilfe ist ebenfalls zentraler Ak-
teur, um minderjahrige Betroffene zu identifizieren
und zu unterstiitzen. Die Jugendamter sind neben den
Familiengerichten gesetzlich verpflichtet, bei gewich-
tigen Anhaltspunkten fiir eine Kindeswohlgefahrdung
tatig zu werden und die zum Schutz der Mddchen und
Jungen erforderlichen MaRRnahmen zu ergreifen. Ge-
meinsam mit den freien Tragern der Kinder- und Ju-
gendhilfe gestalten sie die Infrastruktur an Hilfe- und
Unterstlitzungsangeboten vor Ort aus und nutzen da-
bei auch praventive Ansétze in Institutionen wie Schu-
len und Kindertageseinrichtungen. In einem ersten
Schritt hat sich der Nationale Rat damit befasst, wie es
gelingen kann, geschulte Ansprechpersonen in der
Kinder- und Jugendhilfe zum Thema strukturell zu
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verankern, damit Handlungssicherheit und wirksamer
Schutz in jedem Fall gegeben sind. Nicht jede Fach-
kraft muss Expertin oder Experte fiir das Thema Men-
schenhandel sein. Jede Fachkraft soll aber Anhalts-
punkte bemerken, die sie dazu bewegt, geschulte
Ansprechpersonen einzubeziehen. Spezialisierte Fach-
beratungsstellen sind wichtige Kooperationspartner,
die mit ihrer Expertise in Féllen von Handel mit Min-
derjahrigen begleitend hinzugezogen werden kénnen.
Zudem geben die auf die Themen sexuelle Gewalt und
Ausbeutung und Menschenhandel spezialisierten
Nichtregierungsorganisationen® ihr Wissen in Schu-
lungen vor allem an Fachkrafte der Ermittlungsbehor-
den, der Kinder- und Jugendhilfe und an die Sonder-
beauftragten weiter. Der Nationale Rat begriiRt die
geplante Erarbeitung eines Fortbildungskonzepts
durch ECPAT Deutschland e. V. und die spezialisierten
Nichtregierungsorganisationen in Kooperation mit
den relevanten Akteurinnen und Akteuren aus der
Kinder- und Jugendhilfe, Strafverfolgung, Justiz und
weiteren Behorden. Erweiterte Angebote wie Webina-
re und Sensibilisierungsmaterialien werden helfen,
eine breite Erreichbarkeit herzustellen.

Wichtig fir den landeribergreifenden Kinderschutz
und den Schutz vor Menschenhandel ist die Beratung
von Jugenddmtern, freien Tragern der Jugendhilfe,
Vormiindern sowie Schulsozialarbeiterinnen und
Schulsozialarbeitern in der landeribergreifenden Ein-
zelfallarbeit des Internationalen Sozialdienstes (ISD).
Dessen Fachkrafte beraten und unterstiitzen Jugend-
amter und andere Fachkréfte bei der Gefdhrdungsein-
schatzung und Perspektivklarung fir die betroffenen
Minderjihrigen, im familiengerichtlichen Verfahren
kénnen sie vom Familiengericht zur Einschatzung der
Gefdhrdung befragt werden.

ECPAT Deutschland e. V. - Arbeitsgemeinschaft zum Schutz der Kinder vor sexueller Ausbeutung,

KOK - Bundesweiter Koordinierungskreis gegen Menschenhandel.
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Neben den strukturellen FortbildungsmaRnahmen
spielt die koordinierte und kooperative Zusammenar-
beit zwischen den unterschiedlichen Akteurinnen und
Akteuren eine entscheidende Rolle fiir verbesserte
Identifizierung und Hilfen. Der Nationale Rat spricht
sich dafiir aus, dass das Bundeskooperationskonzept
»Schutz und Hilfen bei Handel mit und Ausbeutung
von Kindern“®? weiter in die Anwendung gebracht
wird, und regionale Kooperationen strukturell zu etab-
lieren. Das Konzept zeigt den Weg zum regionalen Ko-
operationsmechanismus auf, benennt zustidndige Ko-
operationspartner und bildet Kooperationswege
zwischen Jugendamt, Fachberatungsstellen, Polizei,
Gesundheitswesen, Ausldnderbehérde und BAMF ab.

Der Nationale Rat ist (iberzeugt davon, dass vor allem
auch die Etablierung von speziellen Ansprechpersonen
beziehungsweise Beauftragten fiir Menschenhandel,
wie beispielsweise in der Staatsanwaltschaft Berlin,
die als Kontaktstelle fiir Straf- und Familiengerichts-
barkeit, Fachberatung, Jugendamt und Polizei dienen,
die Zusammenarbeit starkt.

Der Nationale Rat wird in enger Kooperation mit der
geplanten unabhidngigen Berichterstattungsstelle zu
Menschenhandel zusammenarbeiten, fir die das
Deutsche Institut fur Menschenrechte (DIMR) derzeit
ein Konzept erarbeitet. Die Berichterstattungsstelle
soll in der kommenden Legislaturperiode — entspre-
chend den Regelungen des Ubereinkommens des Eu-
roparates zur Bekampfung des Menschenhandels und
der EU-Richtlinie zur Bekdmpfung des Menschenhan-
dels (Richtlinie 2011/36/EU) - etabliert werden. Das
Mandat dieser Stelle soll das Thema Menschenhandel,
auch zum Nachteil von Minderjahrigen, in allen For-
men abdecken. Sie soll die vorhandenen Daten zu
Menschenhandel der Landes- und Bundesbehérden
sowie der Fachberatungsstellen und des Bundeswei-
ten Koordinierungskreises gegen Menschenhandel zu-
sammenfihren, auswerten und Datenliicken identi-

Siehe auch Fufinote 79.

fizieren sowie Berichte und Empfehlungen an die
Bundesregierung verfassen.

Schutz und Hilfe durch bedarfsgerechte
Unterbringung gewihrleisten

Aufbauend auf den ,Empfehlungen des Deutschen
Vereins zur bedarfsgerechten Unterbringung von Min-
derjahrigen, die von Menschenhandel und Ausbeutung
betroffen sind“®, wird der Nationale Rat die Entwick-
lung von einem Modell zur (Weiter-)Entwicklung spe-
zialisierter Unterbringung und Versorgung auch fir
heute erwachsene Betroffene unterstiitzen. Ein Mo-
dellvorhaben sollte evaluiert werden, moglichst auch
im Vergleich zu anderen Unterbringungsformen, und
dabei insbesondere die Perspektiven der Betroffenen
sowie die Kooperation mit Fachberatungsstellen ein-
beziehen.

Zudem soll die konkrete Ausgestaltung weiterer spe-
zialisierter Angebote vorangebracht werden, auch um
den unterschiedlichen Bedarfen Betroffener Rech-
nung zu tragen. Daneben sollen, mindestens verglei-
chend, gute Erfahrungen mit Angeboten einer siche-
ren Unterbringung in Regeleinrichtungen in den Blick
genommen werden.

Gesetzliche MaRnahmen

Die Strafvorschriften zur Bekampfung des Menschen-
handels (§§ 232 bis 233a des Strafgesetzbuches -
StGB) werden bis Ende August 2021 auf ihre Praxis-
tauglichkeit geprift, evaluiert und gegebenenfalls
angepasst: Ein Forschungsvorhaben des Bundesminis-
teriums der Justiz und fir Verbraucherschutz in Zu-
sammenarbeit mit dem Kriminologischen Forschungs-
institut Niedersachsen dient dazu, Schwachstellen
und Probleme bei der Anwendung der Strafvorschrif-
ten in der Praxis zu identifizieren. Die Ergebnisse sol-
len dem Nationalen Rat vorgestellt werden.

https://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2020/dv-14-20_menschenhandel.pdf
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Auch in der polizeilichen Kriminalstatistik 2020 ist die
Relevanz des digitalen Raumes fiir die sexuelle Aus-
beutung von Kindern und Jugendlichen erkennbar: ein
deutlicher Anstieg im Bereich der sexuellen Gewalt.®
Das Bundeskriminalamt fiihrt diesen Zuwachs unter
anderem auf das gestiegene Hinweisaufkommen, etwa
durch das National Center for Missing and Exploited
Children (NECMEC) in den USA, zuriick. Daneben wer-
den immer haufiger Fille bekannt, bei denen Darstel-
lungen sexueller Gewalt gegen Kinder und Jugendli-
che per Messenger-Dienst von Jugendlichen
untereinander ausgetauscht werden. Expertinnen und
Experten warnen vor einer weiteren Zunahme der ver-
schiedenen digitalen Ausbeutungsphdnomene auch
bedingt durch die Pandemie und die damit in Zusam-
menhang stehenden Beschrankungen und die intensi-
vere Nutzung digitaler Medien und fordern phéno-
menaddquate Ansatze.

AuRerdem berichten Expertinnen und Experten von
einem erschreckenden ,Normalititsempfinden“ bei
Online-Beldstigungen bei Kindern und Jugendlichen,
das zur Gewohnung an den Normbruch fiihre statt zu
Strafanzeigen. Der Nationale Rat stellt fest, dass Pra-
ventionsangebote zu sexueller Gewalt in den Regelan-
geboten von Schule und Kinder- und Jugendhilfe den
digitalen Raum und seine Moglichkeiten, aber auch die
damit verbundenen Risiken und auch strafrechtlich re-
levante Kommunikation unter Jugendlichen starker
aufgreifen muss. Kinder und Jugendliche sollen weder
andere verletzen noch durch eine - begriiRenswerte -
zunehmend konsequentere Rechtsetzung in diesem
Bereich kriminalisiert werden.

Der Nationale Rat begriiRt die Intensivierung der ziel-
gruppenorientierten Aufklarung tber inhaltsbezogene
Risiken der digitalen Kommunikation als standige Auf-
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gabe der Polizeilichen Kriminalpravention der Lander
und des Bundes (ProPK). Eine bundesweite zielgrup-
penspezifische Kampagne klart Kinder und Jugendli-
che Uber die strafbare Verbreitung von Darstellungen
sexueller Gewalt auf und vermittelt ihnen Handlungs-
optionen. Die KampagnenmaRnahmen werden im
Herbst 2021 auf Zielgruppen im unmittelbaren Um-
feld von Minderjéhrigen (Eltern, Lehrkrafte, Ehren-
amtliche) ausgeweitet.

Die Vermittlung von Medienkompetenz muss - ver-
bunden mit der Starkung elterlicher Verantwortung -
verpflichtend bereits ab der Grundschule erfolgen.
Dies allein ist jedoch nicht ausreichend, um Kinder
und Jugendliche zuverlassig vor Risiken im Internet zu
schiitzen. Anbieter von Internetdiensten missen ihrer
Verantwortung fir den Schutz von Minderjahrigen
besser gerecht werden. So ist es beispielsweise erfor-
derlich, dass bestimmte Anzeigenportale fir Minder-
jahrige gesperrt und Inserate an eine Altersprifung
gebunden sind. Der Nationale Rat stellt fest, dass der
digitale Raum aus verschiedenen Griinden nicht aus-
reichend Giberwacht und mit SchutzmaRnahmen aus-
gestattet wird. Hierfir miissen Losungsansatze, auch
im Gefahrenabwehrrecht und im Rahmen der Inter-
vention, entwickelt und gepriift werden. Die Risiken
eines globalen digitalen Raumes bedirfen globaler
Antworten, aber auch technischer Strategien und L6-
sungen. Im Rahmen des ,Project Arachnid“ werden
eindeutig als Darstellungen sexueller Gewalt klassifi-
zierte Inhalte auf gemeldeten Webangeboten auto-
matisch erkannt und bearbeitet. Jugendschutz.net be-
teiligt sich seit Mai 2020 als Partner des Canadian
Centre for Child Protection am Einsatz von Arachnid.

Ausgestaltung eines Kinder- und
Jugendmedienschutzes

Das neue Jugendschutzgesetz wird Kinder und Ju-
gendliche besser schiitzen, weil es Anbieter von sozia-
len Netzwerken oder Spieleplattformen zu altersge-

BKA: Polizeiliche Kriminalstatistik (2020): Steigerung um 53 Prozent im Vergleich zu 2019 bei § 184b StGB (Herstellung, Besitz

und Verbreitung von Kinderpornografie).
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rechten Voreinstellungen verpflichtet, die auch
Interaktionsrisiken beriicksichtigen. Eltern, pddagogi-
sche Fachkrafte und die Kinder und Jugendlichen
selbst bekommen klare Orientierung, etwa durch ein-
heitliche und verlassliche Alterskennzeichnungen, die
Interaktionsrisiken nicht nur durch beschreibende
Symbole, sondern - insbesondere bei nicht altersge-
rechten Voreinstellungen - auch in der Alterseinstu-
fung selbst beriicksichtigen. Mit der neuen Bundes-
zentrale fir Kinder- und Jugendmedienschutz
entstehen klare Strukturen im Kinder- und Jugendme-
dienschutz und die Rechtsdurchsetzung gegeniiber in-
und ausldndischen Anbietern wird forciert. AuRerdem
wird eine zentrale Austauschplattform fiir nationale
und internationale Akteurinnen und Akteure sowie zur
stetigen Weiterentwicklung des Kinder- und Jugend-
medienschutzes geschaffen, die mit der Medienent-
wicklung Schritt halt. Dabei wird die Perspektive von
Kindern, Jugendlichen und Eltern einbezogen.

In diesem Zusammenhang befdrdert der Nationale
Rat die Information iber Schutz-, Teilhabe- und For-
derrechte von Kindern im digitalen Raum und begriifdt
die Bekanntmachung der Allgemeinen Bemerkung
Nr. 25 des VN-Kinderrechteausschusses zu Kinder-
rechten in der digitalen Welt. Die Allgemeine Bemer-
kung wird eine wichtige Grundlage sein, um Schutz-
standards vor sexueller Gewalt und Ausbeutung zu
entwickeln und gesetzliche und administrative Mal3-
nahmen abzuleiten, welche die Rechte von Kindern
und Jugendlichen im digitalen Raum gewahrleisten.

Um den Kinder- und Jugendmedienschutz besser um-
zusetzen, mochte der Nationale Rat mit seiner spezifi-
schen Expertise zum Schutz von Kindern und Jugend-
lichen vor Gewalt und Ausbeutung die neue
Bundeszentrale fiir Kinder- und Jugendmedienschutz
bei der Erarbeitung von Leitlinien unterstiitzen. Diese
Leitlinien sollen den Schutz der persénlichen Integri-
tat durch digitale Schutzkonzepte und Malknahmen
zur Bekdmpfung von Interaktionsrisiken aufgreifen.

Durch das neue KISG werden die Medienkompetenz
als Beratungsgegenstand erstmals beriicksichtigt und
die elterliche Verantwortung gestarkt. Danach sollen
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe Erziehungs-
berechtigte bei der Wahrnehmung ihrer Erziehungs-
verantwortung unterstiitzen und dazu beitragen, dass
Familien sich die fir ihre jeweilige Erziehungs- und Fa-
miliensituation erforderlichen Kenntnisse und Fahig-
keiten, auch in Fragen von Medienkompetenz, aneig-
nen koénnen und in ihren Fahigkeiten zur aktiven
Teilhabe und Partizipation gestarkt werden (§ 16 Ab-
satz 1 Satz 2 SGB VIII).

Wissensbestande zusammenfiihren,
Grundlagen und Handlungs-
notwendigkeiten zur Pravention von

und Intervention bei Online-Ausbeutung
verbreiten

Durch die Zusammenfiihrung von Wissensbestanden
zu Risiken von Kindern in Bezug auf Online-Kontakt-
anbahnung und sexuelle Ausbeutung soll Wissen ge-
neriert und Vernetzung praktiziert werden.

Der ,Gefahrdungsatlas“® ist ein wichtiges Instrument,
um Medienphdnomene erkennen zu kénnen, die mit
Risiken fiir die sexuelle Selbstbestimmung verbunden
sind. Hieraus wird Fachwissen fiir pidagogische Fach-
krifte, Medienanbieter und -aufsicht sowie politische
Entscheidungstragerinnen und -trager generiert.

Der Nationale Rat begriiRt die medienpddagogische
Arbeit des Projekts ,,ACT ON! das die Sichtweise von
Kindern und Jugendlichen auf Risiken im digitalen
Raum eruiert und Handlungsnotwendigkeiten heraus-
arbeitet und fir relevante Zielgruppen bereitstellt.
Zwei aktuelle Studien werden eine gute Grundlage fir
konkrete weitere Handlungsschritte bieten: Eine qua-
litative Studie®® liefert bis Ende 2021 Erkenntnisse zu
Bewiltigungsstrategien von Heranwachsenden mit

Herausgegeben von der Bundespriifstelle fiir jugendgefihrdende Medien (BPjM) und fortgefithrt von der Bundeszentrale fir Kinder-

und Jugendmedienschutz (BzK]).
Koordinierungsstelle Kinderrechte Deutsches Kinderhilfswerk.
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Interaktionsrisiken. Eine weitere geplante Studie® be-
handelt ab 2022 das Thema Menschenhandel und das
Internet.

Um Sensibilisierung und Praventionsmalnahmen zum
Schutz vor sexueller Gewalt und Ausbeutung im digi-
talen Raum zu starken, werden Aufklarungsmalnah-
men des Bundeskriminalamts in Zusammenarbeit mit
den Landespolizeistellen, zum Beispiel mediale Kam-
pagnen zum Thema ,Loverboy* erfolgen. Nichtregie-
rungsorganisationen leisten beispielhafte Arbeit in der
Fachberatung, dem Kapazitdts- und Wissensaufbau
fur relevante Fachkréfte, die mit Kindern und Jugend-
lichen arbeiten, und in der Fortbildungsarbeit.

Organisierte und rituelle Gewalt als eine Form sexuel-
ler Gewalt und Ausbeutung geht noch immer einher
mit einer mangelnden gesellschaftlichen, politischen
und fachlichen Anerkennung der Gewaltform. Zwi-
schen der durch eine Vielzahl an Berichten, Befragun-
gen und Fachliteratur belegten Praxisrelevanz einer-
seits und der gesicherten Datenlage andererseits gibt
es eine grolle Diskrepanz. Betroffene berichten tber
ihre Gewaltbiografien in Antragen beim Fonds sexuel-
ler Missbrauch, beschreiben in den persénlichen An-
horungen durch die Unabhidngige Kommission zur
Aufarbeitung sexuellen Kindesmissbrauchs eindring-
lich ihre Notlage und suchen Ausstieghilfe beim Hilfe-
telefon Sexueller Missbrauch. Beratungsstellen sowie
Therapeutinnen und Therapeuten weisen auf einen
grofRen Beratungs-, Schutz- und Versorgungsbedarf
hin, denn viele Betroffene suchen Unterstiitzung im
Hilfesystem. Reprasentative wissenschaftliche Studien
zur Haufigkeit und den Folgen liegen jedoch kaum vor.
Auch eine spezifische Datenerfassung bei Polizei und

Koordinierungskreis Menschenhandel.

® Gemeinsame Verstandigung des Nationalen Rates gegen sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen

Justiz findet aus verschiedenen Griinden nicht statt.
Diese Diskrepanz fihrt haufig zu einem interdiszipli-
ndren streitigen Diskurs. Gleichwohl sind zunehmend
Verdnderungen zu einer sachlichen Bearbeitung des
Themas und Debatten insbesondere zu den Belas-
tungsfolgen erkennbar.

Der Nationale Rat nimmt die vom Fachkreis ,Sexuali-
sierte Gewalt in organisierten und rituellen Gewalt-
strukturen®, der von 2016 bis 2018 beim Bundesfamili-
enministerium an Empfehlungen fir Politik und
Gesellschaft gearbeitet hat, empfohlene Definition®®
zur Kenntnis und legt sie, neben den inhaltlichen
Empfehlungen, seiner Arbeit zugrunde:

Empfehlungen an Politik und Gesellschaft des Fachkreises ,Sexualisierte Gewalt in organisierten und rituellen Gewaltstrukturen®
beim Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 2018, S. 5.
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Definition des Fachkreises ,,Sexua-
lisierte Gewalt in organisierten und
rituellen Gewaltstrukturen®

In organisierten und rituellen Gewaltstrukturen wird
die systematische Anwendung schwerer sexueller Ge-
walt (in Verbindung mit kérperlicher und psychischer
Gewalt) an Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen
durch die Zusammenarbeit mehrerer Taterinnen
und Tater bzw. Taternetzwerke erméglicht und ist
haufig verbunden mit kommerzieller sexueller Aus-
beutung (Zwangsprostitution, Handel mit Kindern,
Missbrauchsabbildungen). Dient eine Ideologie zur
Begriindung oder Rechtfertigung der Gewalt, wird dies
als rituelle Gewaltstruktur bezeichnet. In manchen
Strukturen sind Familien generationeniibergreifend
eingebunden. Es erfolgt eine frihkindliche Bindung
an Taterinnen und Tater, Gruppe und Ideologie.
Hinzu kommt ein Schweigegebot. Aussteigende
werden unter Druck gesetzt, erpresst und verfolgt.
Organisierte und rituelle Gewaltstrukturen kénnen
eine umfassende Kontrolle und Ausbeutung von
Menschen durch Mind-Control-Methoden beinhalten.
Die planmaRig wiederholte Anwendung schwerer
Gewalt erzwingt spezifische Dissoziation bzw. eine
gezielte Aufspaltung der kindlichen Personlichkeit.
Die entstehenden Personlichkeitsanteile werden fiir
bestimmte Zwecke trainiert und benutzt. Ziel dieser
systematischen Abrichtung ist eine innere Struktur, die
durch die Taterinnen und Tater jederzeit steuerbar ist
und fir die das Kind und spater der/die Erwachsene
im Alltag keine bewusste Erinnerung hat.

Fir Menschen mit diesen Erfahrungen ist es beson-
ders schwer, Schutz und angemessene Unterstiitzung
zu erhalten. Bei der Unterstltzung von Betroffenen ist
es also erforderlich, dass zusatzliche komplexe Her-
ausforderungen berticksichtigt werden: moégliche Ta-
terkontakte zur organisierten Kriminalitét, involvierte
Familien- und Taternetzwerke, friiher Beginn der Ge-
walterfahrungen, kommerzielle sexuelle Ausbeutung,

Bestrafungen fir die Suche nach Hilfen, taterloyale
Personlichkeitsanteile, die massiv manipuliert wurden
und die Behandlung schwer machen. Zudem miissen
Versorgungsangebote den Ubergang der jugendlichen
Person in das Erwachsenenalter mitdenken und aus-
gestalten sowie besonders vulnerable Gruppen, bei-
spielsweise Miitter, in den Blick nehmen.

Die komplexen Gewaltstrukturen und haufig schweren
Traumatisierungen und Folgestérungen der Betroffe-
nen erfordern damit ein spezifisches, interdisziplindres
Vorgehen. Aufklarung und Sensibilisierungsarbeit sind
erforderlich, miissen aber zwingend mit einer Verbes-
serung der Versorgung Hand in Hand gehen. Betroffe-
ne sowie professionelle Unterstiitzerinnen und Unter-
stltzer warnen vor einer Verscharfung der Situation,
die bereits erkennbar ist: Durch die wichtige und zu-
nehmende Thematisierung suchen Betroffene ver-
mehrt nach Hilfe. Professionell Helfende erkennen
haufiger Verdachtsmomente fiir diesen Gewalthinter-
grund. Die Weitervermittlung beispielsweise in
Schutzunterkiinfte, Traumatherapie und Ausstiegsbe-
gleitung sind jedoch sehr schwierig. Denn das Regel-
system bietet mit seinen Voraussetzungen nicht im-
mer die passende Unterstitzung flr Betroffene.
Fachleute wissen um die ,Harten®im Regelsystem und
entscheiden sich mitunter gegen diese Arbeit und die
Klientinnen und Klienten mit diesen Gewalterfahrun-
gen. Zudem sehen sich professionell Helfende teilwei-
se fachlich isoliert, angefeindet oder auch von Tater-
netzwerken bedroht. Ein Mangel an personellen und
technischen Ressourcen kann die Situation verschar-
fen. Dazu kommt, dass juristisch verwertbare Aussa-
gen bei fortbestehenden Taterkontakten und/oder bei
der Diagnose einer dissoziativen Stérung kaum mog-
lich sind. Diese Herausforderungen bei der speziali-
sierten Unterstiitzung, aber auch bei der Ermittlung
machen einen Ausstieg schwierig.

Der Nationale Rat stellt fest, dass Fachpersonen im
Regelsystem mit Angeboten einer Qualifizierung zum
Thema organisierte und rituelle Gewalt und zu den
Diagnosen dissoziative Identitdtsstérung und Kom-
plextrauma unterstiitzt werden missen. Hierbei wird
es sinnvoll sein, zwischen der Ausbildung von Grund-
lagenwissen Uber sexuelle Gewalt und deren Folgen,
einschlieBlich moglicher Traumafolgestérungen, und
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darauf aufbauend der Vermittlung von spezialisiertem
Fachwissen tiber organisierte und rituelle Formen der
sexuellen Gewalt und deren genannten spezifischen
Folgen in Fortbildungen zu unterscheiden. Der Natio-
nale Rat spricht sich deshalb dafiir aus, das Thema ins-
besondere in die Hochschullandschaft einzubringen,
um Forschungs- und Versorgungsliicken weiter zu
schlieflen.

Zugleich soll eine gesteigerte Aufkldrung mit einer
konkreten Verbesserung der psychosozialen Versor-
gung einhergehen. Die Schaffung von spezifischen An-
geboten und Kompetenzzentren ist erforderlich und
sollte gestarkt und ausgebaut werden. Es ist notwen-
dig, dass die Standards zur Behandlung dissoziativer
Stérungen die komplexen Gewaltstrukturen einbezie-
hen und dies in Weiterbildungen zur Behandlung ver-
mittelt wird. Der Nationale Rat ist Uberzeugt davon,
dass eine Integration dieses Handlungsfeldes in die
Fachgesellschaften zu einer weiteren Professionalisie-
rung und Qualitdtssicherung in der Arbeit zu organi-
sierter und ritueller Gewalt fiihren wird.

Zudem wurde herausgestellt, dass Schutzeinrichtun-
gen bei Menschenhandel und organisierter und rituel-
ler Gewalt dhnlich gestaltet sind, sodass Synergien
und Ubertragbarkeitskonzepte in den Blick zu nehmen
sind. Aullerdem braucht es starke Kooperationen im
Bereich der Ausstiegsbegleitung, die personell und fi-
nanziell unterlegt sind, um Betroffenen helfen zu kdn-
nen. Uberschneidungen zu dem Bereich Menschen-
handel sind deutlich erkennbar und eine bessere
Vernetzung und Kooperation erforderlich.

® Gemeinsame Verstandigung des Nationalen Rates gegen sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen

Wissenstransfer und Qualifizierungen
zur Aufklarung und Sensibilisierung der
(Fach-)Offentlichkeit

Die Mitglieder des Nationalen Rates machen sich fiir
eine Aufklirung und Sensibilisierung der (Fach-)Of-
fentlichkeit stark, indem MalRnahmen fir einen ver-
besserten Wissenstransfer und zur Qualifizierung von
Fachpersonal getroffen werden.

Bis zum Sommer 2021 wird das ,Wissensportal zur
Aufklarung und Unterstiitzung bei organisierter und ri-
tueller Gewalt” erarbeitet und im Folgenden evalu-
iert.% Die Inhalte der Website basieren auf wissen-
schaftlichen Befunden und auf Erfahrungsbefunden
der Fachpraxis. Damit werden Fachkrafte in ihrer
Handlungskompetenz unterstitzt und die psychosozi-
ale Versorgung von Betroffenen ritueller Gewalt ver-
bessert. Die Verkniipfung von Praxis und Wissenschaft
ermoglicht, Antworten auf das zu geben, was Betroffe-
ne und Fachkrifte erfragen. Im Rahmen der Arbeit am
Portal sollen auch Studierende durch ein Seminar zu
organisierter und ritueller Gewalt wahrend ihrer Aus-
bildung vorbereitet werden. Der Weg in die (universita-
ren) Ausbildungsinhalte ist ein weiterer wichtiger
Schritt fur die Versachlichung des Themas.

Das beim Hilfetelefon Sexueller Missbrauch angesie-
delte Angebot ,berta“ (Beratung und telefonische An-
laufstelle fir Betroffene organisierter sexualisierter
und ritueller Gewalt) wird fortgefiihrt und eine wissen-
schaftliche Begleitung implementiert, um Erkenntnisse
zur Fachberatungspraxis zu beférdern und mit dem
Wissensportal verkniipfen zu kénnen.

Auf dem Portal ,,Geschichten die zdhlen“ der Unabhan-
gigen Kommission zur Aufarbeitung sexuellen Kindes-
missbrauchs werden unter einer Schlagwortsuche ,or-
ganisierte/rituelle Gewalt“ Gewaltbiografien von
Betroffenen nachlesbar sein. Das Portal sowie eine Zu-
sammenfassung zum Forschungsprojekt Rituelle Ge-

89 Universititsklinikum Hamburg-Eppendorf.
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walt der Unabhdngigen Kommission*®® werden insbe-
sondere bei Aus- und Fortbildungseinrichtungen bis
2022 verbreitet.

Fir Fachkrafte der Kinder- und Jugendhilfe sowie wei-
tere Fachkrifte aus dem Gesundheitswesen werden
von verschiedenen in dem Bereich tatigen Tragerinnen
und Tragern Fortbildungen angeboten, um das Wissen
zu diesem speziellen Gewaltkontext und seinen Folgen
kontinuierlich zu verbreiten.*

Sensibilisierungsmaterialien wie Kurzbroschiiren, ein
Erklarvideo und andere Materialien, die unter ande-
rem im oben genannten Fachkreis erarbeitet wurden,
werden verstarkt verbreitet. Publikationen zum Thema
werden in breitflachig gelesenen Journalen, zum Bei-
spiel Deutsches Arzteblatt und Fachzeitschriften der
Kinder- und Jugendbhilfe, veréffentlicht. Der Nationale
Rat spricht sich daflr aus, dass alle Fachkrafte, die Be-
darfe von Betroffenen dieser besonderen Gewaltkon-
texte erkennen und einordnen kénnen sollen und setzt
sich daher dafir ein, dass Verantwortliche fiir Aus- und
Fortbildung bei Polizei, Justiz, Jugendhilfe und im me-
dizinischen Bereich auf diese Sensibilisierungsmateri-
alien und -malRnahmen aufmerksam gemacht werden.

Forschung, wissenschaftliche Evidenz
und Verbesserung der Datenlage
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Um Maoglichkeiten der Identifizierung der Gewaltfor-
men, Behandlungskonzepte und fachliche Standards
weiterzuentwickeln, wird zu Psychotherapie bei Sto-
rungsbildern, die hdufig in Zusammenhang mit orga-
nisierter und ritueller Gewalt stehen, geforscht.*

Eine bundesweite Abfrage unter den spezialisierten
Fachberatungsstellen gegen sexuelle Gewalt in Kind-
heit und Jugend sowie bei Frauenhiusern/Zufluchts-
wohnungen zur Erfassung der Haufigkeit der Anfragen

aus dem Themenfeld, der Angebote, Herausforderun-
gen, Grenzen und Bedarfe wird im Rahmen des Natio-
nalen Rates beraten und konzipiert. Auf der Basis der
Ergebnisse der Befragung kann gemeinsam mit erfah-
renen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von Fachbe-
ratungsstellen und Frauen-/Méadchenhdusern ein
Leitfaden fur den Erstkontakt und Beratung/Beglei-
tung von Betroffenen organisierter und ritueller Ge-
walt erstellt werden. Aus diesem Prozess heraus kon-
nen zudem praxisbezogene Fortbildungs-Curricula
entstehen, die auf die Arbeit der Beratungsstellen und
Frauen-/Madchenh&user zugeschnitten sind.

Integration in die Regelversorgung

Der Nationale Rat empfiehlt, Angebote in den Syste-
men der Regelversorgung, die sich an den beim Aus-
stieg aus organisierter und ritueller Gewalt bestehen-
den spezifischen Schutzbedarfen, aber auch
Ressourcen und Starken orientieren, zu starken. Er be-
grifdt, dass sich auch spezialisierte Fachgesellschaften
positionieren. Im Rahmen einer Spezialambulanz fir
Traumafolgestérungen sollen Weiterbildungsmodule
zur dissoziativen Identitatsstorung bei organisierter
und ritueller Gewalt und Angebote entwickelt und
evaluiert werden. Sie sollen auf bestehende Curricula
von Fachgesellschaften aufbauen und in Absprache
mit diesen - vor allem mit der Deutschsprachigen Ge-
sellschaft fiir Psychotraumatologie — weiterentwickelt
werden.

Das Kompetenzzentrum Organisierte Gewalt in der
Traumaambulanz des UKE Hamburg entwickelt im
Rahmen eines Modellprojekts eine bessere arztliche
und psychologische Versorgung von Betroffenen. Da-
bei soll fachliches Wissen zur dissoziativen Identitats-
storung und organisierter ritueller Gewalt in beste-
hende Angebote mit Kooperationspartnerinnen und

Professionelle Begleitung von Menschen, die sexuelle Gewalt und Ausbeutung, im Besonderen organisierte rituelle Gewalt, erlebt haben:
Die Perspektive der Betroffenen und der Fachkolleginnen und Fachkollegen; https://www.aufarbeitungskommission.de/kommission/

BAG-Kinderschutzzentren, NIN.Ae. V.

ueber-uns/forschungsprojekte-studien/forschungsprojekte/professionelle-begleitung-betroffener-organisierter-ritueller-

ewalt/.

92 Kompetenzzentrum Organisierte Gewalt am Universititsklinikum Hamburg.
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Kooperationspartnern im Kontext von Trauma-
ambulanzen und Opferschutz (zum Beispiel anonyme
Spurensicherung) integriert werden. Zudem werden
regelmaRige Supervisionsangebote fiir Psychothera-
peutinnen und -therapeuten zum Gewaltkontext und
zu dissoziativen Stérungen Identitatsstdrungen ent-
wickelt und evaluiert.

Fachberatungsstellen sind eine wichtige Vermittlung
in die Regelversorgung und stellen auch durch eigene
Angebote eine langfristige und niedrigschwellige Ver-
sorgung sicher.

In der folgenden Arbeitsphase sollen folgende Schrit-
te angegangen werden:

Um minderjdhrige Betroffene von Menschenhandel
besser zu identifizieren und ihnen spezifische Hilfen
zukommen zu lassen, sind geschulte Ansprechperso-
nen in der Kinder- und Jugendhilfe zum Thema uner-
lasslich. Eine Erhebung soll Erkenntnisse liefern, wie
es gelingen kann, diese strukturell zu verankern und
Handlungssicherheit und wirksamen Schutz zu befdr-
dern. Dabei soll an die bestehenden Strukturen zum
Kinderschutz angeknipft und die Kooperation zwi-
schen bestehenden Fachberatungsstellen und den
ortlichen Jugendamtern sowie freien Tragerinnen und
Tragern gestdrkt werden. Um bei der Ausgestaltung
von spezialisierten Angeboten und Einrichtungen fir
eine bedarfsgerechte Unterbringung voranzukommen,
sollen begleitend zur Entwicklung von Modellen be-
stehende Unterbringungsangebote und Beispiele gu-
ter Praxis in Deutschland ermittelt und analysiert wer-
den. Internationale Erfahrungen sollen einbezogen
werden.

Um den Kinder- und Jugendmedienschutz gut umzu-
setzen, soll der Nationale Rat die Entwicklung von
Leitlinien zu ,digitalen Schutzkonzepten® unterstiit-
zen. Bei den Interaktionsrisiken in der Alterskenn-
zeichnung sollen die spezifische Expertise zu sexueller
Gewalt einbezogen und aktuelle Phanomene der On-
line-Ausbeutung beriicksichtigt werden.

Die MaRnahmen zur Sensibilisierung und Versorgung
bei organisierter und ritueller Gewalt sollen weiter
ausgebaut werden. So kdnnten Fortbildungskonzepte
und Train-the-Trainer-Seminare im Rahmen des Nati-
onalen Rates entwickelt werden. Fiir den Aufbau einer
starken Kooperation zur Ausstiegsbegleitung wird zu
prifen sein, inwieweit das Thema in bestehende Netz-
werke gegen sexuelle Gewalt integriert werden kann
und was an zusatzlicher spezifischer interdisziplinarer
Vernetzung erforderlich ist. Gepriift werden soll, wie
die Skizzierung eines Lebenslaufmodells als Hand-
lungsorientierung fiir Fachkrifte dabei helfen kann,
Licken und Herausforderungen in der Regelversor-
gung zu identifizieren.
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Der Betroffenenrat begriiRt es, dass sich der Nationale
Rat mit einer AG dem verbesserten Schutz vor Aus-
beutung und der Verstarkung der so wichtigen inter-
nationalen Kooperation widmet. Aus unserer Sicht
mochten wir auf folgende Aspekte vertieft reagieren:

Menschenhandel und der Handel und Tausch von Dar-
stellungen sexualisierter Gewalt sind Formen der or-
ganisierten Kriminalitdt und keine Einzelfille. Nur
wenn der Staat mit den dieser Dimension angemesse-
nen Ressourcen und Instrumenten darauf reagiert,
kann der Schutz Minderjahriger vor Ausbeutung und
sexualisierter Gewalt sichergestellt werden. Deutsch-
land hat im Gegensatz zu vielen Ldndern im Globalen
Siden die finanziellen Ressourcen dazu, sich verstarkt
in der internationalen Zusammenarbeit im Kampf ge-
gen sexualisierte Gewalt und Ausbeutung von Kindern
und Jugendlichen zu engagieren. Der Staat muss die
Ressourcen bereitstellen, um zum Beispiel reisende
Sexualstraftater*innen mit deutscher Staatsangehd-
rigkeit, die sich auf Minderjahrige spezialisiert haben
und im Ausland Straftaten gegen Minderjahrige bege-
hen, konsequent verfolgen zu kénnen und eine inter-
nationale Kooperation im Themenfeld auszubauen.
Wir begriiRen das groRe Engagement vieler NGOs in
diesem Themenfeld, aber méchten den Staat auch an
seine Schutzverantwortung erinnern.

Es bleibt ein Problem, dass die Polizeiarbeit an Bun-
des- und Staatsgrenzen gebunden ist, Tater*innen-
netzwerke und -strukturen jedoch sehr haufig national
(bundeslénderiibergreifend) und international organi-
siert sind. Auch bei der Strafverfolgung von Tater*in-
nen braucht es eine verstarkte internationale Zusam-
menarbeit. Hinter jedem Foto und Video einer
sexualisierten Gewalthandlung steht eine Straftat, die
in der analogen Welt geschieht. Die Kooperation von
Ermittlungs- und Strafverfolgungsbehérden muss
nicht nur bundeslanderiibergreifend, sondern auch in-
ternational verstarkt werden.

Fortbildungen und eine breite Sensibilisierung allein
werden nicht ausreichen, um Kinder und Jugendliche
kinftig starker vor Ausbeutung und sexualisierter Ge-
walt schiitzen zu kénnen - es braucht auch flachende-
ckend regelfinanzierte Erganzungen des Hilfesystems,
beispielsweise von Fachberatungsstellen. Notig ist
eine Strategie, die sowohl eine Spezialisierung von Un-
terstlitzungsangeboten als auch eine weitere Befdhi-
gung von Angeboten der Regelversorgung ermoglicht.
In diese Strategie sind auch Angebote fir Erwachsene,
die aus organisierter und ritueller Gewalt aussteigen
mochten, aussteigen oder ausgestiegen sind, einzu-
schlieRen.

Wir sehen nach wie vor Schutzliicken in Erstaufnah-
meeinrichtungen fiir Gefliichtete. Auch in diesen mds-
sen alle Mitarbeitenden geschult und sensibilisiert
werden, um minderjahrige von Menschenhandel und
Ausbeutung Betroffene erkennen und niedrigschwel-
lig den Zugang zu bedarfsgerechten Unterstiitzungs-
moglichkeiten erméglichen zu kdnnen. Das Ausmal
der Bemiihungen, minderjahrige Betroffene zu schiit-
zen, darf sich in keinem Handlungsfeld an der Staats-
angehorigkeit der Minderjahrigen bemessen. Alle Min-
derjihrigen haben das Recht, vor (erneutem)
Menschenhandel geschiitzt zu werden.

Um Fachkréfte in ihrer Handlungskompetenz zu un-
terstiitzen, soll Wissen zu organisierter und ritueller
Gewalt regularer Bestandteil von Ausbildungsinhalten
von Hochschulen werden. Ergéanzend halten wir es fiir
sehr wichtig, dass neben Universititen auch Fach-
hochschulen und ausdriicklich auch die Soziale Arbeit
mit einbezogen werden. Berufs- und Fachschulen fir
padagogische Fachkréfte sollten ebenfalls beriicksich-
tigt werden.
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Es wiére zu (iberlegen, ob nicht alle Akteur*innen im
digitalen Raum (Telekommunikationsanbietende,
Plattform- und Suchmaschinenbetreibende, Anbie-
ter*innen von Online-Videospielen, Hosting-Services,
Kreditkartenfirmen etc.), die auf dem deutschen Markt
agieren, in die finanzielle Pflicht genommen werden
kdnnten - zum Beispiel durch eine Abgabe von 1 % des
in Deutschland erzielten Bruttoumsatzes, um somit fi-
nanzielle Ressourcen fiir die im Nationalen Rat gedu-
Rerten Forderungen bereitzustellen. Akteur*innen im
digitalen Raum stellen die digitale Infrastruktur fir
konkrete und mogliche sexualisierte Gewalt zur Verfii-

gung.
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Sexuelle Gewalt gegen Kinder und Jugendliche ist ein
weitverbreitetes Phianomen. Die Erkenntnisse zur
Haufigkeit, zu Tatkontexten, Betroffenen sowie Tatern
und Taterinnen sind jedoch nicht ausreichend vorhan-
den.

Eine verbesserte Datengrundlage zu AusmaR und Er-
scheinungsformen sexueller Gewalt gegen Kinder und
Jugendliche ist unerlésslich, um evidenzbasierte und
nachhaltige politische Entscheidungen im Themen-
feld zu treffen und sowohl die fachspezifische als auch
die gesamtgesellschaftliche Kommunikation weiter zu
qualifizieren. Diese Datengrundlage ist erforderlich,
um MaRnahmen der Pravention passgenau einzuset-
zen, Hilfen besser am tatsachlichen Bedarf auszurich-
ten und Forschung zielgerichteter voranzubringen.

Haufigkeitsdaten verdeutlichen das AusmaR von sexu-
eller Gewalt gegen Kinder und Jugendliche und er-
moglichen damit die Identifikation potenziell vulnera-
bler Gruppen und Kontexte. Durch regelmalige
Erhebungen kénnen Entwicklungen tber lingere Zeit-
abstdnde beobachtet und somit fiir die strategische
Steuerung von Praventions- und HilfemaRnahmen ge-
nutzt werden. Die Ergebnisse - insbesondere der Ver-
gleich zwischen Dunkel- und Hellfelddaten - kénnen
Versorgungsliicken aufdecken und so zur Verbesse-
rung des Hilfesystems beitragen. Zudem kdnnen die
Ergebnisse fiir Offentlichkeitsarbeit und die Sensibili-
sierung der Gesellschaft genutzt werden und die
Grundlage fiir weitere wissenschaftliche Forschungs-
vorhaben bieten. Auch die Weltgesundheitsorganisati-
on (WHO) stuft die Wichtigkeit eines Monitorings der
Haufigkeitsdaten zu Gewalt an Kindern als sehr hoch
ein. Im Aktionsplan zur Privention von Kindesmiss-
handlung der Weltgesundheitsorganisation, der im
Kontext der Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Natio-
nen steht, ist dieses Monitoring als erstes zentrales
Ziel genannt.” Eine breite und systematische Wissens-

grundlage ist eine entscheidende Voraussetzung, um
sexuelle Gewalt gegen Kinder und Jugendliche und
deren Folgen deutlich zu reduzieren.

Eine im Vorfeld vom Unabhangigen Beauftragten in
Auftrag gegebene Expertise zum Stand der Forschung
im Themenfeld® zeigt, dass es bereits hochkaratige
Forschungsvorhaben zu sexueller Gewalt an Kindern
und Jugendlichen gibt. Allerdings wird ebenfalls deut-
lich, dass es in vielen Bereichen - unter anderem der
Haufigkeit von sexueller Gewalt - noch hohen Bedarf
flr weitere Forschung gibt.

Einen wesentlichen Beitrag zur Etablierung des aktuell
vielfaltigen und von Interdisziplinaritidt gekennzeich-
neten Forschungsfelds hat das Bundesministerium fir
Bildung und Forschung (BMBF) geleistet. Ausgehend
von den Empfehlungen des Runden Tischs ,Sexueller
Kindesmissbrauch® férdert das BMBF im Bereich der
Bildungs- und der Gesundheitsforschung seit rund
zehn Jahren Forschungsvorhaben zu sexueller Gewalt
gegen Kinder und Jugendliche mit einem Fordervolu-
men von ca. 67 Millionen Euro. Fiir Forschungsvorha-
ben ab 2021 sind weitere Férdermittel in Héhe von
rund 12 Millionen Euro vorgesehen. Die in der Forder-
linie ,Forschung zu sexualisierter Gewalt gegen Kinder
und Jugendliche in pddagogischen Kontexten® gewon-
nenen Erkenntnisse sowie modellhafte Praventions-
ansatze und Interventionskonzepte sollen langfristig
in passgenaue, breitenwirksame und nachhaltige An-
gebote fir differenzierte Zielgruppen miinden. Dazu
schafft das BMBF derzeit die ndtigen Voraussetzungen
durch die Forderung gezielter Transferprojekte. Zu-
dem werden derzeit zwei neue Deutsche Zentren fir
Kinder- und Jugendgesundheit bzw. psychische Ge-
sundheit aufgebaut, um in diesen beiden wichtigen
Gesundheitsbereichen die Spitzenforschung und die
Anwendung der gewonnenen Erkenntnisse in der Ver-
sorgung in Deutschland noch starker voranzubringen.

Weltgesundheitsorganisation, Regionalbtiro Europa. EUR/RC64/13: In Kinder investieren: Aktionsplan der Européischen Region

zur Pravention von Kindesmisshandlung (2015-2020). https://www.euro.who.int/ data/assets/pdf file/0003/253767/64wd13g Invest-

ChildMaltreat 140439.pdf

Jud, A. & Kindler, H. (2019): Ubersicht Forschungsstand sexualisierte Gewalt an Kindern und Jugendlichen im deutschsprachigen Raum.

https://beauftragter-missbrauch.de/fileadmin/Content/pdf/Presse Service/Hintergrundmaterialien/200917 UBSKM Expertise V4.pdf
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Die Férderung der Zentren ist im - inhaltlich gemein-
sam vom BMBF und Bundesministerium fiir Gesund-
heit (BMG) getragenen — Rahmenprogramm Gesund-
heitsforschung der Bundesregierung angesiedelt.

Trotz dieser bisherigen - sehr beachtlichen - wissen-
schaftlichen Bemihungen kann in Deutschland noch
kein umfassendes Bild zur Haufigkeit von sexueller
Gewalt an Kindern und Jugendlichen gezeichnet wer-
den. Erhebungen im Dunkelfeld sind in Deutschland
bisher noch nicht umfassend durchgefiihrt worden.
Vorhandene Studien sind aufgrund unterschiedlicher
Erhebungskontexte, -methoden und -zeitpunkte so-
wie der jeweils zugrunde liegenden Fragestellungen,
Definitionen von sexueller Gewalt und Befragtengrup-
pen zudem nur sehr eingeschrankt miteinander in Be-
zug zu setzen. Daten aus dem Hellfeld - amtlich be-
kannt gewordene (Verdachts-)Falle in der Kinder- und
Jugendhilfe, der gesundheitlichen Versorgung, Polizei
und Justiz - werden zwar erhoben, aber auch hier
stellt sich das Problem, dass unterschiedliche Definiti-
onen sexueller Gewalt verwendet und (Verdachts-)
Fille teilweise nur liickenhaft erfasst werden. Daher
ist derzeit ein Vergleich zwischen den einzelnen Ver-
sorgungssystemen sowie dem Hell- und Dunkelfeld
nicht moéglich.*®

Um eine umfassende Datengrundlage zu schaffen, die
allen Akteurinnen und Akteuren im Nationalen Rat
hilft, ihre jeweiligen MalRnahmen sinnvoll weiterzu-
entwickeln, ist eine Verstandigung dariiber notwendig,
welche neuen Daten - insbesondere im Dunkelfeld -
wie erhoben werden beziehungsweise wie vorhandene
Daten - insbesondere im Hellfeld - in ein Gesamtbild
eingefligt werden. Die Zielsetzung der AG ,,Forschung

® Gemeinsame Verstandigung des Nationalen Rates gegen sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen

und Wissenschaft“ in der ersten Arbeitsphase besteht
daher darin, auf Basis der bisherigen wissenschaftli-
chen sowie interdisziplindren Erfahrungen und Er-
kenntnisse einen Konsens fiir eine abgestimmte und
gemeinsame Strategie zu erarbeiten, um Haufigkeits-
daten zu sexueller Gewalt an Kindern und Jugendli-
chen zu generieren.

Die Arbeitsgruppe diskutierte drei Fragestellungen:

Mit welchen Methoden (Instrumente und Settings)
sind die gewiinschten Erkenntnisse zum Dunkelfeld
zu generieren?

Welche Leitlinien sollten Erhebungen von Haufigkeits-
daten zugrunde liegen?

Wie kénnen Hellfelddaten im Sinne der Ziele des
Nationalen Rates nutzbarer gemacht werden?

AuRerdem wurden Expertisen in Auftrag gegeben, die
voraussichtlich im Laufe des Sommers 2021 final vor-
liegen. Erste vorlaufige Ergebnisse sind bereits in den
Arbeitsprozess der AG ,Forschung und Wissenschaft”
eingeflossen. Die Expertisen haben die folgenden The-
men untersucht:

Partizipation in Studien zur Haufigkeit von sexueller
Gewalt an Kindern und Jugendlichen

Erhebungsinstrumente sexueller Gewalt an Kindern und
Jugendlichen in Dunkelfeldstudien

Machbarkeitsexpertise zur Durchfiihrung von Dunkel-
feldstudien im Erhebungskontext Schule

Jud, A, Rassenhofer, M., Witt, A., Miinzer, A. & Fegert, J. M. (2016): Haufigkeitsangaben zum sexuellen Missbrauch: Internationale
Einordnung, Bewertung der Kenntnislage in Deutschland, Beschreibung des Entwicklungsbedarfs. Unabhingiger Beauftragter

ftir Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs.

https://beauftragter-missbrauch.de/fileadmin/Content/pdf/Pressemitteilungen/Expertise H%C3%A4ufigkeitsangaben.pdf
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Machbarkeitsexpertise zur Durchfiihrung von Dunkel-
feldstudien mittels Haushaltsbefragungen

Datenerhebung sexueller Gewalt an Kindern und Ju-
gendlichen im Hellfeld

Die Diskussion in der Arbeitsgruppe fiihrte zu acht Leit-
linien fir die Erhebung von Haufigkeitsdaten zu sexuel-
ler Gewalt gegen Kinder und Jugendliche. Diese bezie-
hen sich konkret auf kiinftige Dunkelfeldstudien und
Hellfelderhebungen im Themenfeld, sind aber auch ein
Diskussionsbeitrag zu einer breiten Debatte zu Grund-
satzen quantitativer Sozial- und Gesundheitsforschung.

Leitlinien fiir die Konzeption von Haufig-
keitsstudien zu (sexueller) Gewalt an
Kindern und Jugendlichen

Um aussagekraftige und hilfreiche Ergebnisse zu er-
zielen, sind bei der Haufigkeitsforschung zu sexueller
Gewalt an Kindern und Jugendlichen hochste MaRstabe
wissenschaftlicher, ethischer und datenschutzrecht-
licher Standards anzusetzen. Alle Forschungsvorhaben
missen auf das Kindeswohl ausgerichtet sein. Die
Empfehlungen der Bonner Ethik-Erklarung sollten stets
beachtet werden.%®

Die Partizipation von erwachsenen Betroffenen sowie
Studienteilnehmenden ist als fester Bestandteil aller
Vorhaben der Haufigkeitsforschung zu verankern. Be-
troffene und Studienteilnehmende sollen in der Planung
des methodischen Vorgehens, der Interpretation der
Ergebnisse und deren Veréffentlichung aktiv mitwirken.
Durch eine entsprechende Partizipation kénnen die
Forschungsvorhaben an der Lebenswelt der Zielgruppen
ausgerichtet und zentrale Schritte bei ihrer Umsetzung
bewusst multiperspektivisch gestaltet werden. Wichtig
ist, zu Beginn des Arbeitsprozesses mogliche Verdnde-
rungen von Entscheidungshoheiten zu reflektieren und
konkrete Absprachen zu treffen.

Poelchau, HW,, Briken, P,, Wazlawik, M., Bauer, U,, Fegert, ]. M.
& Kavemann, B. (2015): Bonner Ethik-Erklarung: Empfehlun-
gen flir die Forschung zu sexueller Gewalt in padagogischen

Kontexten. https://www.bmbf.de/files/Ethikerklaerung(1).pdf

MICHAEL KOLCH & CARSTEN SPITZER

Expertise: Partizipation in Studien
zur Haufigkeit von sexueller Gewalt
an Kindern und Jugendlichen

Beteiligung und Partizipation unterscheiden sich
graduell. Partizipative Forschung im engeren
Sinn geht Gber Beteiligungsformen wie zum Bei-
spiel Beirdte hinaus und beinhaltet zumindest
Mitbestimmung in einem Forschungsprojekt.
Partizipative Gestaltung bedeutet etwa die Ein-
bindung in die Projektplanung von Beginn an, die
kontinuierliche Mitarbeit in Studien, die Bewertung
von Studienergebnissen und deren Dissemination.
Eine solche Einbindung und Mitbestimmung mdis-
sen in Studien strukturell verankert werden. Die
Rolle und Kompetenz von partizipativ beteiligten
Betroffenen miissen in Forschungsteams geklart
und definiert werden. Werden Betroffene einbezo-
gen, bendtigen sie gegebenenfalls Qualifikation.

Bei den Betroffenen handelt es sich um eine he-
terogene Gruppe; dieser Diversitdt muss bei der
partizipativen Ausgestaltung von Forschung zum
Beispiel iber reprasentative Auswahlprozesse und
gegebenenfalls situativin den einzelnen Projekten
Rechnung getragen werden.

Minderjahrige als Teilnehmerinnen und Teilnehmer
von Studien und potenziell Betroffene miissen
ebenfalls beteiligt werden. Ihre Kompetenzen,
beispielsweise zur Entscheidung tber eine Stu-
dienteilnahme, sind in einem fritheren Lebensalter
gegeben, als es die rechtlichen Vorgaben derzeit
vorsehen.

>
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Altersentsprechende Informationen erhéhen
die Kompetenzen Minderjahriger, um Entschei-
dungen treffen zu kénnen. Andererseits haben
Minderjahrige, zum Beispiel im Schulkontext,
auch ein Recht, nicht nurindividuell, sondern auch
strukturell beteiligt zu sein, also generell tGber
die Durchfiihrung von Studien mitzubestimmen.
Dadurch kénnen Vorbehalte gegen solche Studien
vermindert werden und andererseits auch der
Schutz Minderjahriger als Gruppe erhéht werden.
Die Wahrung von Elternrechten bedingt auch
eine Einbeziehung von Sorgeberechtigten. Jedoch
sollte diese zumindest spétestens ab einem Alter
von 14 Jahren gemeinsam mit der Beteiligung von
Minderjdhrigen gestaltet werden.

Haufigkeitsforschung ist in jedem Fall mit niedrig-
schwelligen flankierenden und zielgruppenspezifischen
Hilfsangeboten zu begleiten, um belasteten Studienteil-
nehmenden eine angemessene Unterstiitzung bieten
zu kénnen. Dafiir sind gegebenenfalls Kooperationen
mit weiteren Partnerinnen und Partnern (zum Beispiel
Fachberatung) erforderlich.

Haufigkeitsstudien sollten als Baustein innerhalb einer
gesamten Malinahmen- und Forschungskette ver-
standen werden. Durch eine Einbettung in vor- bzw.
nachgeschaltete oder auch parallele Informations- und
Praventionsangebote, die inhaltlich mit der Erhebung
korrespondieren, erhalten beteiligte Personen (Kinder,
Jugendliche, Eltern/Erziehungsberechtigte, Fachkrafte)
die fir ihre Mitwirkung notwendigen Unterstiitzungs-
und Hilfeangebote. Auf diese Weise konnen Studien auch
einen wichtigen Beitrag zur gesamtgesellschaftlichen
Sensibilisierung fir sexuelle Gewalt an Kindern und
Jugendlichen leisten. Weiterfiihrende Aktivitaten gerade

® Gemeinsame Verstandigung des Nationalen Rates gegen sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen

im Bereich Forschung und Entwicklung, aber auch MaR-
nahmen, die gezielt der Vernetzung und dem Transfer
der Befunde in die verschiedenen Handlungsfelder der
padagogischen Praxis sowie des Gesundheitswesens
oder Justizsystems dienen, sind ebenfalls in diesem Sinne
anzuschlieBen. Nur so kénnen die gewonnenen wissen-
schaftlichen Erkenntnisse bestmdglich von der Praxis
genutzt und eine auf Evidenz basierende Praxis verstarkt
werden. Eine Verkniipfung von Haufigkeitsforschung
mit Praventions- und Interventionsforschung erscheint
in diesem Zusammenhang von besonderer Bedeutung.

Im Rahmen von Dunkelfeldstudien sollten insbesondere
Jugendliche und junge Erwachsene befragt werden, um
Erkenntnisse Gber die aktuellen Prévalenzen zu erlangen.
Die Stichproben sollten idealerweise umfangreich und
reprasentativ fir die Bundesrepublik Deutschland sein,
um bundesweite Aussagen Uber das AusmaR sexueller
Gewalt treffen zu konnen. Eine direkte Befragung von
Kindern unter 14 Jahren kénnte ebenfalls in Betracht
gezogen werden, hieran sind besonders hohe methodi-
sche und ethische Anforderungen zu stellen. Potenziell
vulnerable Gruppen, die ibermaRig von sexueller Gewalt
betroffen sind, sollten besonders beriicksichtigt werden.
Hierzu zahlen unter anderem Kinder und Jugendliche,
die ohne Eltern oder stdndige Bezugspersonen in statio-
naren Einrichtungen untergebracht sind (beispielsweise
in der Kinder-, Jugend- und Behindertenhilfe sowie
psychiatrischen Kliniken), Kinder und Jugendliche, die
in Pflegefamilien leben, Kinder und Jugendliche mit
Beeintrachtigungen oder mit Fluchterfahrung, Kinder
und Jugendliche, deren Eltern oder Betreuungspersonen
in ihren Schutzfdhigkeiten beeintrachtigt sind sowie
transidente, nichtbindre und intergeschlechtliche junge
Menschen.

.. AG ,Forschung und Wissenschaft“



Erhebungen im Dunkelfeld sollten sich nicht nur auf
sexuelle Gewalt beschranken, sondern auch kérper-
liche und psychische Gewalterfahrungen sowie Ver-
nachlassigung mit erfassen, um das Zusammenwirken
der verschiedenen Gewaltformen besser zu verstehen.
Entsprechend sollten die verschiedenen Gewaltformen
differenziert erhoben werden. Neben Schweregrad und
Chronizitat sollten auch die verschiedenen Tatkontexte,
Informationen zum Tater oder zur Taterin beziehungs-
weise Taternetzwerken und deren Strategien umfassend
erhoben werden. Wichtig ist, hier auch organisierte
sexuelle und rituelle Gewalt sowie sexuelle Ausbeu-
tung, Gewalt mittels digitaler Medien und Gewalt unter
Gleichaltrigen mitzudenken. Um das Hilfesuchverhalten
von Betroffenen besser zu verstehen, sollten zudem
Aspekte zu Disclosure sowie Inanspruchnahme von
Hilfeangeboten miterfasst werden. Insgesamt sollte die
Belastung der Befragten durch die Studienteilnahme
bei der Auswahl der Erhebungsinstrumente mitgedacht
werden.

ANDREAS JUD, CEDRIC SACHSER, ANDREAS WITT,
JORG FEGERT & FRANZISKA MEINCK

Expertise: Erhebungsinstrumente
sexueller Gewalt an Kindern

und Jugendlichen in Dunkelfeld-
studien

Weltweit stehen weit Gber 100 Instrumente zur
Verfligung, Giber die Betroffene sexueller Gewalt
in der Kindheit in Umfragen von ihren Erfahrun-
gen berichten kénnen. Eine Mehrheit von ihnen
fokussiert auf die Befragung Erwachsener zu
Erlebnissen in der Kindheit. Es stehen jedoch
auch verschiedene Instrumente zur Verfligung,
die zur Erfassung sexueller Gewalterfahrungen
bei Jugendlichen eingesetzt werden kénnen. ELlf
besonders qualifizierte Instrumente werden aus-
fuhrlich verglichen. Keines der diskutierten Inst-
rumente kann fir eine deutschlandweite Studie
ohne Anpassungen Gibernommen werden. Liicken
betreffen besonders einen deutlichen Mangel
an partizipativer Beteiligung in der Entwicklung
der Fragebdgen. Dennoch bietet es sich fiir eine
reprasentative Studie in Deutschland im Sinne der
internationalen Vergleichbarkeit an, als Grundlage
ein bereits etwas detaillierteres Instrument zu
wahlen und mit weiteren Items, etwa zu den kaum
je beriicksichtigten Tatorten sexueller Gewalt, zu
ergdnzen und den Fragebogen mit betroffenen
Jugendlichen zu validieren.

Die Erfassung sexueller Gewalt an Kindern und
Jugendlichen sollte dabei unter Einschluss wei-
terer Gewalterfahrungen erfolgen. Die Evidenz
ist iberwiltigend, dass Gewalterfahrungen sel-
ten isoliert in einen Bereich fallen, sondern oft
gleichzeitig oder nacheinander verschiedene
Formen der Gewalt erfahren werden. Die Folgen
kénnen entsprechend kaum isoliert voneinander
betrachtet werden und auch die Organisationenin
denverschiedenen Versorgungsfeldern sind selten
isoliert auf sexuelle Gewalt fokussiert.

->
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Entscheidend ist auch eine Starkung von ethischen
Uberlegungen bei Entwicklung, Einsatz von Ins-
trumenten und Interpretation der Resultate zu
sexueller Gewalt an Kindern und Jugendlichen.
Dazu gehoéren neben der verbesserten Partizi-
pation Betroffener in allen relevanten Schritten
auch das Erfassen der individuellen Belastung
durch die Befragung sowie ein Protokoll zum
Umgang mit Belastung wéhrend der Befragung.
Auswertungen bisheriger Studien zum Thema
zeigen, dass Betroffene nicht nur kaum belastet
durch die Befragung sind, sondern sogar Vorteile
durch Befragung identifizieren.

® Gemeinsame Verstandigung des Nationalen Rates gegen sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen

Erhebungen im Dunkelfeld sollten méglichst an den
Standards der WHO zur Messung der Haufigkeit von
Kindesmissbrauch ausgerichtet sein.”” Zwei methodische
Ansatze fir eine reprasentative Dunkelfeldstudie sind
vielversprechend: Erhebungen in Schulen und Erhe-
bungen in Haushalten. Jede dieser Herangehensweisen
hat eigene Starken, aber auch Herausforderungen. Die
Erhebungsarten kénnen als ergdnzende Ansdtze ver-
standen und sinnvoll kombiniert werden.

a.) BeiBefragungen in Schulen ist die enge Kooperati-
on mit den Bundesldndern elementar, da diese ein
differenziertes Genehmigungsverfahren voraus-
setzen. Die Herausforderungen fiir die einzelnen
Schulen sind ebenso zu beriicksichtigen wie der
Gewinn fiir die Pravention und den Zugang zu Hil-
fe fir belastete Schiilerinnen und Schiiler im Sinne
der oben benannten MaRnahmenkette.

b.) Fir Befragungen mittels Erhebungen in Haushal-
ten erscheint die Ausarbeitung eines Befragungs-
moduls zu Gewalterfahrungen, das auch in beste-
henden Bevélkerungssurveys eingesetzt werden
kann, sinnvoll.

Insgesamt sollte die internationale Vergleichbarkeit der
Daten beriicksichtigt werden, um landeriibergreifende
Vergleiche zu ermdglichen und internationale Projekte
anzuregen.

97 Zum Beispiel Meinck, F,, Steinert, J. L, Sethi, D., Gilbert, R,, Bellis, M. A,, Mikton, C., Alink, L. & Baban, A. (2016): Measuring and monitoring
national prevalence of child maltreatment: a practical handbook. Regional Office for Europe of the World Health Organization.
https://www.euro.who.int/ data/assets/pdf file/0003/317505/Measuring-monitoring-national-prevalence-child-maltreatment-

practical-handbook.pdf
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SABINE MASCHKE & LUDWIG STECHER

Machbarkeitsexpertise zur Durch-
fiihrung von Dunkelfeldstudien im
Erhebnugskontext Schule

An der Schule sind (fast) alle fiir die Befragung
relevanten Gruppen von Jugendlichen zu er-
reichen (Reprisentativitit). Um moglichst vie-
le Jugendliche (auch vulnerable Gruppen) mit
einer Befragung erreichen zu kénnen, stellt eine
Dunkelfeldstudie, durchgefiihrt im schulischen
Kontext, ein geeignetes Erhebungssetting dar.
Aus den Schulstatistiken geht hervor, dass mit
einer Schulbefragung (alle allgemeinbildenden
und beruflichen Schulformen) 89 % bis 95 % der
15- bis 17-Jdhrigen erreicht werden kénnen.

Schule bietet die Chance, einen informierenden
und schiitzenden Raum fiir alle Beteiligten zu
schaffen (sicherer, padagogisch verantwortungs-
voller Erhebungskontext). Auf der Basis ihrer
padagogischen Verantwortung und Expertise kann
Schule einen sicheren Raum bieten, in dem die
Befragten ausreichend informiert und geschitzt
werden. Jugendliche treffen im schulischen Kon-
text auf sensibilisierte Erwachsene (beispielsweise
Lehrkrafte, aber auch Interviewende), die in (Kurz-)
Schulungen auf das Thema sexuelle Gewalt vor-
bereitet werden und beispielsweise Betroffene
im Disclosure-Prozess unterstiitzen kénnen. Im
schulischen Kontext knnen zudem schiitzende,
die Befragung flankierende MaRnahmen zum
Beispiel fur Jugendliche, Lehrkrafte und Inter-
viewende implementiert werden, beispielsweise
unter Einbeziehung von Fachberatungsstellen und
Schulpsychologie zur Beratung (auch Hotline) vor,
wahrend und nach der Befragung.

>

Im schulischen Kontext kénnen weiterfiihrende
und padagogisch nachhaltige Praventionsmal-
nahmen an die Befragung angeschlossen werden.
Eine bundesweite Befragung an Schulen hat
auRerdem den Vorteil, dass sie (iber die reine
Ermittlung von Prdvalenzen hinausweist. Der pa-
dagogisch-schulische Kontext bietet die Chance,
eine Befragung einzubetten in weiterfiihrende
praventive Mallnahmen, die eine nachhaltige
Bearbeitung des Themas férdern und vertiefende
Lern- und Bildungsmoglichkeiten fiir alle schuli-
schen Akteurinnen und Akteure - im Sinne einer
praventiven Schulkultur - bieten.
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ELMAR BRAHLER, VERA CLEMENS, MARC ALLROGGEN &

Machbarkeitsexpertise zur Durch-
fiihrung von Dunkelfeldstudien
mittels Haushaltsbefragungen

Uber den Haushaltszugang kénnen reprisentative
Stichproben realisiert werden, die unterschiedliche
Zielgruppen abdecken kénnen, so auch die von den
Vereinten Nationen in den Nachhaltigkeitszielen
empfohlene Erfassung von Gewalterfahrungen
vor dem 18. Lebensjahr (Indikatoren 16.2.1 und
16.2.3). Insbesondere Volljahrige kénnen tber
den Haushaltszugang gut erreicht werden. Bei
Minderjahrigen ist zu beachten, dass Sorgebe-
rechtigte an zwei Stellen involviert werden - direkt
beim Haushaltszugang und bei der Einwilligung,
was eine erhebliche Limitation darstellen kann
(Gatekeeper-Funktion der Sorgeberechtigten). Um
einen Selektionsbias und auch eine Gefdhrdung
Betroffener zu vermeiden, empfiehlt sich, die
Fragen zu Gewalterfahrungen in einen gréReren
Themenkomplex einzubetten. Auch die Imple-
mentierung von Fragen zu Gewalterfahrungenin
bestehenden Gesundheitssurveys erscheint vor
diesem Hintergrund sinnvoll. Bei der Integrationin
bestehende Studien ist jedoch zu beriicksichtigen,
dass die Anzahl von Fragen zum Thema sexuelle
Gewalt, die ibernommen werden kdnnen, limitiert
ist. Eine Kombination von Einzelstudie und Imple-
mentierung in bestehende Surveys, gegebenenfalls
auch die Integration als Modul, erscheint daher
als sinnvolle Option. Um ausreichend Haushalte
mit den relevanten Altersgruppen zu erreichen,
sind Einwohnermeldeamtsstichproben oder
Quota-Verfahren dem Random-Route-Zugang
vorzuziehen.

->

ROBERT SCHLACK Wahrend Gewalterfahrungen in Freizeitinstitutio-

nen wie Sportvereinen oder kirchlichen Kontexten
unter Umstanden gut Gber einen Haushaltszugang
mit zu erheben sind, ist die Erfassung von Gewalt-
erfahrungen von institutionalisierten und dadurch
vulnerablen Personen, zum Beispiel Kinder und
Jugendliche in Heimen, Gber einen Haushalts-
zugang nicht sinnvoll méglich. Hier ware eine
Ergdnzung durch Zusatzstudien notwendig.

Bei der Befragung ist der Schutz der Teilnehmen-
den vorrangig. Die Durchfiihrung der Befragung
in einem geschitzten Raum, Interventionsmog-
lichkeiten bei Hinweisen auf Gefdhrdungen und
entsprechend geschultes Studienpersonal sind
zentral. Insbesondere bei der Befragung Minder-
jahriger kann eine sorgfaltige Abwagung zwischen
Schutz der Teilnehmenden und Informierung
Sorgeberechtigter notwendig werden.

.. AG ,Forschung und Wissenschaft“



Daten aus dem Dunkelfeld sollten systematisch mit
Hellfelddaten in Beziehung gebracht werden. Nur durch
die Kombination und methodische Synchronisierung
von Daten aus dem Hell- und Dunkelfeld kénnen ins-
besondere Hinweise auf Versorgungsliicken erkannt
werden. Zur systematischen Beriicksichtigung und Zu-
sammenfiihrung von Hellfelddaten scheint es sinnvoll,
systemibergreifende Definitionen zur Dokumentation
von (Verdachts-)Fallen von sexueller Gewalt zu schaffen.

ANDREAS JUD & HEINZ KINDLER

Expertise: Datenerhebungen zu
sexueller Gewalt an Kindern und
Jugendlichen im Hellfeld

Es existieren mehrere national einheitliche Daten-
satze im Hellfeld, die bekannt gewordene Fille
sexueller Gewalt an Kindern und Jugendlichen
dokumentieren, namentlich die Statistik zu Ge-
fahrdungsmeldungen nach § 8a SGB VIII aus
der Kinder- und Jugendhilfe, die Statistiken
zur Rechtspflege der Familiengerichte, die vom
Weillen Ring e. V. zusammengetragene Statistik
der Versorgungsamter zum Opferentschadi-
gungsgesetz, die Polizeiliche Kriminalstatistik
und Strafverurteilungsstatistik sowie die Daten
zur Leistungserbringung bei stationdren Patien-
tinnen und Patienten im Krankenhaus. Weitere
Datensétze mit Angaben zu sexueller Gewalt an
Kindern und Jugendlichen werden tiber Teile von
Versorgungsbereichen (beispielsweise Daten von
Krankenkassen) oder regional zusammengetragen.

>

Die jeweiligen Datensatze sind in den erfassten
Daten stark durch den entsprechenden Versor-
gungskontext und den Zweck der Erfassung (zum
Beispiel Dokumentation der Leistungserbringung)
gepragt und kaum sinnvoll vergleichbar, da teils
auch elementare Konzepte, wie Kindheit, unter-
schiedlich operationalisiert werden. Die Logiken,
Zwidnge und teils umfangreichen Prozesse zur
Anpassung der Dokumentation in den jeweiligen
Versorgungsfeldern erschweren den Weg hin zu
mehr Vergleichbarkeit. Fiir eine entsprechende
Anpassung der Daten im Hellfeld ist zu Beginn
ein Konsensus-Prozess zu geteilten Konzepten
und Definitionen zwischen den Disziplinen und
Versorgungsbereichen notwendig. Diese Anpas-
sung muss auch politisch gewollt sein und dauert
mehrere Jahre.

Dennoch kénnen gewisse Erkenntnisliicken auch
rascher geschlossen werden. Die vorhandenen
Datensétze mit Angaben zu sexueller Gewalt an
Kindern und Jugendlichen auf nationaler Ebene
sind oft nur ungeniigend auf ihre Aussagekraft
zur Versorgung Betroffener im jeweiligen Feld
hin analysiert. Entsprechende Studien sollten
gefordert und gefoérdert werden. Gleichzeitig
wird empfohlen, eine umfangreiche multi-sek-
torale Studie zu bekannt gewordenen Fallen von
Kindesmisshandlung zu férdern. Indem mit einem
einheitlichen Raster Fille aus verschiedenen
Versorgungsbereichen iiber einen beschrankten
Zeitraum verglichen werden, kénnen Unterver-
sorgung, regionale Unterschiede und verzerrte
Entscheidungsfindung durch Fachpersonen er-
kannt und MaRnahmen zur verbesserten fachli-
chen Versorgung eingeleitet werden. Gleichzeitig
kann eine solche Studie Ausgangspunkt fiir eine
Anpassung der Hellfelddaten hin zu mehr Ver-
gleichbarkeit sein.



Bundeszentrales Kompetenzzentrum

Eine nationale Strategie zur Haufigkeitsforschung zu
sexueller Gewalt an Kindern und Jugendlichen bedarf
eines Bundeszentralen Kompetenzzentrums. Eine sol-
ches Kompetenzzentrum ermdoglicht ein kontinuierli-
ches Monitoring von (sexueller) Gewalt an Kindern
und Jugendlichen und bietet das Potenzial, Erkennt-
nisse der Haufigkeitsforschung moglichen Effekten
von Praventionsvorhaben und Sensibilisierungskam-
pagnen gegeniberzustellen sowie die entsprechenden
Handlungsempfehlungen fiir die Politik abzuleiten.
Die Einrichtung eines solchen Kompetenzzentrums
dient auch der Umsetzung des Ubereinkommens des
Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller
Ausbeutung und sexuellem Missbrauch.%®

Die Partizipation von Betroffenen sollte sowohl bei
der Konzeptionierung als auch bei der tatsachlichen
Arbeit des Kompetenzzentrums strukturell verankert
werden. Fiir den notwendigen Transfer zwischen Wis-
senschaft und Praxis sind Akteurinnen und Akteure
aus der Praxis konzeptionell und strukturell einzubin-
den. Das Kompetenzzentrum sollte interdisziplinar
ausgerichtet sein und eng mit weiteren Akteurinnen
und Akteuren im Forschungs- und Praxisfeld zusam-
menarbeiten.

Im weiteren Prozess des Nationalen Rates soll das bis-
herige Themenspektrum der AG ,Forschung und Wis-
senschaft” schrittweise erweitert werden. Neben der
inhaltlichen Diskussion der fiinf Expertisen zur Hau-
figkeitsforschung und der Weiterentwicklung der
Strategie zur Haufigkeitsforschung sollen auch Vorha-
ben zu bundesweiten Langsschnittstudien im Dunkel-
feld erértert werden. Studien im Langsschnitt kénnen
wichtige Anhaltspunkte fiir die Entwicklungsverlaufe
von sexueller Gewalt gegen Kinder und Jugendliche
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liefern, auf Schutz- und Risikofaktoren hinweisen und
auch Hinweise zur Wirksamkeit von Préavention,
Schutz- und HilfemaRnahmen sowie zu individuellen
und gesamtgesellschaftlichen Folgen von sexueller
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche liefern. Bei
kiinftigen Entscheidungen zu Forschungsvorhaben
zur Haufigkeit sind sinnvolle Verknipfungen mit
Langsschnittstudien abzuwdégen.

Die AG ,,Forschung und Wissenschaft“ wird sich in der
nichsten Arbeitsphase dariiber hinaus vertieft mit
dem Austausch zwischen Forschung und Praxis im
Themenfeld von Pravalenz, Schutz und Hilfe bei sexu-
eller Gewalt gegen Kinder und Jugendliche befassen.
Dieser Austausch ist besonders wichtig, um evidenz-
basierte Angebote in die Praxis zu tragen und For-
schungsvorhaben an aktuellen Bedarfen der Praxis
auszurichten. Die bisherigen Ergebnisse der Arbeits-
gruppe legen nahe, dass es bereits vielfaltige Formate
fur den Austausch von Forschung und Praxis gibt. Das
Teilen von bisherigen Erfahrungen und Good-Practice
soll weiter vorangebracht werden.

Weitere Themen der AG ,Forschung und Wissen-
schaft“ sollen kiinftig auch Fragen der taterbezogenen
Forschung sowie das Zusammenwirken von Forschung
und Aufarbeitung sein.



Der Betroffenenrat begriiRt es, dass der Nationale Rat
sich ausfihrlich mit dem Themenfeld ,Forschung und
Wissenschaft” und insbesondere Fragen zum metho-
dischen Vorgehen und ethischen Fragen bei Haufig-
keitserhebungen auseinandersetzt. Die Datenlage zu
sexualisierter Gewalt bedarf aus Sicht des Betroffe-
nenrates dringender Verbesserung und eines struktu-
rierten Monitorings, wie es das geplante Bundeszent-
rale Kompetenzzentrum ermdoglichen soll. Nur mit
den notwendigen Erkenntnissen zu Bedarfen und ak-
tuellen Versorgungsliicken lassen sich bestehende
Schutz- und UnterstiitzungsmaRnahmen fiir Kinder,
Jugendliche und betroffene Erwachsene angemessen
ausbauen und, wo notwendig, erganzen.

Diese notwendigen Erkenntnisse kénnen nicht ohne
die Perspektiven und das Wissen derer, um deren Er-
fahrungen es geht, erlangt werden. Dass der Nationale
Rat einen Schwerpunkt auf Partizipation setzt, ist aus
Sicht des Betroffenenrates notwendig und sinnvoll.
Partizipative Forschung ermdoglicht die zielgenauere
Entwicklung zentraler Forschungsfragen, einen besse-
ren und differenzierteren Zugang zum Forschungsfeld,
ein vertieftes Verstandnis des Forschungsgegenstands
und der Ergebnisse. Vor allem aber ist der Einbezug
von Kindern, Jugendlichen und erwachsenen Betroffe-
nen aus ethischen Griinden angezeigt. Partizipation
setzt immer eine Haltung voraus. Die hier entwickel-
ten Leitlinien zur Pravalenzforschung dokumentieren
differenziert, dass und wie eine solche Forschung
moglich ist. Darliber hinaus sind sie in die Standards
internationaler Forschung beziehungsweise in die der
WHO eingebettet und darauf ausgerichtet, Haufig-
keitsforschung sinnvollerweise gemeinsam mit Pra-
ventions- und Interventionsforschung zu denken.

Es ist aus unserer Sicht richtig und notwendig, Kinder
und Jugendliche in die geplanten Erhebungen als Sub-
jekte einzubeziehen, ihnen etwas zuzutrauen und sie
selbst zu fragen, was, wozu und wie sie und ihre Peers

am besten gefragt werden sollten. Es ist richtig und
notwendig, dabei besonders vulnerable und oft iiber-
sehene Gruppen von Kindern und Jugendlichen be-
sonders zu beriicksichtigen. Ebenso richtig und not-
wendig ist, Mehrfachbetroffenheit von Gewalt und
unterschiedliche Gewaltkontexte - einschlieRlich ritu-
eller und organisierter Gewalt — mitzudenken und zu
erfassen. Reine Haufigkeiten ohne Kontextinformatio-
nen helfen nicht weiter. Es hat unterschiedliche Griin-
de, warum die Zahlen im Hellfeld und die Erhebungen
aus dem Dunkelfeld seit Jahrzehnten hoch sind. Zu
forschen bedeutet Fragen zu stellen und Licht in die-
ses Dunkel bringen zu kénnen - wenn Fragen sorgfal-
tig gewahlt und unter den richtigen Rahmenbedin-
gungen gestellt werden.

Viele befragte Minderjahrige, die das fiir sich schon
einordnen koénnen, werden auf die Frage nach dem
Kontext der Gewalt vermutlich antworten: in der eige-
nen Familie. Gerade vor diesem Hintergrund sind
Schulbefragungen wertvoll. Die Schule ist fiir viele
Kinder und Jugendliche ein temporarer Schutzort im
Lebensalltag. In diesem Raum kann eine Befragung
eine Chance bieten: die Chance zu antworten. Eine
unserer wesentlichen Lebenserfahrungen als heute
erwachsene Betroffene ist, dass uns niemand vonsei-
ten der Erwachsenen gefragt hat, ob etwas nicht
stimmt, was uns passiert ist und warum wir so still,
traurig, aggressiv, auffillig Gberangepasst, scheinbar
verriickt, seltsam, anstrengend, befremdlich oder
krank erscheinen. Gefragt zu werden hiatte fiir uns
moglicherweise den Unterschied gemacht. Fragen
kdénnen Respekt bedeuten und zu antworten kann
empowernd sein.

Die forschungspolitischen Fragen sind ein wichtiger
Teil des grolRen Ganzen: Es geht um den politischen
Willen, sexualisierte Gewalt gegen Kinder und Jugend-
liche auch in Deutschland auf der Grundlage eines na-
tionalen Aktionsplans ernsthaft und bestandig zu be-
kampfen und als Erwachsene die Verantwortung fir
ein gewaltfreies und gesundes Aufwachsen von Kin-
dern und Jugendlichen auch im Sinne der Lanzarote-
Konvention zu ibernehmen.

.. AG ,Forschung und Wissenschaft®



Impressum

Nationaler Rat gegen
sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen
www.nationaler-rat.de

Herausgeber:

Bundesministerium fiir

Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Glinkastrafie 24

10117 Berlin

www.bmfsfj.de

Unabhéngiger Beauftragter fir

Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs
Glinkastrafie 24

10117 Berlin
www.beauftragter-missbrauch.de

Bildnachweise:

Foto Christine Lambrecht: Thomas Kéhler / photothek
Foto Johannes-Wilhelm Rorig: UBSKM / Christine Fenzl
Gestaltungskonzept: sans serif, Berlin

Layout: Ramboll Management Consulting GmbH

Stand: Juni 2021


https://www.nationaler-rat.de/
www.bmfsfj.de
www.beauftragter-missbrauch.de

Nationaler Rat gegen
sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen
www.nationaler-rat.de



https://www.nationaler-rat.de/

	Titel: Gemeinsame Verständigung des Nationalen Rates
	Inhalt
	Vorwort
	1.	Sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen
	2.	Der Nationale Rat gegen sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen
	3.	Ausblick
	4.	Umsetzungsschritte für besseren Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexueller Gewalt – Ergebnisse aus den Arbeitsgruppen
	4.1	Arbeitsgruppe „Schutz“
	4.1.1	Ziele und Kernbotschaften der AG „Schutz“
	4.1.2	Gelingensbedingungen verbessern: Maßnahmen, um Schutzkonzepte gegen sexuelle Gewalt zu ermöglichen
	4.1.3	Ausblick der AG „Schutz“
	4.1.4	Kommentierung des Betroffenenrates zur AG „Schutz“

	4.2	Arbeitsgruppe „Hilfen“
	4.2.1	Ziele und Kernbotschaften der AG „Hilfen“
	4.2.2	Interdisziplinäre Kooperation
	4.2.3	Kinder- und Jugendhilfe: Bereitstellung spezifischer Hilfen und Qualitätsentwicklung im Kinderschutz
	4.2.4	Gesundheitliche Versorgung: Bereitstellung traumaspezifischer Angebote
	4.2.5	Soziales Entschädigungsrecht: Zügige und betroffenensensible Verwaltungs- und Gerichtsverfahren für bessere Hilfen
	4.2.6	Ausblick der AG „Hilfen“
	4.2.7	Kommentierung des Betroffenenrates zur AG „Hilfen“

	4.3	Arbeitsgruppe „Kindgerechte Justiz“
	4.3.1	Ziele und Kernbotschaften der AG „Kindgerechte Justiz“
	4.3.2	Verbesserte Qualität der Anhörung und der Vernehmung von Kindern und Jugendlichen
	4.3.3	Qualifizierte Fachkräfte
	4.3.4	Verbesserter Zugang zum Recht
	4.3.5	Interdisziplinäre Kooperation 
	4.3.6	Ausblick der AG „Kindgerechte Justiz“
	4.3.7	Kommentierung des Betroffenenrates zur AG „Kindgerechte Justiz“

	4.4	Arbeitsgruppe „Schutz vor Ausbeutung und internationale Kooperation“
	4.4.1	Ziele und Kernbotschaften der AG „Schutz vor Ausbeutung und internationale Kooperation“
	4.4.2	Identifizierung und spezifische Hilfen für minderjährige Betroffene von Menschenhandel
	4.4.3	Schutz vor sexueller Ausbeutung mittels digitaler Medien 
	4.4.4	Aufklärung und Unterstützung bei organisierter und ritueller Gewalt 
	4.4.5	Ausblick der AG „Schutz vor Ausbeutung und internationale Kooperation“
	4.4.6	Kommentierung des Betroffenenrates zur AG „Schutz vor Ausbeutung und internationale Kooperation“

	4.5	Arbeitsgruppe „Forschung und Wissenschaft“
	4.5.1	Ziele und Kernbotschaften der AG „Forschung und Wissenschaft“
	4.5.2	Strategie zur Erhebung von Häufigkeitsdaten zu (sexueller) Gewalt gegen Kinder und Jugendliche
	4.5.3	Ausblick der AG „Forschung und Wissenschaft“
	4.5.4	Kommentierung des Betroffenenrates zur AG „Forschung und Wissenschaft“


	Impressum



